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Kennen Sie Herrn Siemens? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Zu den großen Gründergestalten 
der deutschen Industrie zählt Werner 
von Siemens. In ihm vereinigen sich 
die Eigenschaften des Naturwissen­
schaftlers mit der Erfindungsgabe 
des Ingenieurs, der ausgeprägte Sinn 
für die praktische Nutzanwendung 
mit dem Mut zu unternehmerischem 
Risiko. 

Werner von Siemens ("von" seit 
1888) wird am 13. Dezember 1816 in 
Lehnte (bei Hannover) als Sohn eines 
Landwirtes geboren. Die begrenzten 
finanziellen Mittel seiner Eltern veran­
lassen ihn, eine militärische Laufbahn 
einzuschlagen. Damit erhält er die 
Möglichkeit, an der Berliner Artillerie­
und Ingenieurschule zu studieren. Ab 
1838 versieht er seinen Militärdienst 
in Magdeburg und Berlin. Siemens 
scheidet 1849 aus dem aktiven mi­
litärischen Dienst aus und widmet 
sich seiner 1847 gegründeten Tele­
graphenbauanstalt. In dem folgen­
den Jahrzehnt gründet er in ver­
schiedenen europäischen Ländern 
weitere Firmen. 

Als Artillerieoffizier der preußi­
schen Armee betreibt Siemens seine 
naturwissenschaftlichen und techni­
schen Forschungen zunächst in sei­
ner Freizeit. Trotzdem erregt er die 
Aufmerksamkeit der Fachwelt durch 
die Entwicklung einer Methode zur 
galvanischen Vergoldung. Diese und 
weitere Erfindungen (z. B. Druckvor­
richtung für Rotationspressen, Diffe­
rentialregler für Dampfmaschinen) 
versucht er zu verkaufen, um seine 
Farnilie finanziell zu unterstützen. 

Der Besuch von Vorträgen und das 
Selbststudium erschließen ihm die 
Welt der Telegraphie. Die magische 
Anziehungskraft dieser Technik 
schlägt Siemens so in ihren Bann, 
daß er sich seine berufliche Zukunft 
nur noch im Bereich der Telegraphie 

vorstellen kann. Er gründet 1847 die 
"Telegraphen-Bauanstalt von Sie­
mens & Halske" in Berlin. Aufgrund 
seines technischen Einfallsreichtums 
gelingt ihm die Verbesserung des Zei­
ger- und Drucktelegraphen, den er 
der preußischen Telegraphenkom­
mission erfolgreich vorführen kann. 
Daraufhin erhält Siemens u. a. die 
Aufsicht über den Bau der Telegra­
phenleitung Berlin-Frankfurt anläß­
lich der in Frankfurt tagenden Deut­
schen Nationalversammlung (1848). 
Die Doppelbelastung (sowie der In­
teressenkonflikt) als Staatsbeamter 
und Privatunternehmer veranlassen 
Siemens 1849, aus dem militärischen 
Dienst auszuscheiden. 

In den folgenden zwanzig Jahren 
wird Siemens in ganz Europa tätig. So 
gründet er weitere Telegraphenfabri­
ken in Rußland, England, Österreich 
und Frankreich. Meilensteine in der 
weltweiten Kommunikation werden 
die Verlegung des ersten Tiefseeka­
bels durch das Mittelmeer (1857) und 
die Kabelverbindung von Suez nach 
Indien (1867-70). 

Die für die technische Entwicklung 
bedeutendste Entdeckung von Sie­
mens ist das dynamoelektrische 
Prinzip. Er stellt fest, daß nach Ab­
schalten des Stromes eines Elektro­
magneten in dessen Eisenkern noch 
ein Restmagnetismus verbleibt. Die­
ser reicht nun aus, um erneut Induk­
tionsströme zu erzeugen. Mit diesem 
Dynamo hat Siemens den Schritt zur 
Erzeugung von elektrischem Strom in 
praktisch nutzbaren Größenordnun­
gen geschaffen. Er erkennt die Be­
deutung seiner Entdeckung und be­
ginnt sofort mit der Produktion von 
elektrischen Generatoren. Auch die 
damit eng verbundene Entwicklung 
von Elek1rornotoren wird in seinen 
Werkstätten weiter vorangetrieben. 

Zur Berliner Gewerbeausstellung 
1879 kann er die erste brauchbare 
Elektrolokomotive vorstellen. Es fol­
gen der Bau des ersten elektrischen 
Aufzuges und der ersten elektrischen 
Straßenbahn. 

Für seine Entdeckungen und Erfin­
dungen, die den technischen Fort­
schritt so maßgeblich mitgestaltet 
haben, erfährt Siemens viele Ehrun­
gen, darunter die zweifache Ehren­
doktorwürde, die Mitgliedschaft in 
der Berliner Akademie der Wissen­
schaften sowie die Erhebung in den 
Adelsstand 1888. Die ehedem kleine 
Telegraphen-Bauanstalt war die 
Keimzelle zu einem der größten deut­
schen Wirtschaftsunternehmen, der 
Siemens AG. Am 6. Dezember 1892 
stirbt Werner von Siemens in Berlin. 

Um an diesen Pionier der Technik 
zu erinnern, wurde die Einheit des 
elektrischen Leitwertes nach ihm be­
nannt. Der Leitwert, als Kehrwert des 
Widerstandes, ist ein Maß dafür, wie 
gut oder schlecht elektrische Ströme 
durch einen Leiter fließen können. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Die Einheit' des elektrischen 
Leitwertes ist das Siemens (S). Ein 
Siemens ist gleich dem elektri­
schen Leitwert eines Leiters vom 
elektrischen Widerstand 1. 

'Einheit = aus den Basisgrößen 
des international gültigen Maßsy­
stems abgeleitete Maßeinheit. 
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Bewußtsein für 
Verkehrssicherheit 

schärfen 
ß undesverkehrsm i n istcr 

Prof. Dr. Günther Krause hat 
alle Verkehrsteilnehmer IU 

\efUmwortungsbewußtem und 
nick,ichtsvollem Verhallen im 
Straßenverkehr aufgerufen. 
Auf der Jahreshauptvcr\aml11-
lung der Deutschen Verkehrs­
'WJcht c. V. in Dre~den erklär­
te Krause. daß angesichts der 
Tmsache. daß über 90 Pro/em 
aller Verkehrsunfälle auf 
men"hliches Versagen 
lurück/ufUhren sind, eine ge­
nerelle Lebenseinstellung ge­
fordert sei, die die Rücksicht­
nahme gegenüber den Mit­
mcn\chen LUT obersten Maxi­
me erhebe. Diesem Ziel diene 
dIe im Mai vergangenen Jahres 
gemein~am mit dem Deut­
schen Verkehrsrat ins Leben 
gerufene Aktion .. Rücksicht 
kommt an". für die auch dieses 
Jahr aus dem Haushah des 
ß 1I J1(les verkeh rsm i 11 i steri LI ms 
16 Millionen Mark 7ur Verfü­
gung gestellt würden. 

Krause wies darauf hin. daß 
(he Aufklärungsarbeit der Ver­
"C h rss i ehe rhei t sorga n i sa ti o­
llen ga nl c.,icher ihren Beitrag 
lur Redu/ierung der Unfall­
,ahlen im Jahr 199 I beigetra­
gen habe. In Westdeutsch land 
sei die Zahl der Verkehr;tOlen 
mit rund 7500 Opfern auf dem 
niedrigsten Stand seit BCMC­
hen der Unfallstatistik der 
Bundesrepublik Deutschland 
lurückgegangen. Auch in den 
östlichen Bundesländern ,ei 
seil September 199 I eine 
Trendwende erkennbar. Die 
Zahl der tödlich Verungltick­
ten ",ci im Mär7 diesc~ Jahres 
um 14 Pro7cnt und im e"ten 
Quartal I 992 um 7,2 Prolem 
1111 Vorjahresvergleich zurück­
gegangen. Allerdings sei die 
Unfallemwicklung insge,amt 
noch immer besorgni~erre­
gend .. Jedes Unfallopfer im 
StrJßenverkehr ist eine~ IU­

viel". erkläne Krause. "des-

halb bleibt eine sehr wichtige 
Aufgabe. die Unfallentwick­
Jung zu untcßuchen und In der 
Verkehr'>sicherheitsarbell fort­
lufahren," 

Spe/iell auf die Unfallent­
wicklung in Ostdeutschland 
eingehend wies Krause darauf 
hin. daß diese nicht an einem 
einzigen Grund festgemacht 
werden könne... ach wie vor 
treffen wir hier auf ungün..,tige 
Bedingungen für den Ablauf 
im Straßenverkehr - wie ..,tau­
anftillige Engpaßstraßen. Orts­
durchfahrten, ungeregelLe 
Straßenkreu7ungen, schlechte 
Straßenverhältnisse - und lei­
der auch auf mangelnde Auf­
merksamkeit und Rlick..,icht­
nahme bei den Autofahrern 
selbst. Neben der Verhal­
tensänderung beim Autofahrer 
kommt es daher darauf an, die 
Verkeiminfrastruktur insge­
samt schnellstmöglich 7U mo­
dernisieren und auvubauen", 
sagte Krause. So beispielswei­
se habe man deshalb vor kur­
Lein cin Sofortprogramm zur 
verkehrstechnischen Ent­
schärfung von Unfallschwer­
punkten auf den Bundes­
straßen der neuen Uinder ge­
startet, das sich auf die 100 
schlimmsten Unfall strecken 
konzentriere. 

Humanitäre Hilfe 
für ehemaliges 
Jugoslawien 

Deuhchland leistet seit Be­
ginn der Kämpfe in Kroatien 
irn August 1991 umfangreiche 
humanitäre Hilfe für Kriegs­
opfer. Flüchtlinge und Vertrie­
bene. Damit soll den vom 
Krieg unminelbar Betroffenen 
Überlebenshilfe gewährt wer­
den. Im Jahre 199 I wurden für 
humanitäre Maßnahmen deut­
scher Hilfsorganisalionen und 
die Aktionen von I KRK (in­
ternationales Komitee vom 
Roten Kreu!.) und UNHCR 
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Neues Mitglied im BVS 

Als erstes der fünf neuen 
Bundesländer wurde Sach­
sen-AnhalL Mitglied des 
Bundesverbandes für den 
Selbstschull (BVS). Eine 
entsprechende Beitrinser­
klärung richtete das Ministe­
rium des Innem de~ Lande\ 
Sachsen-Anhalt mit Datum 
vom 7. Mai 1992 an den Vor­
stand des BVS. Das Innen­
mini\terium Sachsen-Anhalt 
belog sich dabei auf Para­
graph I I Absatz I Satz 2 des 

(Hoher Flüchtlingskomrnissar 
der Vereinten ationen) insge­
samt 16,5 Millionen Mark auf­
gewendet. zunächst überwie­
gend in Kroatien, aber auch in 
Slowenien sowie seit einigen 
Monaten in Bosnien-Herzego­
wina. 

Seit Mine Dezember 1991 
ist in Zagreb das Verbindungs­
büro .,Deutsche Humanitäre 
Hilfe" unter Leitung des Aus­
wärtigen Amt\ tätig. in dem 
Vertreter deutscher Hilfsorga­
nisalionen mitarbeiten und das 
mit den zuständigen kroati­
schen und slowenischen Stei­
len , insbesondere mit den Ge­
sundheitsministerien. eng 7U ­

sammenarbeitet. 
Bis Ende Mai I 992 wurden 

weitere 8,5 Millionen Mark für 
Hilfsmaßnahmen deutscher 
und internationaler Hilfsorga­
nisationen ausgegeben. das 
heißt bisher rund 25 Millionen 
Mark. Darüber hinaus ist 
Deutschland an der umfang­
reichen humanitären Hilfe der 
EG-Kommjssion ftir die 
Flüchtlinge und Vertriebenen 
des Jugoslawienkonflikts 
(3 I ,5 Millionen ECU = rund 
63 Millionen Mark) mit etwa 
28 Pro7ent. das heißt knapp 18 
Millionen Mark, beteiligt. 

Gesetzes über die Erweite­
rung des Katastrophen­
schutzes vom 14. Februar 
1990 in Verbindung mit Pa­
ragraph I Absatz I der BVS­
Verordnung vom 6. April 
1971. In lewerem heißt e" 
.. Die Mitgliedschaft irn Bun­
desverband für den Selbst­
schUtL (BVS) i't freiwillig . 
Sie wird durch schriftliche 
Beitriuserklärung gegenüber 
dem Vorstand erworben." 

""gesamt hat die deutsche 
Hilfe mit Beginn des Monats 
Juli die 50-Millionen-Mark­
Grenze überschrinen. Aus 
dem Titel .. Humanitäre Hilfe" 
des Auswärtigen Amts stehen 
weitere 10 Mi ll ionen Mark für 
Hilfsrnaßnahmen im ehemali­
gen Jugoslawien zur Verfti­
gung. Außerdem sind 12,6 
Millionen Mark für diesen 
Zweck im Nachtragshaushalt 
1992 vorgesehen, die schwer­
punktmäßig für Hilfsaktionen 
im emgeschloso.,enen Sarajevo 
lur Verfügung stehen. 

Im Hinblic~ auf die Einrich­
tung einer Luftbrücke rur die 
eingeschlossene Zivilbevölke­
rung in Sarajevo beschloß das 
Auswärtige Amt, umfangrei­
che Hilfsgütcr bzw. Gelder 
lum Ankauf von Hilfsgütern 
durch nationale und internatio­
nale Organi\alionen aus dem 
bisher noch nicht ausge­
schöpften Finanzrahmen von 
22.6 Millionen Mark wr Ver­
fUgung zu 'teilen. Hinzu kom­
men 260 Tonnen Nahrungs­
minelhilfe aus Beständen der 
Bundeswehr (Margarine. Ka­
kaopulver, Trockenkartof­
feln). die sofort verfügbarsind. 
Des weiteren beantragte das 
Auswärtige Amt bei der EG-



Kommission den Ankauf von 
zirka 600 Tonnen Nahrungs­
mitteln aus Bundeswehr-Be­
ständen (Rindneischbüchsen, 
Trockenkartoffeln, Reis und 
Teigwaren). 

"Die Bundesregierung liegt 
mit ihren humanitären Hilfe­
leistungen an der Spitze a ller 
Geber und wird die Hilfe im 
Rahmen des finanziell Mögli­
chen so lange wie nötig fort­
setzen", so eine Presseer­
klärung des Auswärtigen 
Amts. 

Klimatrend 
bestätigt: 

Es wird wärmer 
In einer jetzt veröffentlich­

ten Studie des Instituts für Me­
teorologie und Geophysik der 
Universität Frankfurt/Main 
kommen die beteiligten Wis­
senschaftler um Professor 
Christian Schönwiese zu dem 
Schluß, daß, sollte keine we­
sentliche Änderung eintreten, 
sich die Weltmitteltemperatur 
vom Jahre 1985 an bis zum 
Jahre 2085 um 3,3 Gad Celsi­
us erhöhen wird. Damit liegen 
sie über dem Wen von 2,9 
Grad Celsius, den Forscher des 
Max-Planck-Instituts für Me­
teorologie in Hamburg für die 
gleiche Zeitspanne vorherge­
sagt haben. 

Den Berechnungen der 
Frankfurter Klimatologen lag 
ein Modell zugrunde, das lwar 
einfacher strukturiert ist als die 
sonst gebräuchlichen, dafür 
aber strikt auf tatsächlich ge­
messenen Daten beruht und 
neben zivilisationsbedingten 
Klimaeinnußfaktoren wie 
dem Ausstoß von sogenannten 
Treibhausgasen auch noch 
natürliche berücksichtigt. 
Dazu zählen vulkanische Aus­
brüche wie der des Pinatuba 
auf den Philippinen im Jahre 
1991, der ganz erhebl iche 
Auswirkungen auf das Welt­
klima zeigte, oder auch ozea­
nische Prozesse wie beispiels­
weise die mehrere Wochen an­
dauernde plötzliche Tempera­
turänderung der als EI Nino 
bezeichneten Meeresströ­
mung vor der Pazifikküste 
Südamerikas. 

YernachlUssigt man diese 
natürlichen Effekte in den K1i­
madalen, so kommen die 
Frankfurter Forscher lU dem 
Ergebnis, daß sich die Welt­
mitteltemperatur allein seit der 
etwa 1800 einsetzenden Indu­
striali sierung um 0,6 bis 0,8 
Grad Celsius erhöht haben 
müßte. Weil damit der tatsäch­
lich ermittelte Wert von 0,5 
Grad Celsius aber überschrit­
ten ist, vennutet man, daß 
natürliche Prozesse hierbei 
dämpfend gewirkt haben. Al­
lerdings kann, wie die Frank­
furter Forscher betonen, ein 
solcher Auffangmechanismus 
schon bald LUsammenbrechen. 

(df) 

Deutscher Preis für 
prä klinische Not­
fallmedizin 1992 
Das Kuratorium zur Förde­

rung der präklinischen Not­
fallmedizin e. V. verlieh kürz­
lich den Deutschen Preis für 
präkJinische otfallmedizin 
1992 an zwei im Rettungs­
dienst besonders engagierte 
Persönlichkeiten. Die Preisträ­
ger sind Professor Kettler aus 
Göttingen und Herr Siegert aus 
Dortmund. 

Durch die Preisverleihung 
an Professor Kettler wurde 
dessen Wirken für die Ausbil­
dung breiter Kreise der Bevöl-

Waldbrände in Norddeutschland 

Verheerende Brände in Nie­
dersachsen, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt und MeckJen­
burg-Vorpommem, vemlul­
lieh als Folge der Trockenheit, 
haben Anfang Juli mehrere 
hundert Hektar Wald- und 
Feldnäche vernichtet. Mehre­
re hundert Feuerwehrleute so­
wie Hubschrauber und Agrar­
flieger kamen zum Einsatz. 

Allein in Brandenburg wur­
den mehr als 800 Hektar Wald 
von den Flammen erfaßt. Be­
troffen waren die Gebiete in 
den Kreisen euruppin, Ora­
nienburg, Nauen, Jüterbag, 

Rathenow und Eisenhütten­
stadt. 

Knapp 17 Jahre nach der 
fürchterlichen Waldbrandka­
tastrophe in der Lüneburger 
Heide wütete in der Südheide 
erneut ein Großfeuer. Der vor­
sorglich ausgelöste Katastro­
phenalarm konnte bald wieder 
aufgehoben werden. 

Unser Foto zeigt einen Feu­
erwehrmann aus dem Land­
kreis Doberan (Mecklenburg­
Vorpommern) beim Löschein­
satz in einem Waldstück zwi­
schen Wismar und Rostock. 

(Foto: dpa) 

kerung in den Techniken Herz­
Lungen-Wiederbelebung ge­
würdigt. Das von ihm ins Le­
ben gerufene "Göuinger Brei­
tenausbildungsprogramm" hat 
nach Angaben des Kuratori­
ums zur generellen Neuorien­
tierung der Ausbildungder Be­
völkerung in Erster Hilfe bei­
getragen. ,,Zwischenzeitlich 
gibt es in Deutschland eine 
Vielzahl von breit angelegten 
Ausbildungsprogrammen in 
der Herz-Lungen-Wiederbele­
bung, die aber alle auf die Er­
fahrungen und Erkenntnisse 
des Göttinger Pilotprogramms 
zurückgreifen und darauf auf­
bauen", soder Wortlaut bei der 
Preisverleihung in Köln. 

Herr Siegert aus Dortmund 
erhielt den Preis für seine Ar­
beiten um den Aufbau von 
Schnell-Einsatz-Gruppen zur 
logistischen und sanitäts­
dienstlichen Unterstützung 
des Rettungsdienstes. Siegert 
hätte hierdurch verdeutlicht, 
daß der Rettungsdienst 
Großschadensfälle nur dann 
bewältigen könne, wenn er 
durch entsprechend ausgebil­
dete und ausgerüstete Schnell­
Einsatz-Gruppen unterstützt 
und ergänzt würde. 

"Die von Siegert aufgebau­
te Schnell-Einsatz-Gruppe gilt 
sowohl von ihrer Logistik als 
auch ihrer Einsatzbereitschaft 
her als mustergültig und hat 
lwischenzeitlich zum Aufbau 
von über 200 SEG in der ge­
samten Bundesrepublik ge­
führt. Diese Gruppen werden 
zukünftig auch im Rahmen der 

euorientierung des Katastro­
phenschutzes eine wichtige 
Rolle spielen", so das Kurato­
orium fürpräklinische Notfall­
medizin. 

Kinder im Auto zu 
wenig gesichert 

ur jedes dritte Kind, das im 
Auto in den neuen Bundeslän­
dern mitfahrt, ist durch einen 
Sicherheitsgurt oder Kinder­
sitz geschützt. In den alten 
Bundesländern ist die Siche­
rungsquote zwar mit 67 Pro­
zent doppelt so hoch, aber auch 
das ist immer noch viel zu we­
nig, so die Bundesanstalt für 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/92 13 



Straßenwescn, 
Gladhach. 

Bergisch-

Vor allem die Sicherung der 
Kinder, die hinten im Auto 
mitfahren, werde vemachläs­
\igt. Vorne im Auto ,ind fast 
alle Kinder in O,t und West an­
ge>ehnallt oder sitzen in spezi­
ellen Kinderhalteeinrichtun­
gen. Ein ähnliches Bild leigt 
sich auch bei den erwachsenen 
Pkw-Insassen. Auf den Vor­
de"'t/en sind 111 den alten und 
neuen Bundesllindem Lwar 96 
Pro/em angegurtet, doch sind 
"n Fond im Westen nur 58 Pro­
lent angeschnallt und im 
Osten sogar nur 40 Prolent. 

nd das, obwohl schon 1986 
ein Verwarnung'geld für das 

ichtanlegen der Rücksiugur­
te ell1geführt wurde. 

Für Kinder gilt seit 1988 die 
Bellllllungspflicht von vor­
handenen Rückhalteeinrich­
tungen. Sie müssen bis zum 
Alter von zwölf Jahren 
grundsätzlich himen im Pkw 
mitgenommen werden. Fahren 
~ie ausnahmsweise vorne mit. 
weil lum Bei\piel hinten 
~hon mehrere Kinder silzen. 
mü"en sie ab dem I. Juli 1992 
mit einem Rückhaltesystem 
ge"chert werden. (d!) 

Umweltsehutzpreis 
für niedersäehsi­

sehe Jugend­
feuerwehren 

"Umweltschutz geht uns 
alle an" - unter diesem Mono 
be",arben ,ich über 100 Ju­
gendfcuerwehren aus ieder­
sachsen mit Umwelt- und Na­
tur\chutzaktionen um den 
Umweltschullpreis 1992 der 
Concordia Versicherungs­
gruppe. 

ber 3000 Jugendliche wa­
ren von April bis Mai aktiv, die 
Qualität der Maßnahmen zum 
Teil \orbildlich. Da wurden 
Tümpel zu Feuchtbiotopen 
umgestaltet, Quellen freige­
legt, Kläranlagen renaturiert, 
LehrbiolOpe angelegt, Schad­
stoffanalysen durchgeführt, 
Frdgebogenaktionen IU Haus­
mlillenlSorgung oder LU um­
weltgerechtem Einkauf durch­
geführt. Einige Jugendfeuer-

wehren drehten Videofilme, I. 
B.IUIt} Thema .. Grüner Punkt" 
oder zur Wiederansiedlung 
von Störchen. Auch gab es 
eine Müllmodenschau - Ju­
gendliche als lebende Müllhal ­
den rüttelten die Bürger auf 
und informierten über Müll­
vermeidung. 

Fast ohne Ausnahme wur­
den dabei Experten wie För­
ster, Umweltschutzbeauftragte 
der Gemell1den und Kreise. 
Lehrer, Vogelkundler, Um­
welt- und Abfallberater und -
zur Dokumentation - Lokal­
journaliMen und erfahrene Vi­
deofilmer zu Rate gezogen. 

Am 29. Mai 1992 übergab 
Gerhard Pagels, Mitglied des 
Vorstandes der Ve"icherungs­
gruppe, in Diepholl die Preise. 
Mit 5000 DM für die Gemein­
dejugendfeuerwehr Sehnde. 
3500 DM für die Gemeindeju­
gendfeuerwehr der Grafschaft 
Hoya sowie jewei Is 1250 DM 
für die Jugendfeue""ehren 
Lüchow und Thedinghausen 
leichnete die Jury die ihrer 
Meinung nach besten Umwelt­
und atu~chullaktionen aus. 
Die Auswahl war nicht leicht, 
denn in allen Aktionen spie­
gelte sich ein hohes Engage­
ment der Jugendlichen wider, 
es gab viele gute Ideen und 
jede Maßnahme stieß auf Ihre 
Weise im Umfeld auf po,ni,e 
Rcsonan/ . 

Die Mnglieder der Jury -
Kirsten Hansen. Journalistin. 
Aloys Füllgraf, Niedersäch,i­
sches Kultusministerium. und 
Siegfried Heinemann vom 
Niedersächsischen Umwelt­
Illini,r.,terium - waren sich in ei­
nem Urteil von Beginn an ei­
nig: Gewonnen haben bei die­
sem Wettbewerb alle. 

Die Geldpreise wollen die 
Feue""ehren für Projekte 111 

der Jugendarbeit einsetzen. Ei­
niges wird sicher auch \\ ieder 
in die nächste Umweltaktion 
lurücknießen. 

Aktionstag 
"Helferwerbung" 

in Hannover 
Zivil- und Katastrophen­

schull s",d ohne Helferinnen 
und Helfer, die freiwillig und 
ehrenamtlich mitarbeiten. 
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nicht denkbar, denn Technik 
allein kann gerade im Bereich 
der Vorsorge und Hilfeleistung 
den Menschen nicht ersetzen. 
Aber die Iielfergewinnung 
und -motivation gestaltet sich 
in unserer Zeit immer mehr 
lum Problem. 

Ocr eingetretene Helfer­
schwund hm verschiedene Ur­
sachen. Die Verkürtung der 
Mindestverpnichtung,zeit für 
die Mitwirkung im Zivil- und 
Kmastrophen,chutz, die de­
mographische Entwicklung, 
du\ veränderte Freizcit\'erhal­
ten junger Menschen, aber 
auch die veränderte sicher­
heiLspoliti>ehe Lage ,ind hier 
sicherlich vordergründig zu 
nennen und werden auch in 
nächster Zeit die Gesallltsitua­
tion hinsichtlich Helfergewin­
nung und -1ll0tiv31ioll heein­
nussen. 

Als Ergebnis der unter Lei­
tung des Niedersächsischen 
InnenminiMeriums Mattfin­
denden Koordinierungsge­
spräche aller im Bevölke­
rungsschul! iedersachsens 
mitwirkenden Verbände und 
Organisationen wurde deshalb 
beschlossen, eine gemeinsame 
Veranstaltung vOf7ubereitcn 
mit dem Ziel. die otwendig­
keil von Vorsorgemaßnahmen 
aller Art in der Bevölkerung 
verständlich zu machen. ihre 
Akleptanz zu erhöhen, den 
Bürger stärker zu motivieren. 
aktiv Gefahrenvorsorge zu be­
treiben und lellllich Helfer für 
alle Organisationen zu gewin­
nen. 

Einstimmig wurde der Vor­
schlag angenommen, der Lan­
de"telle iedersachsen des 
Bundesverbands für den 
Selb>lschutz die Koordinie-

rung der Vorbereitungsakti­
vitälen IU übertragen. Eine Ar­
beltsgruppe. be'tehend aus 
Vertretern aller mitwirkenden 
Organismionen und Verbände. 
befaßt sich auf Landesebene 
mit der Vorbereitung einer der­
artigen VeranslHltung. 

Unter dem MOllo "Wir hel­
fen gemeinsam" wird die Ver­
anstaltung getragen durch die 
Lande'geschäftsstelle der Ar­
beitsgemeinschaft der Helfer 
in den Regieeinheiten/-ein­
richtungen des Katastrophen­
schut/es in iedersachsen c. 
V., dem Landesverband Nie­
dersachsen e. V. des Arbeiter­
Samariter-Bundes, der Lan­
desstelle Niedersachsen des 
Bunde;verbandes für den 
Selbmchutz, dem Landesver­
band iedersachsen e. V. der 
Deutschen Lebens-Rettungs­
Gesellschaft, dem Landesver­
band Niedersachsen e. V. des 
Deutschen Roten Kreuzes, 
dem Landesfeuerwehrverband 
Nieder.achsen e. V., dem Lan­
desverband Niedersachsenl 
Bremen der Johanniter-Un­
fall-Hilfe e. V .. der Lande,ge­
schäftsstelle Niedersachsen 
des Malteser-(iilfsdien>tes e. 
V. und dem Landesverband 
Niedersachsen des Techni­
schen Hilfswerk,. 

Auf Einladung des Land­
tagspräsidenten wird die 
Eröffnung der Veranstaltung 
am 8. 9. 1992 im Niedersäch­
sischen Landtag erfolgen. Hier 
haben bereits die beteiligten 
Organisationen und Verbände 
die Möglichkeit, sich in einer 
Ausstellung entsprechend vor­
zustellen und dabei auf die je­
weiligen Schwerpunkte - aber 
auch Leistungen - hinzuwei­
sen. 



Der eigentliche "Aktions­
tag" wird dann am 13.9. 1992 
in Hannover auf dem Opern­
platz und der Georgstraße 
stattfinden. Von 10 bis 15 Uhr 
können sich die Besucher über 
die Arbeit der Organisationen 
und Verbände informieren und 
von der Notwendigkeit der Ge­
fahrenvorsorge und ger Mitar­
beit ehrenamtlicher Helferin­
nen und Helfer überleugen. 
Praktische Vorführungen aus 
der Arbeit der Helfer verdeut­
lichen die Einsatzmöglichkei­
ten und sollen motivieren zur 
Mitarbeit. 

Eine gemeinsame Ausstel­
lung im Rundzelt des BVS, 
eine Vielzahl von Informati­
onsständen aller Organisatio­
nen sowie etwa 500 Helferin­
nen und Helfer bieten die 
Möglichkeit einer sachkundi­
gen und umfassenden Infor­
mation und Beratung. Die be­
teiligten Organisationen und 
Verbände einigten sich auch 
auf ein gemeinsames Logo und 
eine gemeinsame Broschüre, 
die vom Niedersächsischen In­
nenministerium herausgeben 
wird. Die Broschüre gibt dem 
interessierten Besucher einen 
Überblick über alle im Zivil­
und Katastrophenschutz mit­
wirkenden Organisationen 
und Verbände in Niedersach­
sen. daneben werden die Ar­
beitsschwerpunkte angegeben 
und die Ausbildungs- und Ein­
satzmöglichkeiten der Helfer 
aufgezeigt. Die Broschüre bie­
tet auch die MögliChkeit. ge­
zielt weitere Informationen 
anzufordern. 

Bakterien sollen 
Dioxine abbauen 
Bakterien. die über ihren 

Stoffwechsel das Seveso-Gift 
Dioxin abbauen und auf diese 
Weise verseuchtes Erdreich 
reinigen könnten, suchen Wis­
senschaftler der Universitäten 
Bielefeld. Braunschweig. 
Greifswald und Hamburg un­
ter Leitung des Bielefelder Mi­
krobiologen Professor Rudolf 
Eichenlaub in einem gemein­
samen Forschungsverbund. 
den auch das Bundesministcri­
um für Forschung und Tech­
nologie (BMFT) finanziell un-

Gasse für Hilfsfahrzeuge ist jetzt Pflicht 
Durch die 11. Verordnung 

zur Änderung der Straßenver­
kehrsordnung traten am I. Juli 
einige für Hilfs- und Rettungs­
organisationen wichtige An­
derungen in Kraft. 

Zum einen wird die Gasse 
für Hilfsfahrleuge pnicht. 
Was bisher bereits freiwillig 
von der Mehrzahl der Autofah­
rer beachtet wurde, wie hier 
auf der A 3 nahe dem Schöne­
felder Kreuz (Brandenburg). 
ist nun Vorschrift auf Auto­
bahnen und Außerortsstraßen 
mit mindestens zwei Fahrslrei­
fen. 

In Paragraph II Satz 2 StVO 
heißt es nun: .. Stockt der Ver­
kehr auf Autobahnen und 
Außerortsstraßen mit minde-

terstlitzt. Dabei gilt ein 
Schwerpunkt der Forschungs­
arbeiten den Methoden der 
Gentechnik. mit deren Hilfe 
man derart in das Erbgut der 
Mikroorganismen eingreifen 
will. daß diese in die Lage ver­
setzt werden, einzelne Chlor­
atome aus den Dioxin-Verbin­
dungen abzuspalten und damit 
die genihrlichen Substanzen 
zu "entschürfen", Wie in der 
.. Bielefelder Universitätszei­
tung" berichtet wird. ist bereits 
in fünf Jahren mit einem für die 
biologische Bodensanierung 
anwendbaren System zu rech­
nen. (df) 

stens zwei Fahrslreifen für 
eine Richtung, so müssen 
Fahrleuge flir die Durchfahrt 
von Polizei- und Hilfsfahrzeu­
gen in der Mitte der Rich­
tungsfahrbahn. bei Fahrbah­
nen mit drei Fahrstreifen für 
eine RiChtung zwischen dem 
linken und dem mittleren Fahr­
streifen. eine freie Gasse bil­
den," 

Die zweite Änderung be­
trifft die alleinige Verwendung 
von blauem Blinklicht bei Ein­
satzfahrzeugen. In Paragraph 
38 Absatz 2 StVO ist nun zu le­
sen: "Blaues Blinklicht allein 
darf nur von den damit aus­
gerüsteten Fahrleugen und nur 
zur Warnung an Unfall- oder 
sonstigen Einsatzstellen. bei 

"Wachwechsel" in 
der DGzRS­

Geschäftsstelle 
Hamburg 

.. Wachwechsel" bei der 
Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger: Ka­
pitän Ralf Krogmann über­
nahm jetzt das "Kommando 
auf der Brücke" der Hambur­
ger Geschäftsstelle der See­
notretter. Er löst Kapitän 
Klaus-Ulrich Göllner ab. der 
nach über 16 Jahren aus ge­
sundheitlichen Gründen "von 
Bord geht". Vorstand und Ge-

Einsatzfahrten oder bei Be­
gleitung von Fahrzeugen oder 
geschlossenen Verbänden ver­
wendet werden." 

Begründet wird diese Ände­
rung damit. daß die bisherige 
Rechtslage die alleinige Ver­
wendung des blauen Blink­
lichts bei Einsatzfahrten nicht 
zuließ. In der Praxis aber ist für 
Rettungsdienste. Feuerwehr 
sowie Polizei die Möglichkeit. 
ausschließlich das blaue 
Blinklicht benutzen zu dürfen 
(z. B. Nachtzeit. einsatltakti­
sche Gründe). sinnvoll. Für 
diesen Fall ist allerdings das 
Wegerecht nicht gegeben. 

(Foto: dpa) 

sChäftsführung würdigten 
Göllners Arbeit. der _.unser 
Schiff in allen Zeiten durch 
schwere Wetter und vorbei an 
jeder Untiefe sicher und zu­
verlässig gesteuert" habe. 

Krogmann kennt sich in der 
Materie bestens aus: Nach sei­
nem Nautik-Studium und dem 
Erwerb des Kapitänspatents ist 
er für mehrere Jahre als zwei­
ter Offizier auf Kreuzfahrt­
schiffen zur See gefahren. An­
schließend wechselte er in den 
Seenotrettungsdienst, wo er 
zunächst auf einem Seenot­
kreuzer und später an Land in 
der Seenotleitung Bremen der 
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DG/RS tätig war. Danach 
übernahm er die Leitung der 
Berliller Geschäftsstelle, die 
seit dem 3. Oktober 1990 zu­
sälthch Teile von Branden­
burg mit betreut. In seinem 
neuen .,Heimathafen" i~t Ka­
pitän Krogmann mit seinem 
kleinen Team Ansprechpart­
ner für etwa 24000 Freunde 
und Förderer de; Rettungs­
werh In der Hansestadt. 

Zunehmend Salmo­
nellen-Infektionen 

Daß in der Bundesrepublik 
DCull.,chland in/wischen mit 
dem jährlichen Auftreten von 
6QO()O bis 100000 Salmonel­
lenlnre~tionen und minde'lcns 
200 durch sie verursachte To­
desr.ille zu rechnen ist, berich­
tcl Professor Hans-Dieler Bre­
de vom hcmotherapeuti· 
sehen Forschungsinstitut Ge­
org-Speyer-Haus, Frankfurt 
am Main. in der Münchner 
Medi/inischen Wochen­
schnft. Seit dem Zweiten 
Weltkrieg habe sich die Ver­
breitung dieser von Darmbak­
terien verursachten Krankheit . 
deren Gattung nach ihrem Ent­
decker Daniel Salmon 
(1850-1914) benannt ist, mit 
ihren manchmal tödlichen Fol­
gen nicht verringen. sondern 
ganl im Gegenteil sogar luge­
nommen. So wurden etwa im 
Gebiet der alten Bundesländer 
1989 noch 63600 Fälle regi­
striert, während es 1990 be­
reits 91 237 waren. Ab Grün­
de für diese fatale Entwick­
lungstendenz nennt Brede oft 
un/ureichende hygieni"lche 
Zustände sowohl in der M,,­
sentierhaltung und Ma,sen-

ticrvcmfbeitung als auch in 
manchen Großküchen, wobei 
im lewgenannten Fall häufig 
rohe und ungenügend gekoch­
te Eier neben unzureichend er­
hitztem GeOügelOeisch Aus­
gangspunkt von Infektionen 
seien. (d!) 

Hubschrauber 
mit Umwelt­
radioaktivität 

Späte'tens nach dem Reak­
IOrungllick in Tschernobyl 
leigte sieh die Notwendigkeit 
einer schnellen und großräu­
migen Best immung des jewei­
ligen radioaktiven Bodenver­
,euchungsgrades. Auf der In­
ternationalen Luft- und Raum­
fahrtaus~tellung in Berlin 
stellte der BundesgrenlSchutz 
einen Hubschrauber vor, der 
mit einer Meßeinrichtung des 
Bundesamtes für Strahlen­
schutt (BfS) zur Ermittlung 
von UmwelLradioaktivität aus­
gerüstet ist. 

Bei einer Flughöhe von un­
gefahr 100 Meter und emer 
Geschwindigkeit von 100 Ki ­
lometer pro Stunde lassen sich 
mit einem Spe/ialgerät bei ­
spielsweise Bodenkontamina­
,ionen von einigen Kilobec­
querel pro Quadratmeter für 
die Radionuklide Caesium-
134 und Caesium-137 nach­
weisen. Aber auch radioaktive 
Punktquellen wie etwa die 
Bruchstücke einer nuklearen 
Energieversorgungseinheil ei­
nes abgetürzten Satelliten kön­
nen so schnell ausgemacht 
werden. (d!) 

Mit moderner 
Elektronik ins 

21. Jahrhundert 
Pannengestreßte Autofahrer 

dürfen aufatmen. Am I. Juli 
1992 hat der ADAC in Mün­
chen die erste von fünf nellen 
Pannenhilfe-Zentralen in Be­
trieb genommen. Wer künftig 
in Bayern mit einem Schaden 
am Fahrzeug liegenbleibt ,dem 
kann jettt rund um die Uhr 
noch schneller und wirkungs-
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voller geholfen wcrden. Die 
MünchnerZentralc i,1 die mo­
dernste ihrer Art in Europa und 
kann über die schon b"her ge­
bräuchliche Telefonnummer 
I 92 II (außerhalb der großen 
Stiidte 0 1308/1 92 11) alar­
miert werden. Weitere Zentra­
len werden in Berlin, Frank­
furt, Köln und in Hamburg ein­
gerichtet. 

Mit Hilfe modernster Elek­
tronik wird die Flotte der 
Straßenwacht-Fahrzeuge zu 
den Pannenorten dirigiert. 
Auch die im Auftrag des 
ADAC helfenden Kfz-Werk­
stätten und Abschleppunter­
nehmen können über das Sy­
'-!tcm eingesetzt werden. Der 
Computer, in den alle Hilfe­
E"uchen eingegeben werden, 
kennt die genauen Standorte 
jedes einleinen Straßenwacht­
fahrzeugs und weiß, welcher 
Gelbe Engel gerade frei ist und 
am schnellsten zur Stelle sein 
kann. Im Elektronengehirn des 
Rechners "iind Straßenkarten 
und Stadtpliine des gesamten 
Einsatzgebiets gespeichert. 
Der ADAC-Experte wählt aus 
dem Vo"chlag des Rechners 
ein Pannenhilfsfahr/eug au, 
und gibt den Einsatlbefehl auf 
elektroni,chem Weg drahtlos 
weiter. 

In einer Iweiten Ausbauslu­
fe des Systems wird es mög­
lich sein, neben der Pannenhil­
fe auch andere Service-Lei­
sLUngen zu vermitteln. So kann 
lum Beispiel eine Hotelbu­
chung erfolgen, wenn es nicht 
möglich ist. die Panne vor On 
sofort zu beheben, oder ein 
Mietwagen besorgt werden, 
mit dem ,ich die Fahn fortset­
len läßt. 

Der ADAC hat bei der Pla­
nung der neuen Pannenhilfc­
Technik damr gesorgt, daß der 
ßeLrieb auch unter extremen 
Bedingungen noch funktio­
niert. So sind alle wesentlichen 
SyMeme doppelt vorhanden. 
Die Daten sind mehrfach gesi­
chert und bei Ausfall eines 
Rechners erfolgt automatisch 
die Umschaltung auf einen Er­
satzrechner. ach dem Start 
im Juli in München werden die 
übrigen vier Einsatt-Zentralcn 
bis spätestens 1994 voll in Be­
trieb gehen. 

Unfallverletzungen: 
Sofort zum Arzt 

und nicht 
übertreiben 

Autofahrer, die bei einem 
Unfall unverschuldet verletzt 
werden, können ihre Schaden­
ersatz- einschließlich Schmer­
zen,geld-Ansprüche nur dann 
durch\ctzen. wenn sie diese 
stichhaltig belegen können. 
Am wichtigsten ist dabei nach 
einer Information des ADAC 
der achweis, daß die Verlet­
zung emdeutig Folge des Un­
falls ist. Um sich gegenüber 
den Versicherungen behaupten 
zu können, sollte man die fol­
genden Empfehlungen beach­
ten: 
- Umgehend einen Arzt oder 

Facharzt aufsuchen. der die 
Be,chwerden am besten be­
urteilen und behandeln 
kann . 

- Beschwerden weder herun­
ter!<,plelen noch dramatisie­
ren , damit spHter nicht Un­
gereimtheiten Iwischen den 
ge,childenen Leiden und 
dem Unfallhergang zu 
unnötigen Problemen füh­
ren. 

- Bei einem Körperschaden 
möglichst schnell einen auf 
Verkehrsrecht spezialisier­
ten Anwalt einschalten. der 
die Interessen gegenüber der 
Vef'licherung vertritt. 

- Von Röntgenbildern und 
Untersuch u ngsbefu nden 
Kopien verlangen, man muß 
sie allerdings selbst bezah­
len. 

- Am oder Krankenhaus um 
zügige Ausstellung der er­
forderlichen Gutachten oder 
Atteste bitten. dann erst 
kann die Ver\icherung mit 
der Regulierung beginnen. 
Für den Fall , daß die Versi-

cherling Auskünfte über den 
Umfang der Verlet7Ung 
benötigt. muß man den behan­
delnden Arzt von der Schwei­
gepOicht entbinden. 

Falls die gegnerische Versi­
cherung einen Gutachter ein­
schalten will, iM man nicht ver­
pO ichtet, deren Sachverständi­
gen IU akzeptieren. Man sollte 
sich allerdings möglichst auf 
eincn gemeinsamen Gutachter 
einigen. da dann die Vcr~iche­
rung die Kosten übernimmt. 



•••••••••••••••••••••••• 

7. bis 9. Oktober : Kongreß 
und Ausstellung ,.Arbeits­
schut7 aktuell" 

Berlin 
Info: Hinte Messe- und Aus­

stellungsgesellschaft mbH, 
Postfach 2948, 7500 Karlsru­
he I 

13. bis 16. Oktober: Il1Ier-
nationale Sicherheits-Fach-
messe .. Security '92" 

Messe Essen 
Info: Security, Postfach, 

4300 Essen I 

14. bis 16. Oktober : 11. 
Rcttungshubschrauber-Fach­
tagung "Luftreuung zwischen 
Konsolidierung und Neube-
ginn" . 

Kongreßzel1lrum Gar-
misch-Pal1cnkirchen 

Info: ADAC-Luftreuung 
GmbH, Am Westpark 8, 8000 
München 70 

18. bis 21. November : 24. 
Internat ionaler Kongreß und 
Ausstellung "Medica '92" 

Düsseldorf 
Info: Deutsche Gesellschaft 

zur Förderung der Medi7ini­
sehen Diagnostik e. v., Post­
fach 700 149, 7000 Stuugal170 

TeF",ine 

Seminare und Lehrgänge von 
Instituten und Firmen 

Brandschutz- und Kata­
strophenschutzschule Hey­
rothsberge, Biederitzer 
Straße 5, 0-3101 Heyroths­
berge: 

28. September bis 2. Okto­
ber: Baulicher Brandschutz, 
Industriebauten: 

12. Oktober bis 18. De­
zember: Fachbezogene natur­
wissenschaft I ich-technische 
Grundlagen des Brand­
schutzes; 

9. bis 11. November: Leiter 
von Leilslcllen; 

16. bis 17. November: 
Handlungsgrundsätle zur Ge­
fahrenabwehr; 

30. November bis 4. De­
zember: Baulicher Brand­
schutz, Industriebauten; 

14. bis 18. Dezember: 
Brandsicherheitsschau. 

Gloria-Werke, Postfach 
1160, 4724 Wadersloh: 

23. bis 25. September: 
Brandschutz-Seminar für 
Führungskräfte; 

21. bis 23. Oktober: Brand­
schutz-Seminar für Führungs­
kräfte. 

Minim~l x ·Schul ungszen· 
trum, Stuttgarter Straße 
140,7432 Bad Urach: 

22. bis 25. September: 
Brandschutz-Technik: 

20. bis 23. Oktober: Brand­
schutz-Organisation; 

10. bis 13. ovember: Bau­
licher Brandschutz; 

25. bis 27. November: 
Brandschutz aktuell. 

Technische Akademie 
Esslingen, Postfach 1265, 
73020stfildern : 

5. bis 7. Oktober: Vorbeu-
gender und abwehrender 
Brandschutz im Betrieb; 

8. Oktober: Explosionsge­
fahren; 

12. Oktober: Zündgefahren 
durch Funken; 

19. Oktober: Gestaltungs­
neuorientierung im Brand­
schutz; 

9. und 10. November: Um­
gang mit gefahrlichen Arbeits­
stoffen; 

16. bis 17. November: 
Brandschadenverhütung; 

23. und 24. ovember: Die 
Beförderung von explosiven 
Stoffen und Gegenständen mit 
Explosivstoff; 

I. Dezember: Explosions­
gefahren. 

Technische Akademie 
Wuppertal e. V., Postfach 
100409, 5600 Wuppertal I : 

12. Oktober: Vorbeugender 
Brandschutz; 

14. Oktober: Grundlagen 
des vorbeugenden Brand­
schutzes; 

15. Oktober: Bauliche 
Brandschutlmaßnahmen und 
Löschwasserversorgung; 

22. bis 23. Oktober: Grund­
lagenseminar Brandschutz; 

29. Oktober: Organisatori-
sche Brandschutzmaßnah-
men; 

10. bis 11. November: 
Brand- und Ka\astrophen­
schutz in Krankenhäusern, Al­
ten- und Pflegeheimen; 

17. November: Vorbeugen­
der Brandschutz; 

19. uvember: Brandschutz 
in Hochhäusern: 

23. und 24. November: 
Brandschadenverhütung in 
Hotels und Beherbergungs­
stänen; 

23. und 24. November: 
Alarm- und Notfallpläne in 
Verwaltungen, Behörden und 
Betrieben; 

14. und 15. Dezember: 
Brandschadenverhütung 111 

Schah- und Meßwal1en; 
15. und 16. Dezember: 

Brandschutzkonzepte. 

Prosicht GmbH, Münster­
straße 5, 4700 Hamm: 

8. bis 10. Dezember: Si­
cherheit in Industrieanlagen 
(Anlagensicherheit, Störfall­
VO, Ex-Schutz, Brandschutz). 

•••••••••••••••••••••••• 
STELLENAUSSCHREIBUNG 

Wir sind ein leistungsstarker Verband der Johanniter-Unfall-Hilfe im Landkreis Hannover und angrenzender land­
kreise. Unser Sachgebiet Soziale Dienste umfaßt die Organisationsbereiche Behindertenfahrdienst, Mobiler So­
zialer Hilfsdienst, Reisedienst für Behinderte und den Katastrophenschutzfachd ienst Betreuungsdienst. 

Für die Organisation eines Teilbereiches des Behindertenfahrdienstes und des Betreuungsdienstes suchen wir 

eine/n Mitarbeiter/in, 

der/die diesen Bereich eigenverantwortlich führt . Wir erwarten Führungsqualitäten, Organisationstalent, Flexibilität 
und möglichst Kenntnisse aus dem Katastrophenschutzfachdienst Betreuungsdienst. Die Vergütung und die So­
zialleistungen erfolgen nach AVR. 

Ihre vollständige Bewerbung richten Sie bitte an die Johanniter-Unfall-Hilfe, SG Soziale Dienste, Hagacker SB, 
3003 Ronnenberg. Eine Kurzinformation können Sie unter der Telefonnummer 051 09n906-20 oder 27 einholen. 
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Mlnlslerialdlrigenl Wolfgang Beyer, Bundesminislerium des Innem 

Die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 
Bestand und Vorstellungen zur künftigen Gestaltung 

(Stand: I. Juli 1992) 

Die Erweiterung des Katastro­
phenschutzes dient dem Schutz der 
Bevölkerung vor den besonderen Ge­
fahren und Schäden, die im Verteidi­
gungsfall drohen. Die entsprechen­
den Aufgaben werden in Deutschland 
nicht durch eine spezielle Organisa­
tion, sondern von den für den Kata­
strophenschutz aufgestellten Einhei­
ten und Einrichtungen wahrgenom­
men. Diese - öffentlichen und priva­
ten Organisationen gehörenden -
Einheiten und Einrichtungen werden 
zu diesem Zweck verstärkt, ergänzt 
sowie zusätzlich ausgestattet und 
ausgebildet. Nähere Einzelheiten er­
geben sich aus dem auf Art. 73 Nr. 1 
GG beruhenden Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophen­
schutzes in der Bekanntmachung 
vom 14. Februar 1990 sowie den dar­
auf beruhenden Verwaltungsvor­
schriften. 

Bestand der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 

In den elf alten Bundesländern sind 
zur Verstärkung des Katastrophen­
schutzes 7231 Einheiten und Einrich­
tungen mit ca. 143000 Helfern auf­
gestellt worden, die sich u. a. auf fol­
gende Fachdienste verteilen: 
Brandschutzdienst 713 LZ-R 
Brandschutzdienst 324 LZ-W 
Bergungsdienst 881 BZ 
Instandsetzungs­
dienst 
Sanitätsdienst 
ABC-Dienst 
Betreuungsdienst 
Vetennärdienst 
Fernmeldedienst 
Versorgungsdienst 
Führung 

Gesamt: 

261 IZ 
703 SZ 
246 ABCZ 
206 BtZ 

75 VZ 
556 FmZ 

1777 VersTr 
1489 Einh./Einr. 

7231 Einh./Einr. 
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Nach Ländern gegliedert entfallen 
auf: 

Schieswig-Hoistein 
69 Einheiten des Brandschutzes 
40 Einheiten des Bergungsdienstes 
11 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
31 Einheiten des Sanitätsdienstes 
16 Einheiten des ABC-Dienstes 
14 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
6 Einheiten des Veterinärdienstes 

33 Einheiten des Fernmeldedienstes 
10 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
16 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

Im Jahr 1991 sind für diese Einhei­
ten an Personalkosten sowie kon­
sumtiven und investiven Ausgaben 
13997609 DM in das Land Schi es­
wig-Holstein geflossen. 

Hamburg 
48 Einheiten des Brandschutzes 
34 Einheiten des Bergungsdienstes 

7 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes 

27 Einheiten des Sanitätsdienstes 
6 Einheiten des ABC-Dienstes 

11 Einheiten des Betreuungsdien­
stes 

16 Einheiten des Fernmeldedienstes 
24 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
6 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

In das Land Hamburg flossen im 
Jahre 1991 7780231 DM zum Aus­
gleich für Personalkosten, konsumti­
ve und investive Ausgaben der Ver­
stärkungseinheiten der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes. 

Bremen 
18 Einheiten des Brandschutzes 

16 Einheiten des Bergungsdienstes 
6 Einheiten des Instandsetzungs­

dienstes 
15 Einheiten des Sanitätsdienstes 
3 Einheiten des ABC-Dienstes 
3 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
11 Einheiten des Fernmeldedien­

stes 
17 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
5 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

Für diese Einheiten der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes flos­
sen im Jahre 1991 zum Ausgleich für 
Personalkosten, konsumtive und in­
vestive Ausgaben 6998567 DM in 
das Land Bremen. 

Niedersachsen 
92 Einheiten des Brandschutzes 
95 Einheiten des Bergungsdienstes 
24 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
63 Einheiten des Sanitätsdienstes 
28 Einheiten des ABC-Dienstes 
16 Einheiten des Betreuungsdien-

stes 
15 Einheiten des Veterinärdienstes 
65 Einheiten des Fernmeldedienstes 
95 Verpflegungstrupps des Versor-

gungsdienstes 
48 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

Im Jahr 1991 gingen 27947683 
DM in das Land Niedersachsen zum 
Ausgleich für Personalkosten, kon­
sumtive und investive Ausgaben der 
Einheiten der Erweiterung des Kata­
strophenschutzes. 

Nordrhein-Westfalen 
448 Einheiten des Brandschutzes 
322 Einheiten des Bergungsdienstes 

57 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes 



241 Einheiten des Sanitätsdienstes 
67 Einheiten des ABC-Dienstes 
27 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
17 Einheiten des Veterinärdienstes 

143 Einheiten des Fernmeldedien­
stes 

312 Verpflegungstrupps des Versor­
gungsdienstes 

61 Einheiten der Technischen Ein­
satzleitung 

Im Jahr 1991 wurden in das Land 
Nordrhein-Westfalen 81 382464 DM 
zum Ausgleich für Personalkosten, 
konsumtive und investive Ausgaben 
der Einheiten der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes überwiesen. 

Rheinland-Pfalz 
38 Einheiten des Brandschutzes 
43 Einheiten des Bergungsdienstes 
15 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
40 Einheiten des Sanitätsdienstes 
17 Einheiten des ABC-Dienstes 
19 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
2 Einheiten des Veterinärdienstes 

45 Einheiten des Fernmeldedienstes 
44 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
36 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

In das Land Rheinland-Pfalz wur­
den im Jahre 1991 zur Begleichung 
der Personalkosten, der konsumtiven 
und investiven Ausgaben der Einhei­
ten der Erweiterung des Katastro­
phenschutzes 23062266 DM ge­
zahlt. 

Hessen 
97 Einheiten des Brandschutzes 
62 Einheiten des Bergungsdienstes 
20 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
56 Einheiten des Sanitätsdienstes 
23 Einheiten des ABC-Dienstes 
10 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
2 Einheiten des Veterinärdienstes 

45 Einheiten des Fernmeldedienstes 
70 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
26 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

Den Einheiten der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes im Lande 
Hessen flossen im Jahr 1991 für Per­
sonalkosten, konsumtive und investi­
ve Ausgaben 24799715 DM zu. 

Saarland 
16 Einheiten des Brandschutzes 

20 Einheiten des Bergungsdienstes 
8 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
8 Einheiten des Sanitätsdienstes 
4 Einheiten des ABC-Dienstes 
3 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
2 Einheiten des Veterinärdienstes 
9 Einheiten des Fernmeldedienstes 

22 Verpflegungstrupps des Versor­
gungsdienstes 

6 Einheiten der Technischen Ein­
satzleitung 

In das Saarland flossen im Jahre 
1991 zum Ausgleich der Personalko­
sten, konsumtiven und investiven 
Ausgaben der Einheiten der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes 
8429065 DM. 

Baden-Württemberg 
92 Einheiten des Brandschutzes 

106 Einheiten des Bergungsdienstes 
44 Einheiten des Instandsetzungs-

dienstes 
69 Einheiten des Sanitätsdienstes 
33 Einheiten des ABC-Dienstes 
42 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
15 Einheiten des Veterinärdienstes 
63 Einheiten des Fernmeldedien­

stes 
78 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
45 Technische Einsatzleitungen 

Den Einheiten der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes im Lan­
de Baden-Württemberg kamen im 
Jahre 1991 zum Ausgleich für Per­
sonalkosten, konsumtive und inve­
stive Ausgaben 32008474 DM zu­
gute. 

Bayern 
116 Einheiten des Brandschutzes 
131 Einheiten des Bergungsdienstes 
62 Einheiten des Instandsetzungs­

dienstes 
126 Einheiten des Sanitätsdienstes 

41 Einheiten des ABC-Dienstes 
41 Einheiten des Betreuungsdien­

stes 
25 Einheiten des Veterinärdienstes 

123 Einheiten des Fernmeldedien­
stes 

99 Verpflegungslrupps des Versor­
gungsdienstes 

96 Einheiten der Technischen Ein­
satzleitung 

Aus der Bundeskasse flossen im 
Jahr 1991 als Ausgleich der Perso­
nalkosten, konsumtiven und investi­
ven Ausgaben der Einheiten der Er­
weiterung des Katastrophen-

schutzes 46641 273 DM in das Land 
Bayern. 

Berlin 
3 Einheiten des Brandschutzes 

15 Einheiten des Bergungsdienstes 
8 Einheiten des Instandsetzungs­

dienstes 
16 Einheiten des Sanitätsdienstes 
8 Einheiten des ABC-Dienstes 

18 Einheiten des Betreuungsdien­
stes 

8 Einheiten des Fernmeldedienstes 
14 Verpflegungstrupps des Versor­

gungsdienstes 
5 Einheiten der Technischen Ein­

satzleitung 

Den Einheiten der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes kamen im 
Jahr 1991 im Land Berlin 3936052 
DM für Personalkosten, konsumtive 
und investive Ausgaben zugute. 

Die Einheiten und Einrichtungen 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes werden von den zum 
Schutz der Bevölkerung mitwirken­
den öffentlichen und privaten Organi­
sationen getragen. Von ihnen sind die 
öffentlichen Feuerwehren und die 
Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk als öffentliche Organisationen 
zur Mitwirkung im Bereich der Erwei­
terung des Katastrophenschutzes 
verpflichtet. Private Organisationen, 
insbesondere der Arbeiter-Samari­
ter-Bund, die Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft, das Deutsche 
Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall­
Hilfe und der Malteser-Hilfsdienst 
wirken mit, wenn sie sich hierzu be­
reiterklärt haben und der Bundesmi­
nister des Innern bzw. die Katastro­
phenschutzbehörde der Mitwirkung 
zugestimmt hat. Soweit die zur Erfül­
lung der Aufgaben erforderliche Stär­
ke nicht durch Einheiten und Einrich­
tungen der mitwirkenden öffentlichen 
und privaten Organisationen erreicht 
wird, werden zusätzliche Einheiten 
und Einrichtungen aufgestellt (Regie­
einheiten und -einrichtungen). 

Die mitwirkenden Organisationen 
bilden die erforderliche Zahl von 
grundsätzlich freiwilligen Helfern aus, 
sorgen für die sachgemäße Unter­
bringung und Pflege der zusätzlichen 
Ausstattung und stellen die Einsatz­
bereitschaft ihrer Einheiten und Ein­
richtungen sicher. Im einzelnen wer­
den für die Fachdienste der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes fol­
gende freiwilligen Helfer gestellt: 
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Öffentliche Feuerwehren Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. 

Im Brandschutz: 25500 Helfer in 1021 Einheiten Im Sanitätsdienst: 2 100 Helfer in 54 Einheiten 
im Bergungsdienst: 950 Helfer in 25 Einheiten im ABC-Dienst: 126 Helfer in 3 Einheiten 
im ABC-Dienst: 5586 Helfer in 134 Einheiten im Betreuungsdienst: 136 Helfer in 7 Einheiten 
im Fernmeldedienst: 921 Helfer in 54 Einheiten im Fernmeldedienst: 62 Helfer in 3 Einheiten 
im Versorgungsdienst: 1 604 Helfer in 392 Einheiten im Versorgungsdienst: 230 Helfer in 56 Einheiten 
in Einheiten der Führung: 2212 Helfer in 279 Einheiten in Einheiten der Führung: 52 Helfer in 7 Einheiten 

Summe: 36773 Helfer Summe: 2706 Helfer 

Malteser-Hilfsdienst e. V. 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
Im Sanitätsdienst: 3926 Helfer in 97 Einheiten 
im ABC-Dienst: 252 Helfer in 6 Einheiten 

Im Bergungsdienst: 33304 Helfer in 851 Einheiten 
im Betreuungsdienst: 822 Helfer in 28 Einheiten 
im Fernmeldedienst: 453 Helfer in 23 Einheiten 

im Instandsetzungsd.: 9035 Helfer in 262 Einheiten im Versorgungsdienst: 323 Helfer in 76 Einheiten 
im ABC-Dienst: 756 Helfer in 18 Einheiten in Einheiten der Führung: 108 Helfer in 13 Einheiten 
im Fernmeldedienst: 1 886 Helfer in 94 Einheiten 
im Versorgungsdienst: 2642 Helfer in 651 Einheiten Summe: 5884 Helfer 
in Einheiten der Führung: 1 670 Helfer in 203 Einheiten 

Summe: 49293 Helfer 
Regieeinheiten 

Im Brandschutzdienst: 425 Helfer in 16 Einheiten 
im Bergungsdienst: 304 Helfer in 8 Einheiten 

Arbeiter-Samariter-Bund e. V. im Sanitätsdienst: 952 Helfer in 22 Einheiten 
im ABC-Dienst: 3360 Helfer in 79 Einheiten 

Im Sanitätsdienst: 2406 Helfer in 60 Einheiten im Betreuungsdienst: 2352 Helfer in 73 Einheiten 
im Betreuungsdienst: 226 Helfer in 9 Einheiten im Veterinärdienst: 1 152 Helfer in 64 Einheiten 
im Fernmeldedienst: 80 Helfer in 5 Einheiten im Fernmeldedienst: 5403 Helfer in 360 Einheiten 
im Versorgungsd ienst: 137 Helfer in 32 Einheiten im Versorgungsdienst: 1 043 Helfer in 253 Einheiten 
in Einheiten der Führung: 71 Helfer in 9 Einheiten in Einheiten der Führung: 6002 Helfer in 874 Einheiten 

Summe: 2920 Helfer Summe: 20993 Helfer 

Sonstige: 

Deutsches Rotes Kreuz Im Sanitätsdienst: 78 Helfer in 2 Einheiten 
im ABC-Dienst: 84 Helfer in 2 Einheiten 

Im Sanitätsdienst: 19020 Helfer in 457 Einheiten im Betreuungsdienst: 32 Helfer in 1 Einheit 
im ABC-Dienst: 168 Helfer in 4 Einheiten im Fernmeldedienst: 12 Helfer in 1 Einheit 
im Betreuungsdienst: 2436 Helfer in 86 Einheiten im Versorgungsdienst: 10 Helfer in 2 Einheiten 
im Fernmeldedienst : 472 Helfer in 21 Einheiten in Einheiten d!lr Führung: 172 Helfer in 18 Einheiten 
im Versorgungsdienst: 1 329 Helfer in 314 Einheiten 
in Einheiten der Führung: 724 Helfer in 82 Einheiten Summe: 388 Helfer 

Summe: 24 149 Helfer Gesamthelferzahl: 143 106 freiwillig Mitwirkende 

Bestand der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes in den 
fünf neuen Bundesländern 

phenschutzes erst ca. ein Jahr nach 
der Wiedervereinigung begonnen 
werden. Seitdem sind in den fünf neu­
en Ländern folgende Einheiten ein­
gerichtet worden: 

4 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes mit 140 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

14 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 700 Helfern, Seit der deutschen Wiedervereini­

gung gelten die Zivilschutzgesetze 
einschließlich des Gesetzes über die 
Erweiterung des Katastrophen­
schutzes auch im Gebiet der ehema­
ligen DDR. Aufgrund einer Entschei­
dung der politischen Leitung durfte 
mit praktischen Maßnahmen zum 
Aufbau von Einheiten und Einrichtun­
gen der Erweiterung des Katastro-
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Brandenburg 
13 Einheiten des Brandschutzdien­

stes mit 325 Helfern, 
gestell I von den Freiwilligen Feu­
erwehren 

4 Einheiten des Bergungsdienstes 
mit 200 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

getragen vom Arbeiter-Samariter­
Bund (2), dem Deutschen Roten 
Kreuz (9), der Johanniter-Unfall­
Hilfe (2) und dem Malteser-Hilfs­
dienst (1 ) 

Im Jahr 1991 sind zum Ausgleich 
der Personalkosten, konsumtiven 
und investiven Ausgaben der Einhei-



ten der Verstärkung des Katastro­
phenschutzes 8148519 DM in das 
Land Brandenburg geflossen. 

Mecklenburg- Vor pommern 
13 Einheiten des Brandschutzdien­

stes mit 325 Helfern, 
gestellt von den Freiwilligen Feu­
erwehren 

4 Einheiten des Bergungsdienstes 
mit 200 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

4 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes mit 140 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

13 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 650 Helfern, 
getragen vom Arbeiter-Samariter­
Bund (3), dem Deutschen Roten 
Kreuz (9) und dem Malteser-Hilfs­
dienst (1) 

Im Jahr 1991 flossen zum Aus­
gleich der Personalkosten, der kon­
sumtiven und investiven Ausgaben 
der Einrichtungen der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 6671 841 
DM in das Land Mecklenburg-Vor­
pommern. 

Sachsen-Anhalt 
16 Einheiten des Brandschutzes mit 

400 Helfern, 
gestellt von den Freiwilligen Feu­
erwehren 

4 Einheiten des Bergungsdienstes 
mit 200 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

4 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes mit 140 Helfern, 
gestellt von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

16 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 800 Helfern, 
getragen vom Arbeiter-Samariter­
Bund (2), dem Deutschen Roten 
Kreuz (13) und der Johanniter-Un­
fall-Hilfe (1) 

Zum Ausgleich der Personalko­
sten, konsumtiven und investiven 
Ausgaben der Einheiten der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes wur­
den im Jahre 1991 in das Land Sach­
sen-Anhalt Leistungen im Geldwert 
von 8057993 DM transferiert. 

Thüringen 
14 Einheiten des Brandschutzes mit 

350 Helfern, 
gestellt von den Freiwilligen Feu­
erwehren 

3 Einheiten des Bergungsdienstes 
mit 150 Helfern, 

getragen von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

3 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes mit 105 Helfern, 
getragen von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

14 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 700 Helfern, 
getragen vom Arbeiter-Samariter­
Bund (2), dem Deutschen Roten 
Kreuz (9), der Johanniter-Unfall­
Hilfe (2) und dem Malteser-Hilfs­
dienst (1) 

Als Ausgleich für die Personalko­
sten sowie die konsumtiven und in­
vestiven Ausgaben der Fachdienste 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes flossen im Jahre 1991 Lei­
stungen im Werte von 7 1 04 664 DM 
in das Land Thüringen. 

Sachsen 
23 Einheiten des Brandschutzes mit 

575 Helfern, ' 
gestellt von den Freiwilligen Feu­
erwehren 

4 Einheiten des Bergungsdienstes 
mit 200 Helfern, 
getragen von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswert 

4 Einheiten des Instandsetzungs­
dienstes mit 140 Helfern, 
getragen von der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 

22 Einheiten des Sanitätsdienstes 
mit 1100 Helfern, 
gestellt vom Arbeiter-Samariter­
Bund (3), dem Deutschen Roten 
Kreuz (13), der Johanniter-Unfall­
Hilfe (5) und dem Malteser-Hilfs­
dienst (1) 

Als Gegenleistung für die Perso­
nalkosten, die konsumtiven und inve­
stiven Ausgaben erhielten im Jahr 
1991 im Bundesland Sachsen die 
Fachdienste der Erweiterung des Ka­
tastrophenschutzes Leistungen im 
Werte von 11 767049 DM. 

Vorstellungen zur künftigen 
Gestaltung der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes 

Mit dem Vollzug der deutschen 
Einheit besteht die Notwendigkeit, in 
den neuen Bundesländern ein mit 
den Altbundesländern vergleichba­
res Schutzniveau zu schaffen und 
entsprechende Kräfte des erweiter­
ten Katastrophenschutzes aufzubau­
en. Nachdem aufgrund einer politi­
schen Leitungsentscheidung ca. ein 
Jahr lang nach der Wiedervereini-

gung keine faktischen Maßnahmen 
getroffen werden durften, genießt 
nunmehr die Einrichtung von Einhei­
ten und Fachdiensten der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes Vor­
rang vor Ersatzbeschaffungsmaß­
nahmen im Westen. Das Ende der 
Ost-West-Konfrontation und die Ver­
änderung der äußeren Bedrohung er­
mögl,ichen aber auch eine Anpas­
sung der Strukturen des erweiterten 
Katastrophenschutzes in den Altbun­
desländern an die heutigen Verhält­
nisse. Dabei kann nicht von einem 
Wegfall der äußeren Bedrohung, son­
dern - wie die Verhältnisse in der ehe­
maligen Sowjetunion und auf dem 
Balkan zeigen - nur von deren Verän­
derung ausgegangen werden. 

Ein praktisches Beispiel zeigt, daß 
bei der Einschätzung der Lage Vor­
sicht geboten ist. So wurde noch bis 
vor kurzem bei der Diskussion um ei­
nen Beitritt Deutschlands zum Offe­
nen Abkommen des Europarats über 
den Katastrophenschutz allen Ern­
stes von Katastrophenschutzexper­
ten unter anderem die Meinung ver­
treten, die Bundesrepublik gehöre 
nicht zu den erdbebengefährdeten 
Gebieten. Nur wenig später lehrte 
das Erdbeben im deutsch-niederlän­
dischen Grenzraum auch diese Ex­
perten das Fürchten. 

Selbst wenn ein offenes Einge­
ständnis des Irrtums immer noch 
aussteht, zeigt dieser Vorfall aus der 
jüngsten Geschichte, daß - solange 
nicht der ewige Frieden in der Welt 
eingetreten ist - Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung vor einer be­
waffneten Auseinandersetzung fort­
geführt werden müssen. Dabei muß 
und wird darauf geachtet werden, 
daß die Einheiten und Einrichtungen 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes im Wege des Doppelnut­
zens auch im Frieden zum Schutze 
der Bevölkerung vor Naturkatastro­
phen oder technologischen Risiken 
eingesetz1 werden können. Im Inter­
esse eines vergleichbaren Schutzni­
veaus für alle Bundesbürger stellt 
sich insoweit aber ebenfalls die Auf­
gabe, nicht nur das Sicherheitsgefäl­
le zwischen dem Osten und dem We­
sten Deutschlands, sondern auch 
zwischen den elf alten Bundeslän­
dern auszugleichen. 

In einem längeren Diskussions­
und Abstimmungsprozeß hat sich in 
den Gesprächen mit den Bundeslän­
dern und den Hilfeleistungsorganisa­
tionen aus fachlicher Sicht eine über­
wältigende Mehrheit dafür gefunden, 
künftig die Erweiterung des Katastro-
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phenschutzes nach folgenden Krite­
rien zu gestalten: , 

1. Eine bedarfsgerechte Zuordnung 
der Einheiten und Fachdienste zu den 
16 Ländern kann in Ermangelung ei­
nes anderweitigen nachvollziehbaren 
Verfahrens nur nach einem bevölke­
rungsbezogenen Schlüssel erfolgen. 
Bemessungsgröße ist eine Tranche 
von 180000 Einwohnern. Das ent­
spricht der durchschnittlichen Ein­
wohnerzahl eines Landkreises in den 
alten Bundesländern. In den neuen 
Bundesländern, in denen eine kom­
munale Neugliederung noch aus­
steht, haben drei Landkreise zusam­
men etwa 180000 Einwohner. Auf 
diese Weise ergeben sich für das ge­
samte Bundesgebiet 440 "Katastro­
phengebiete", von denen 84 auf die 
neuen Länder entfallen. Diese Be­
messungsgröße ist für den Aufbau 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes in den neuen Ländern be­
reits anerkannt und durch den Haus­
haltsgesetzgeber akzeptiert worden. 
Für die einzelnen Länder ergeben 
sich daraus folgende "Katastrophen­
schutzgebiete": 
Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Bremen 
Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Hessen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Mecklenburg­
Vorpommern 
Brandenburg 
Sachsen-Anhalt 
Sachsen 
Thüringen 

15 Bereiche 
9 Bereiche 
4 Bereiche 

41 Bereiche 
95 Bereiche 
31 Bereiche 
21 Bereiche 

6 Bereiche 
53 Bereiche 
62 Bereiche 
19 Bereiche 

11 Bereiche 
15 Bereiche 
16 Bereiche 
27 Bereiche 
15 Bereiche 

2. Jedes Katastrophenschutzgebiet 
soll in Übereinstimmung mit den Län­
dern und den Hilfeleistungsorganisa­
tionen mit den folgenden aus fachli­
cher Sicht vorrangigen Einheiten aus­
gestattet werden: 
2 Löschzüge Rettung (LZ -R) 
1 Löschzug Wasserversorgung 

(LZ-W) 
1 ABC-Zug 
1 ABC-Melde- und Auswertestelle 

(AMAST), die allerdings von einem 
Teil der Länder nicht als fachlich 
vorrangig angesehen wird 

2 Bergungszüge (BZ) mit je 38 Hel­
fern (zusätzlich nach besonderen 
Dislozierungskriterien bundesweit 
174 BZ mit erweiterter Ausstattung 
und je 50 Helfern) 
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1 Instandsetzungszug (IZ) 
2 Sanitätszüge (SZ) 
1 Betreuungszug (BtZ) 
1 Verpflegungstrupp 
1 Technische Einsatzleitung (TEL) 
1 Fernmeldezug (FmZ) 

Die übrigen bisher vorgehaltenen 
Einheiten, wie z. B. die Veterinärzüge, 
die Fernmeldezentralen, die Betreu-

ungsleitzüge und andere werden aus 
heutiger fachlicher Sicht nicht als vor­
rangig notwendig angesehen. 

3. Hieraus ergibt sich für das Bun­
desgebiet folgender Bedarf an fach­
lich vorrangig notwendigen Einheiten 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes: 

Einheiten gesamt davon neue nachrichtl.: davon neue 
Länder 

LZ-R 880 168 
LZ-W 440 84 
ABC-Zug 440 84 
AMAST 440 84 
BZ (38) 880 168 
BZ (50) 174 36 
IZ 440 84 
SZ 880 168 
BtZ 440 84 
Verpfl.Tr. 440 84 
TEL 440 84 
FMZ 440 84 

Summe: 6334 1212 

Der Bedarf an Helfern beläuft sich 
nach derzeit gültiger Stärke- und 
Ausstattungsnachweisung auf insge­
samt rd. 191 000. In den neuen Län­
dern werden rund 36700 Helfer 
benötigt. Dem steht ein derzeitiger 
Helferbestand von rd. 150000, davon 
rd. 7500 in den neuen Ländern, ge­
genüber. Hierbei ist zu berücksichti­
gen, daß der derzeitige Bestand auch 
die ca. 11 000 Helfer der in den alten 
Bundesländern noch e~istierenden 
Einheiten umfaßt, die fachlich nicht 
als vorrangig erachtet werden. 

Zur Ausbildung der Helfer und In­
standhaltung der Ausstattung wer­
den bis acht Katastrophenschutz­
schulen auf Landesebene (davon 
eine in den neuen Bundesländern) 
und eine noch nicht im einzelnen fest­
gelegte Anzahl von Katastrophen­
schutz-Zentralwerkstätten benötigt. 

4. Im Gegensatz hierzu tritt der 
Bundesminister der Finanzen auf der 
Grundlage von fachlicherseits nicht 
nachvollziehbaren Kriterien dafür ein, 
daß die Zahl der fachlich vorrangig 
notwendigen Einheiten der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes auf 
insgesamt 2400, davon 480 in den 
neuen Ländern, zu reduzieren sei. 
Nach seinen Vorstellungen sollen 
künftig nur noch folgende Einheiten 
vorgehalten werden: 

Ist heute Länder 
(gesamt) 

873 160 
324 0 
245 0 
347 0 
822 30 
111 20 
288 30 
485 80 
157 80 
785 0 
357 0 
147 0 

4941 400 

Einheiten bzw. 
Fachdienste gesamt davon 

neue 
Länder 

Brandschutz-
dienst 
(LZ-R, LZ-W) 800 160 
Sanitäts-
dienst (SZ) 200 40 
ABC-Dienst 200 40 
Fernmelde-
dienst (FmZ) 200 40 
Betreuungs-
dienst (BtZ) 200 40 
Versorg.Nerpfl. 
Trupps 200 40 
Einh. der 
Führung (TEL) 200 40 
Bergungs-
dienst (BZ) 200 40 
Instandsetzungs-
dienst (IZ) 200 40 

Summe: 2400 480 

Der Bedarf an Helfern würde sich 
nach den Vorstellungen des BMF auf 
rd. 70000, davon rd. 14000 in den 
neuen Ländern, belaufen. Von den 
derzeit acht Katastrophenschutz­
schulen auf Landesebene sollen fünf 
entfallen. Die Zahl der Zentralwerk­
stätten soll erheblich verringert wer­
den. 



In dem informellen Gespräch vom 
25. Juni 1992 mit den Hilfeleistungs­
organisationen und Verbänden ha­
ben die Einheiten der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes tragen­
den Organisationen erklärt, daß mit 
den Vorstellungen des BMF noch 
nicht einmal der Anschein eines ef­
fektiven Schutzes der Bevölkerung 
vor den Gefahren eines Verteidi­
gungsfalles zu erreichen sei. Statt 
sich einer Selbsttäuschung hinzuge­
ben, solle man lieber ganz auf eine Er­
weiterung des Katastrophen­
schutzes verzichten. Im Interesse des 
Schutzes der Bevölkerung seien die 
Hilfeleistungsorganisationen weiter­
hin zur Mitwirkung bei der Erweite­
rung des Katastrophenschutzes be­
reit. Der Staat müsse aber die erfor­
derlichen Rahmenbedingungen für 
das Engagement der vielen freiwilli­
gen Helfer schaffen. Dazu gehöre, 
daß die Einheiten der Erweiterung 
des Katastrophenschutzes über­
haupt noch in der Fläche erkennbar 
seien. 

Wesentliche Auswirkungen 
der Neuordnung der Erweite­
rung des Katastrophen­
schutzes auf den Bestand der 
Fachdienste in den elf alten 
Bundesländern 

Mit der Einigung auf "Katastro­
phenschutzgebiete" , bezogen auf ei­
nen Bevölkerungsschlüssel von 
180000 Einwohnern je Gebiet, und 
der Festlegung von Zahl und Art der 
fachlich vorrangig notwendigen Ein­
heiten der Erweiterung des Katastro­
phenschutzes, ist erstmalig seit 1968 
ein nachvollziehbares Verfahren für 
die Neuordnung dieses wesentlichen 
Teiles des Bevölkerungschutzes ge­
funden worden. Gleichzeitig zeigt 
sich in aller Deutlichkeit, daß in der 
Vergangenheit in diesem Bereich eine 
unorganische Entwicklung stattge­
funden hat. 

So weisen folgende Länder einen 
wesentlichen Überhang von Einhei­
ten auf: 

Schleswig-Holstein 
Bei 69 Einheiten des Brandschutz­

dienstes ein Zuviel von 24 Zügen. 

Hamburg 
Bei 48 Einheiten des Brandschutz­

dienstes ein Zuviel von 21 Zügen. 

.... 

Bei 34 Einheiten des Bergungs­
dienstes ein Überschuß von 13 Zü­
gen. 

Bei 27 Einheiten des Sanitätsdien­
stes ein Überschuß von 9 Zügen. 

Bei 24 Verpflegungstrupps ein Zu­
viel von 15 Einheiten. 

Bremen 
Bei 18 Einheiten des Brandschutz­

dienstes ein Überhang von 6 Zügen. 
Bei 16 Einheiten des Bergungs­

dienstes ein Überhang von 6 Zügen. 
Bei 6 Einheiten des Instandset­

zungsdienstes ein Zuviel von 2 Zü­
gen. 

Bei 17 Verpflegungstrupps ein 
Überhang von 13 Einheiten. 

Niedersachsen 
Bei 95 Verpflegungstrupps ein 

Überhang von 54 Einheiten. 

Nordrhein-Westfalen 
Bei einem Bestand von 448 Ein­

heiten des Brandschutzdienstes ein 
Überhang von 285 Zügen. 

Bei 322 Einheiten des Bergungs­
dienstes ein Zuviel von 95 Zügen. 

Bei einem Bestand von 312 Ver­
pflegungstrupps ein Überhang von 
217 Einheiten. 

Hessen 
Bei einem Bestand von 70 Verpfle­

gungstrupps ein Zuviel von 39 Ein­
heiten. 

Rheinland-pfalz 
Bei 36 AMASTen ein Überhang von 

15 Einheiten. 
Bei 44 Verpflegungstrupps ein Zu­

viel von 23 Einheiten. 
Bei 36 Einheiten der Führung ein 

Überhang von 15 Einheiten. 

Saarland 
Bei 22 Verpflegungstrupps ein 

Überhang von 16 Einheiten. 

Baden-Württemberg 
Bei 78 Verpflegungstrupps ein 

Überhang von 25 Einheiten. 

Bayern 
Bei einem Bestand von 94 AMA­

STen ein Überhang von 32 Einheiten. 
Bei 99 Verpflegungstrupps ein 

Überhang von 37 Einheiten. 
Bei 96 Einheiten der Führung ein 

Überhang von 34 Einheiten. 

Den wesentlichen Überhängen 
stehen auf der anderen Seite we­
sentliche Unterdeckungen bei fol­
genden Fachdiensten gegenüber: 

Schleswig-Holstein 
Bei einem Bestand von 18 Sa­

nitätszügen eine Unterdeckung mit 
12 Einheiten. 

Bei 10 Verpflegungstrupps ein Zu­
wenig von 5 Einheiten. 

Hamburg 
Bei 6 ABC-Zügen ein Zuwenig von 

3 Zügen. 
Bei 4 AMASTen ein Bedarf von 5 

Einheiten. 
Bei 2 Betreuungszügen ein Zuwe­

nig von 7 Einheiten. 
Bei 6 Einheiten der Führung eine 

Unterdeckung mit 3 Technischen Ein­
satzleitungen. 

Niedersachsen 
Bei 92 Einheiten des Brand­

schutzes ein zusätzlicher Bedarf von 
31 Zügen. 

Bei 24 Instandsetzungszügen ein 
Bedarf von 17 weiteren Einheiten. 

Bei 34 Sanitätszügen ein Zuwenig 
von 48 Einheiten. 

Bei 28 ABC-Zügen ein zusätzlicher 
Bedarf von 13 Einheiten. 

Bei einem Bestand von 9 Betreu­
ungszügen eine Unterdeckung mit 32 
Einheiten. 

Bei 11 Fernmeldezügen eine Un­
terdeckung mit 30 Einheiten. 

Nordrhein-Westfalen 
Bei 57 Instandsetzungszügen ein 

Zuwenig von 38 Einheiten. 
Bei 129 Einheiten des Sanitäts­

dienstes eine Unterdeckung von 61 
Einheiten. 

Bei 67 ABC-Zügen ein weiterer Be­
darf von 28 Einheiten. 

Bei 61 AMASTen eine Unterdek­
kung mit 34 Einheiten. 

Bei einem Bestand von 8 Betreu­
ungszügen ein zusätzlicher Bedarf 
von 87 Einheiten. 

Bei 46 Fernmeldezügen ein Zuwe­
nig von 49 Einheiten. 

Bei 61 Einheiten der Führung eine 
Unterdeckung mit 34 Einheiten. 

Hessen 
Bei einem Bestand von 20 In­

standsetzungszügen ein zusätzlicher 
Bedarf von 11 weiteren Einheiten. 

Bei einem Ist von 32 Sanitätszügen 
ein Zuwenig von 30 Einheiten. 

Bei 23 ABC-Zügen ein Minus von 
8 Einheiten. 

Bei einem Ist von 6 Betreuungszü­
gen eine Unterdeckung von 25 Ein­
heiten. 

Bei 13 Fernmeldezügen ein Minus 
von 18 Einheiten. 
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Rheinland-Pfalz 
Bei einem Bestand von 38 Brand­

schutzzügen ein zusätzlicher Bedarf 
von 25 Einheiten. 

Bei 15 Instandsetzungszügen ein 
Bedarf von 6 weiteren Einheiten. 

Bei 22 Sanitätszügen eine Unter­
deckung von 20 Einheiten. 

Bei 17 ABC-Zügen ein Minus von 
4 Einheiten. 

Bei 6 Betreuungszügen ein zusätz­
licher Bedarf von 15 Einheiten. 

Bei 8 Fernmeldezügen eine Unter­
deckung mit 13 Einheiten. 

Saarland 
Bei einem Bestand von 2 Betreu­

ungszügen ein Bedarf von 4 weiteren 
Einheiten. 

Bei einem Ist von 3 FernmeIdezü­
gen ein Zuwenig von 3 Einheiten. 

Baden-Württemberg 
Bei einem Bestand von 92 Brand­

schutzzügen ein zusätzlicher Bedarf 
von 67 Einheiten. 

Bei 44 Einheiten des Instandset­
zungsdienstes ein Bedarf von 9 wei­
teren Zügen. 

Bei einem Ist von 29 Sanitätszügen 
ein Minus von 77 Einheiten. 

Bei einem Bestand von 33 ABC­
Zügen ein Zuwenig von 20 Einheiten. 

Bei einem Ist von 43 AMASTen ein 
zusätzlicher Bedarf von 10 weiteren 
Einheiten. 

Bei 5 Betreuungszügen ein zusätz­
licher Bedarf von 48 Einheiten. 

Bei 15 Fernmeldezügen ein zu­
sätzlicher Bedarf von 38 Einheiten. 

Bayern 
Bei einem Bestand von 116 Brand­

schutzzügen ein Bedarf von weiteren 
70 Einheiten. 

Bei einem Ist von 80 Sanitätszügen 
eine Unterdeckung mit 44 Einheiten. 

Bei einem Bestand von 41 ABC­
Zügen ein Zuwenig von 21 Einheiten. 

Bei 7 Betreuungszügen ein weite­
rer Bedarf von 55 Einheiten. 

Bei 22 Fernmeldezügen ein Bedarf 
von 40 weiteren Einheiten. 
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Ber/in 
Bei einem Bestand von 3 Brand­

schutzzügen ein weiterer Bedarf von 
55 Einheiten. 

Bei einem Ist von 14 Bergungszü­
gen eine Unterdeckung von 31 Ein­
heiten. 

Bei einem Bestand von 7 Instand­
setzungszügen ein weiterer Bedarf 
von 12 Einheiten. 

Bei 16 Sanitätszügen ein zusätzli­
cher Bedarf von 22 Einheiten. 

Bei 8 ABC-Zügen ein Bedarf von 
11 weiteren Einheiten. 

Bei einer AMAST ein Bedarf von 18 
Einheiten. 

Bei 6 Betreuungszügen eine Un­
terdeckung mit 13 Einheiten. 

Bei 3 Fernmeldezügen ein Minus 
von 16 Einheiten. 

Bei 14 Verpflegungstrupps ein wei­
terer Bedarf von 5 Einheiten. 

Bei 5 Einheiten der Führung ein 
weiterer Bedarf von 14 Einheiten. 

Erhalt des freiwilligen und 
ehrenamtlichen Engage­
ments der Helfer in den 
Einheiten und Einrichtungen 
der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 

Umstrukturierungen der beschrie­
benen Art bringen nicht nur Zustim­
mung, sondern auch Ängste und Be­
fürchtungen vor dem Neuen mit sich. 
Insbesondere bei den vielen tausend 
freiwilligen und ehrenamtlichen Hel­
fern ist unverkennbar, daß sie von Un­
sicherheiten über den weiteren Sinn 
und Zweck ihres Engagements und 
dessen Anerkennung durch die staat­
lichen Stellen, die Politik und die Me­
dien erfaßt sind. Nicht wenige fühlen 
sich in die Rolle des berühmten 
"Mohren" gedrängt, der in schwieri­
gen Zeiten seine Pflicht und Schul­
digkeit getan hat und nunmehr gehen 
kann. Dabei kommt gerade in einem 
demokratischen und pluralistisch 
aufgebauten Staat wie der Bundes­
republik dem freiwilligen und ehren­
amtlichen Engagement der Bürger 
ein unschätzbarer Wert zu. 

Die Mitwirkung dieses Personen­
kreises entlastet den Staat nicht nur 
finanziell, sondern zeigt, daß dieses 
Gemeinwesen auch außerhalb von 
Wahlen von den in ihm wohnenden 
Menschen getragen wird. Es wird da­
her eine Hauptaufgabe bei dem Voll­
zug der Umstrukturierungsmaßnah­
men sein, dieses freiwillige und eh-

renamtliche Engagement der Helfer 
nicht zu beschädigen, sondern - wo 
immer es geht - zu fördern. 

Viele Staaten im Westen und im 
Osten beneiden Deutschland um die 
freiwillige Mitarbeit Tausender Bürger 
im Bevölkerungsschutz und sind 
bemüht, entsprechende Rahmenbe­
dingungen in ihren eigenen Ländern. 
zu schaffen. Es wäre ein .. Treppenwitz 
der Geschichte", wenn zur gleichen 
Zeit in Deutschland - aus welchen 
Gründen auch immer - dem freiwilli­
gen und ehrenamtlichen Engage­
ment auf der Ebene des Bundes der 
Boden entzogen würde. 

Es ist daher zu begrüßen, daß der 
Innenausschuß des Deutschen Bun­
destages in seiner Sitzung am 3. Juni 
1992 fast einstimmig mit den Stim­
men der CDU/CSU, F.D.P. und SPD u. 
a. beschlossen hat, daß der erweiter­
te Katastrophenschutz auch unter 
den veränderten sicherheitspoliti­
schen Bedingungen unvermindert 
seine Bedeutung behält und die Bun­
desregierung aufgefordert sei, dieser 
Verpflichtung auch weiterhin gerecht 
zu werden. 

Der innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Er­
win Marschewski, MdB, und die zu­
ständige Berichterstatterin, Erika 
Steinbach-Hermann, MdB, haben 
hierzu gegenüber der Presse ergän­
zend erklärt, daß für die im Zivil- und 
Katastrophenschutz tätigen staatli­
chen und privaten Organisationen 
Planungssicherheit zu schaffen sei. 
Nur so könne auf Dauer die hohe Ein­
satzbereitschaft und Motivation der 
vielen tausend ehrenamtlichen Helfe­
rinnen und Helfer bewahrt werden. 
Die freiwilligen Hilfsorganisationen 
müßten auch künftig tatkräftig ideell 
und finanziell gefördert werden und 
dem Bundesminister der Finanzen 
sei für die Etatberatungen 1993 zu 
empfehlen, insoweit zumindest den 
derzeitigen Ansatz beizubehalten. 



Schutzkommission tagte 
in Würzburg 

Anläßlich der 41. Jahrestagung 
der Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern am 29. Mai 
1992 in Würzburg richtete der Par­
lamentarische Staatssekretär 
beim BMI, Eduard Lintner, folgen­
des Grußwort an die Tagungsteil­
nehmer: 

Als Herr Minister Seiters mich vor 
einigen Wochen bat, an seiner Stelle 
hier anläßlich der 41 . Jahrestagung 
der Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern zu Ihnen zu 
sprechen, habe ich diese Aufgabe 
mit besonderer Freude übernommen. 
Zunächst möchte ich Ihnen die Grüße 
des Herrn Ministers übermitteln, der 
es außerordentlich bedauert, nicht 
selbst anwesend sein zu können. Ich 
hoffe auf Ihr Verständnis dafür, daß 
die Vielfalt der Aufgaben des Bun­
desinnenministers es ihm nicht er­
laubt, alle Termine persönlich wahr­
zunehmen und Sie jetzt mit mir vor­
lieb nehmen müssen. 

Die Jahrestagung der Schutzkom­
mission ist in erster Linie ein wissen­
schaftlich-fachliches Ereignis. Und 
die fachliche Aufgabe, in deren 
Dienst sich die Mitglieder dieser 
Kommission dankenswerterweise 
gestellt haben, bietet gerade in jüng­
ster Zeit wieder Stoff für manche Aus­
einandersetzungen. Ich verfolge dies 
mit besonderer Aufmerksamkeit, weil 
ich auch zu den Fragen des Zivil­
schutzes eine enge Beziehung habe. 

Lassen Sie mich das etwas näher 
erläutern. Wer in der Innenpolitik Ver­
antwortung trägt, findet nicht selbst­
verständlich den Weg zum Zivil­
schutz. Es gibt viele innenpolitische 
Aufgaben, die von aktuellerer Bedeu­
tung sind. Und ich verhehle nicht, daß 
es auch viele Bereiche gibt, in denen 
sich ein Politiker leichter profilieren 
und mit geringeren Anfechtungen Er­
folge erzielen kann. Trotzdem habe 
ich mich seit meiner Berufung zum 
Parlamentarischen Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern für 
die Belange des Schutzes unserer 
Bevölkerung besonders interessiert 
und engagiert. Ich bin davon über-

Eduard lInlner 

zeugt, daß diese Aufgabe zu Unrecht 
in Frage gestellt wird und daß sie es 
nicht verdient, ein Schattendasein zu 
führen . Als humanitäre Verpflichtung 
des Staates gegenüber seinen Bür­
gern sollte sie vielmehr gleichrangig 
und gleichwertig mit den anderen 
Aufgaben der Gefahrenabwehr be­
trachtet werden und einen entspre­
chenden Stellenwert genießen. So­
weit ich dazu beitragen kann, dies zu 
erreichen, werde ich meine Bemü­
hungen fortsetzen. 

Zivilschutz nicht mehr 
notwendig? 

Nun wird aber gerade in den letz­
ten zwei Jahren immer häufiger be­
hauptet, Zivilschutz sei gar nicht 
mehr notwendig. Es hat sich in der Tat 
im sicherheitspolitischen Umfeld der 
Bundesrepublik Deutschland vieles 
verändert und auch die Vorausset­
zungen, unter denen- der Staat bis­
lang Vorkehrungen zum Schutz der 
Bevölkerung getroffen hat, sind da­
von berührt. Ich meine aber, daß man 
daraus nicht voreilig schlußfolgern 
darf, der Zivilschutz sei überflüssig, ja 
unnötig geworden. 

Betrachten wir doch einmal ganz 
nüchtern die sicherheitspolitisch be-

deutsamen Ereignisse der jüngsten 
Zeit. Die Teilung Deutschlands und 
Europas ist überwunden. Der War­
schauer Pakt existiert nicht mehr. Die 
Konfrontation zwischen den beiden 
militärischen Machtblöcken, die un­
ser Denken jahrzehntelang be­
herrscht hat, gehört der Vergangen­
heit an. Die kommunistischen Dikta­
turen mit ihrer gegen den Westen ge­
richteten Ideologie sind zusammen­
gebrochen. Daraus können wir ablei­
ten, daß die massive, oft auch "mo­
nolithisch" genannte Bedrohung der 
letzten 40 Jahre nicht mehr besteht. 
Wir können erleichtert feststellen , 
daß wir den großen Angriffen aus 
dem Osten, der unser gesamtes 
Staatsgebiet und seine Bevölkerung 
in Mitleidenschaft gezogen hätte, 
nicht mehr zu befürchten brauchen. 

So erfreulich diese Entwicklung ist, 
so wenig sollte sie zu der inzwischen 
wieder weitverbreiteten Fehlein­
schätzung verleiten, daß es keinerlei 
Risiken mehr gäbe. Der ewige Friede 
ist keineswegs ausgebrochen. Ganz 
im Gegenteil: Wir müssen uns heute 
mit vielfältigen und vielgestaltigen Ri­
siken auseinandersetzen, die - an­
ders als die Hauptbedrohung der 
zurückliegenden Jahrzehnte 
schwer einzuschätzen sind und aus 
vielen verschiedenen Richtungen 
kommen und rasch eskalieren kön­
nen. 

Ich will hier nicht das ganze Spek­
trum der Risikoanalysen darstellen, 
das sich in der Diskussion befindet, 
sondern nur einige wichtige Punkte 
herausgreifen, die Auswirkungen auf 
die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland haben können. 

Nicht wenige mittel- und osteu­
ropäische Staaten haben mit ernsten 
wirtschaftlichen, sozialen und politi­
schen Schwierigkeiten zu kämpfen 
und müssen sich mit ethnischen Ri­
valitäten und Gebietsstreitigkeiten 
bis hin zu nationalistischen Aus­
brüchen auseinandersetzen. Es ist 
nicht zu verkennen, daß aus diesen 
Prozessen neue Gefährdungen unse­
rer Sicherheit und der europäischen 
Stabilität entstehen können, die zur 
Quelle neuer kriegerischer Aktivitäten 
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werden können. Die nuklearen Altla­
sten des früheren Ostblocks sind be­
drohlicher als das überwundene 
Gleichgewicht des Schreckens. Die 
weiter fortschreitende Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen und 
der Raketentechnologie untergräbt 
die internationale Sicherheit. Hunger 
und Elend in großen Teilen der Dritten 
Welt, verschärft durch die immer 
noch ungebremste Vernichtung der 
natürlichen Lebensgrundlagen, ma­
chen den Frieden nicht sicherer. 

Vorsorge ist verantwortungs­
bewußte Politik 

Wer all diese Gegebenheiten nüch­
tern bewertet, kann nicht unbesorgt 
in die Zukunft blicken. Das ist keine 
Schwarzmalerei, sondern realisti­
sche Einschätzung und verantwor­
tungsbewußte Politik. Es wäre leicht­
fertig anzunehmen, daß ein friedli­
ches Zusammenleben der Völker ge­
sichert sei. Die Herausforderungen, 
vor denen wir stehen, gehen heute 
viel weiter. Niemand kann garantie­
ren, daß die Bundesrepublik 
Deutschland von potentiellen Kon­
flikten unbehelligt bleiben wird. Mit 
anderen Worten: Vorkehrungen zum 
Schutz der Bevölkerung in einem Ver­
teidigungsfall, und mag er noch so 
unwahrscheinlich sein, müssen auch 
künftig Bestandteil der staatlichen Si­
cherheits- und Vorsorgepolitik sein. 

Diese Erkenntnis ist es, die mich 
dazu veranlaßt, für den Zivilschutz 
auch weiterhin den ihm gebührenden 
Stellenwert zu fordern, damit der 
Staat weiterhin die Verpflichtung er­
füllen kann, einen angemessenen 
Schutz seiner Bürger sicherzustellen. 

Daß der Staat sich hierzu auch des 
wissenschaftlichen Sachverstandes 
bedienen muß, indem er sich beraten 
läßt und Forschungsaufträge vergibt, 
kann keinem Zweifel unterliegen. 

Die Diskussion über das, was an­
gemessen ist, wird uns sicherlich ge­
rade auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes noch einige Zeit beschäfti­
gen. Dabei ist die Tendenz unver­
kennbar, daß die Aufgabendiskus­
sion und angemessenes staatliches 
Handeln zunehmend von finanziellen 
Zwängen bestimmt werden. Natür­
lich kann die Frage der Finanzierbar­
keit nicht von untergeordneter Be­
deutung sein. Sie sollte aber die Aus­
einandersetzung um die Sache nicht 
verdrängen und darf nicht an ihre 
Stelle treten. 
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Auch die wissenschaftlichen Ar­
beiten im Rahmen des Zivilschutzes 
bleiben von aktuellen Finanzproble­
men nicht verschont. Ich halte, um es 
ganz deutlich zu sagen, aber bloßes 
Finanzdenken für zu kurz. Wenn es 
darum geht, den Schutz der Bevöl­
kerung und die Möglichkeiten zur lin­
derung und Behebung eingetretener 
Schäden dadurch zu verbessern, das 
wissenschaftlicher Sachverstand zu 
Rate gezogen wird, dann sollte das 
dafür notwendige Geld auch zur Ver­
fügung gestellt werden. Allerdings ist 
es heutzutage schon schwieriger, 
dies auch Sicherzustellen und es be­
darf hier vielmehr eines ständigen 
Bemühens, dem wir uns gerne unter­
ziehen wollen. 

Überzeugungsarbeit durch 
Expertenwissen 

Die wirkungsvollste Überzeu­
gungsarbeit können Sie selbst, mei­
ne Damen und Herren von der 
Schutzkommission, leisten, indem 
Sie Ihr Expertenwissen auch in der 
Weise einbringen, daß Forschungs­
bedarf, Inhalte, Schwerpunkte und 
Ziele der wissenschaftlichen Arbeit 
aus sich heraus verständlich und un­
abweisbar dargelegt werden können. 
Je knapper die öffentlichen Mittel 
sind, desto wichtiger ist es, daß die 
Wissenschaft mit der Administration 
zusammenwirkt, um den Bedarf plau­
sibel und unanfechtbar zu begrün­
den. Ich hoffe, daß wir auf diese Wei­
se auch künftig die Zivilschutzfor­
schung finanzieren können. 

Wissenschaft und Forschung sind 
noch immer die beste Grundlage für 
Fortschritte und Verbesserungen im 
Schutz unserer Bevölkerung. Sie soll­
ten daher in möglichst breitem Um­
fang ihre Wirkung entfalten können. 
So wie der Bund bei seinen Vorkeh­
rungen für den Zivilschutz auch den 
Doppelnutzen, das heißt die An­
wendbarkeit bei der Bekämpfung von 
Schadensereignissen in Friedenszei­
ten, im Auge hat, sollen auch die Er­
kenntnisse der Zivilschutzforschung 
für die den Bundesländern obliegen­
den Gefahrenabwehraufgaben bes­
ser nutzbar gemacht werden. Bund 
und Länder sind sich darin einig, daß 
eine intensivere Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet nutzbringend ist. Im 
Hinblick auf die Herausforderungen 
der Zukunft ist ein verstärkter Aus­
tausch zwischen Bund und Ländern 
im Zivil- und Katastrophenschutz ins-

besondere auch im Forschungsbe­
reich ein Gebot der wirtschaftlichen 
Vernunft . Ich verspreche mir davon, 
daß damit die Grundlage für eine ver­
besserte, umfassende Nutzbarrna­
chung wissenschaftlicher Erkennt­
nisse geschaffen wird . 

Die Teilnahme von ausgewählten 
Experten der Länder an den Sitzun­
gen einzelner Fachausschüsse der 
Schutzkommission wird die Beratun­
gen der Schutzkommission inhaltlich 
bereichern. Die Arbeit der Schutz­
kommission wird hierdurch eine poli­
tische Aufwertung erfahren. Es wäre 
aus unserer Sicht wünschenswert, 
mit den Ländern eine Verwaltungs­
vereinbarung abzuschließen, die das 
Ziel und die beiderseitigen fachlichen 
und wirtschaftlichen Interessen auf 
dem Gebiet der Zivil-/Katastrophen­
schutzforschung definiert. 

Ich möchte die erstmals hier an­
wesenden Vertreter der länder-In­
nenministerien und Sie, meine Herren 
von der Schutz kommission sowie die 
zuständigen Mitarbeiter des Bun­
desinnenministeriums ermuntern, 
diesen Weg in enger, vertrauensvoller 
Zusammenarbeit weiterzuverfolgen. 

Den Beginn einer vertrauensvollen 
Zusammenarbeit kennzeichnet auch 
das Verhältnis der Schutzkommis­
sion beim BMI zur israelischen 
"Schutzkommission", deren Vorsit­
zenden Herrn Dr. Dan Litai sowie 
Herrn Dr. Jerome Greenblatt aus Tel 
Aviv ich hier sehr herzlich begrüßen 
darf. Die Entwicklung dieser Zusam­
menarbeit wurde von Herrn Dr. Yair 
Sharan, dem Wissenschaftsattache 
der israelischen Botschaft in Bonn, 
den ich hier ebenfalls begrüßen darf, 
maßgeblich gefördert. Die leidvollen 
Erfahrungen der israelischen Bevöl­
kerung während des Golfkrieges sind 
auch eine Mahnung an uns, die Auf­
gaben der staatlichen Notfallvorsor­
ge nicht zu vernachlässigen. Der 
Schutz der Bevölkerung vor den Ge­
fahren künftiger Konflikte ist ein erst­
rangiges Feld der Zusammenarbeit 
für eine gemeinsame Sicherheit un­
serer Bürger. 



0. Ulrich Weidner 

Modernste Techniken 
und Methoden im 

europaweiten Vergleich 
Großangelegte Katastrophenschutzübung in Amsterdam -

Holland plant nationale Informationskampagne 

In der Reihe der sogenannten "Eu­
ropa-Übungen" stand Mitte Mai nun­
mehr Amsterdam auf dem internatio­
nalen Plan, nachdem die Brüsseler 
EG-Behörde bereits 1989 in Perpi­
gnan (Frankreich) und 1990 in Civita­
vecchia (Italien) ebenfalls großange­
legte Übungen finanziell unterstütz1 
hatte. "Europa '92" führte denn jetz1 
500 Akteure aus zehn europäischen 
Ländern zusammen, um Einsätze 
nach einer Chemie katastrophe zu de­
monstrieren. 

Um es deutlich vorwegzusagen: 
Mehr als einzelne Demonstrationen 
wurden - und sollten - auch nicht ge­
boten werden; eine zusammenhän­
gende Übung, die einen solchen Na­
men verdient gehabt hätte, lief an die­
sem 19. Mai auf einem Raffinerie­
gelände im Amsterdamer Hafenbe­
reich nicht ab. Vielmehr zeigten die 
Teams viel modernste Technik, aber 
auch Einsatzmöglichkeiten und -ar­
ten, die eben anders, aber vergleich­
bar waren. So hat man kaum so vie­
le Bergungsübungen aus Höhen und 
Tiefen gesehen wie in Amsterdam, 
verschiedenste Seilbahnarten, Tra­
gen, Sicherungen usw. Die Fachleu­
te staunten, welche technischen und 
praktischen Wege gangbar sind. 

Experten 
aus zwanzig Staaten 

Die Veranstaltergemeinschaft aus 
EG-Behörde, dem niederländischen 
Innenministerium und der Amsterda­
mer Feuerwehr hatte jedoch weder 

Mühen noch Kosten gescheut, um 
eine Demonstration internationalen 
Ranges zu bieten. Fast eine Million 
Gulden sollen dem Vernehmen nach 
aufgewendet worden sein, eine Pla­
nungs- und Vorlaufzeit von etwa ei­
nem Jahr besagt, daß hier wirklich 
geklotz1 wurde, um den erwarteten 
Beobachtern aus zwanzig Staaten -
den zwölf EG-Ländern, den EFTA­
Staaten sowie aus Polen und Rumä­
nien - etwas fachlich Fundiertes zu 
bieten. Parallel dazu lief eine ebenso 
international besetzte Konferenz, die 
sich mit allen denkbaren Fragen des 
Zivil- und Katastrophenschutzes be­
schäftigte und über die noch geson­
dert zu berichten ist. 

Die Übung - wenn man bei diesem 
amtlichen Terminus bleiben will- be­
stand aus drei Teilen, wobei zu be­
wältigen waren 

- Massenanfall von Verletz1en 
- Transport großer Löschwasser-

mengen 
- spezielle Einsätze bei einem Che­

mieunfall 

und sollte folgende Hilfsmaßnahmen 
aufzeigen 

- Rettung und Bergung 
- ärz1liche Versorgung einschließlich 

Triage 
- Bekämpfungen von Großbränden 
- Maßnahmen bei Chemieunfällen. 

Das Hecktei! des "abgestürzten" Frachlflugzeuges auf einem sorgsam präparierten Trümmerkegel. 
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Das großflächige Übungsgelände 
- eine vor Jahren wohl wegen Über­
kapazität stillgelegte Ölraffinerie -
war ideal zu nennen, das angenom­
mene Katastrophenszenario sehr 
realistisch: "Soeben ist ein Fracht­
flugzeug vom Amsterdamer Flugha­
fen Schiphol gestartet. Aus noch un­
bekannter Ursache explodiert das 
Flugzeug und stürzt über der Raffine­
rie ab, in der gerade umfangreiche 
Wartungsarbeiten durchgeführt wer­
den. Die Flugzeugtrümmer verursa­
chen Brände und Einstürze und 
setzen gefährliche Stoffe - u. a. Am­
moniak - frei. Eine große Anzahl von 
Opfern ist zu befürchten. " 

Modernste Technik 

Die eingesetzten Verbände beka­
men in diesem Großszenario ent­
sprechende Aufgaben zugewiesen, 
darunter auch die rund 65 deutschen 
Helfer, gestellt vom Technischen 
Hilfswerk (SEEBA Nordrhein-Westfa­
len), dem Deutschen Roten Kreuz, 
der Berufsfeuerwehr Hamburg und 
dem Gefahrstoffzug des Landkreises 
Ludwigshafen. Retten, Bergen, 
Transportieren von Verletzten, Anle­
gen eines Verletzten sammelplatzes 
waren die Aufgaben der Sanitäter, 
Spüren und Messen von Schadstof­
fen , Dekontaminierung und Brand­
bekämpfung die mehr technischen 
Aufgaben. Wie schon angedeutet, 
haben die Feuerwehren (Berufsfeuer-

wehr Hamburg und Gefahrstoffzug 
Ludwigshafen) ebenso wie das THW 
mit seiner SEEBA modernstes Gerät 
eingesetzt, das international jedem 
Vergleich standhielt. Kam es bei der 
Demonstration, die für die internatio­
nale Beobachterschar gleich mehr­
mals ablief, nicht auf Schnelligkeit 
und Präzision an, so blieb doch ge­
rade den Akteuren genügend Zeit, 
sich mit den Geräten und Methoden 
der übrigen neun teilnehmenden eu­
ropäischen Staaten vertraut zu ma­
chen. 

Treffen der Politiker 

Wer internationale Übungen die­
ses Zuschnitts mitgemacht hat, weiß, 
daß gerade am Rande das "Interna­
tionale" seine Betonung findet - was 
letztlich auch von den Veranstaltern 
besonders erwünscht war. So trafen 
sich auf politischer Ebene die Innen­
ministerin des Königreichs der Nie­
derlande, len Dales, mit ihrem luxem­
burgischen Kollegen Jean Spautz 
und dem Parlamentarischen Staats­
sekretär beim Bundesminister des In­
nern, Eduard Lintner, und tauschten 
ihre Eindrücke von der Übung und 
Meinungen über die von der EG stär­
ker angestrebten europäische Zu­
sammenarbeit aus. Staatssekretär 
Lintner faßte zusammen: "Besonde­
rer Dank gilt den niederländischen 
Kollegen, die in diesem Jahr eine Ka­
tastrophenschutzübung europäi-

scher Nationen in großem Rahmen 
vorbereitet haben. Ich freue mich, 
daß dabei die bewährte deutsch-nie­
derländische Zusammenarbeit sowie 
die bewährte Zusammenarbeit mit 
unseren übrigen Nachbarstaaten ver­
tieft werden konnte . . . Ich habe ge­
rade diesen direkten europäischen 
Vergleich genutzt, um den aktuellen 
Stand der Ausrüstungen und Ausbil­
dung der Einsatzkräfte und mögliche 
Fortentwicklungen zu ermitteln. Ge­
rade bei der Abwehr von Gefahren in 
einem modernen Industriestaat muß 
ein höchstmögliches Niveau erreicht 
werden." 

Lintner wies auch nachdrücklich 
darauf hin, daß die Bekämpfung von 
Gefahren ein grenzüberschreitendes 
und damit europäisches Anliegen ge­
worden ist. Der Staatssekretär hob 
dabei die Bedeutung der bilateralen 
Verträge, die Deutschland mit seinen 
sämtlichen Nachbarn geschlossen 
hat, hervor und kündigte an, man wol­
le auch den ost- und südosteuropäi­
schen Ländern, die nicht an die Bun­
desrepublik angrenzen, ebenfalls den 
Abschluß solcher bilateralen Hilfelei­
stungsverträge anbieten, wie es be­
reits gegenüber der Russischen Fö­
deration geschehen ist. 

Beim abendlichen Abschlußban­
kett, das die niederländische Innen­
ministerin len Dales und der Bürger­
meister von Amsterdam, Ed van 
Thijn - zwei übrigens sehr unkonven­
tionelle Politiker - gaben, sprach sich 
die Innenministerin für mehr interna­
tionale Übungen in den Grenzregio-

"Verletzte" in großer Zahl sind aul dem ausgedehnten Amsterdamer Ral· · Bergen aus Höhen - die am meisten demonstrierte Übungsaulgabe. 
lineriegelände von den Teams aus zehn Nallonen zu bergen und zu ver· 
sorgen. 
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Staatssekretär Eduard Lintner (Dri"er von links) besucht auch die deutschen Feuerwehr·Elnhelten 
aus Hamburg und dem Kreis ludwigshaten. (Fotos: Weldner) 

nen der Niederlande aus. Abwei­
chend von ihrem Redetext gab sie der 
EG die Empfehlung, doch künftig 
statt solcher "Demonstrationen" eher 
richtige Übungen durchzuführen -
und bestätigte damit den Eindruck, 
den auch die rund 250 Beobachter 
aus den zwanzig Staaten gewonnen 
hatten. 

Holland startet Kampagne 

Interessant ist die Absicht unserer 
holländischen Nachbarn - und es 
wird interessant sein, den Ablauf zu 
verfolgen - nämlich in den nächsten 
Jahren Informationskampagnen für 
die Bevölkerung zu starten, wie Frau 
Dales bei dieser Gelegenheit öffent­
lich bekanntgab. Vorgesehen ist eine 

I • 

LeserbrIef 
Der Geschäftsführer der Bun­

desärztekammer in Köln, Dr. P. 
Knuth, nahm zu dem Beitrag "Der 
Groß schadensfall" in Ausgabe 
5/92 des "Bevölkerungsschutz­
Magazins" wie folgt Stellung: 

Mit Interesse haben wir den aus 
der Feder von Herrn Arnold stam­
menden Beitrag "Der Großschadens­
fall" gelesen. Dem Autor scheinen 
doch einige neuere Entwicklungen 
nicht präsent zu sein. 

nationale Aktion ab November 1992, 
um die Bürger über Katastrophen 
aufzuklären. Interessant ist die Vor­
geschichte, zu der sich sicherlich 
Parallelen anbieten: In den sechziger 
Jahren fand in den Niederlanden eine 
erste (und letzte!) öffentliche Kampa­
gne statt. "Die Folgen sind - im ne­
gativen Sinne - noch immer spürbar", 
meint Dr. J. G. H. Quint, Projektma­
nager "Katastrophenaufklärung" im 
Innenministerium Den Haag. Jeder 
Haushalt erhielt damals per Post­
wurfsendung ein Faltblatt in den 
Briefkasten ("Kriechen Sie mit einem 
Laken über dem Kopf unter die Trep­
pe" - Original-Ton). "Es besteht die 
Sorge, daß sich das wiederholen wird 
und man befürchte, daß sich das wie­
derholt" (Quint). "Die damalige Kam­
pagne war auf den kalten Krieg ... 
ausgerichtet ... " Im Jahre 1980 ent-

Zur medizinischen Führung bei 
Großschadensfällen bedarf es nicht 
des Rettungsassistenten. Durch die 
Empfehlung der Bundesärztekam­
mer zum Leitenden Notarzt vom 11. 
Dezember 1987 sind die medizini­
schen und taktischen Fortbildungs­
voraussetzungen für den Arzt, der als 
Leitender Notarzt die medizinische 
Versorgung bei Großschadensereig­
nissen leitet, klar vorgegeben. 

Dem Rettungsassistenten kommt 
entsprechend der Berufszieldefiniti­
on des Rettungsassistentengesetzes 
eine Rolle als Helfer des Leitenden 
Notarztes zu. Eigenständige medizi­
nische oder taktische Verantwortung 

schied das Kabinett, die damalige Zi­
vilschutzorganisation, das niederlän­
dische Zivilschutzkorps, aufzulösen. 

Jetzt soll also ein neuer Start, zu­
mindest was die Information der Be­
völkerung angeht, erfolgen. "Der 
Staat muß Aufklärung betreiben", 
meint Dr. Quint, aber: " ... in erster li­
nie sind die Gemeinden für die Kata­
strophenaufklärung ihrer Bevölke­
rung zuständig." Und gen au hier 
scheint der Hase im Pfeffer zu liegen. 
Das Programm ist fertig, alle Vorbe­
reitungen sind abgeschlossen, das 
Grundszenario lautet: "Wenn die Si­
rene ertönt, suchen Sie sofort ein Ge­
bäude auf, schließen Sie Türen und 
Fenster, schalten Sie Ihr Rundfunk­
oder Fernsehgerät ein, und verfolgen 
Sie die Nachrichten." Es gibt Infor­
mationssteIlen, Handbücher, Flug­
blätter. Übrigens übernimmt das In­
nenministerium die Entwicklungsko­
sten des Informationsmaterials, die 
Gemeinden tragen die Druckkosten 
in Höhe von etwa 30 Cents (27 Pfen­
nige) pro Einwohner! 

Auf Start gespannt 

Und nun der Pferdefuß: ". .. wur­
de unter anderem beschlossen, daß 
die nationale Kampagne im Novem­
ber 1992 beginnt, allerdings mit einer 
wichtigen Bedingung: Zu diesem 
Zeitpunkt muß in einer ausreichen­
den Zahl von Gemeinden der Start für 
die örtliche Kampagne erfolgt sein. 
Ist dies nicht der Fall, so wird der 
Startzeitpunkt verschoben." Man 
darf also gespannt sein, ob und wann 
die holländische Kampagne startet -
die zweite in der Nachkriegsge­
schichte ... 

trägt er nicht. Die Institutionalisierung 
des Leitenden Notarztes in den Ret­
tungsdienstgesetzen der Länder und 
im Verwaltungsvollzug wird derzeit 
vorgenommen. 

Somit bleibt kein Raum für Ret­
tungsassistenten, die aufgrund ihrer 
"größeren Einsatzerfahrung" den nur 
"sporadisch eingesetzten Notarzt" 
führen, sondern der Rettungsassi­
stent wird ihm zugewiesene Aufga­
ben durchzuführen haben. Dies ist 
auch nicht anders denkbar, denn 
nach wie vor bleibt medizinische Ver­
sorgung ärztliche Aufgabe, auch un­
ter den Bedingungen des Massenan­
falles Verletzter oder Erkrankter. 
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Deutsches Rotes Kreuz 

Klärungsbedarf 
Positions papier des Deutschen Roten Kreuzes zur 

Mitwirkung im Zivil- und Katastrophenschutz 

Das Deutsche Rote Kreuz wirkt im 
Zivil- und Katastrophenschutz in der 
Bundesrepublik Deutschland mit zir­
ka 150000 Helferinnen und Helfern in 
gegliederten Katastrophenschutz­
Einheiten mit. Darüber hinaus hält es 
ein Gesamtpotential mit weiteren 
mehr als 300000 Helferinnen und 
Helfern einschließlich ihrer Ausstat­
tung vor. In Anbetracht der Tatsache, 
daß das Rote Kreuz mit seinem Lei­
stungsumfang und den Vorhaltungen 
zur Sicherheit der Bevölkerung eine 
Flächendeckung im gesamten Bun­
desgebiet für den Sanitäts- und Be­
treuungsdienst in quantitativer wie 
auch in qualitativer Hinsicht nach­
weisen und garantieren kann; als na­
tionale Hilfsgesellschaft wie gleich­
zeitig als Spitzenverband der freien 
Wohlfahrtspflege die wesentlichen 
Aufgabengebiete zur Hilfeleistung 
und Daseinsvorsorge umfassend be­
setzt; seine Aufgabengebiete durch­
gängig anbietet, etwa von der Ersten 
Hilfe einschließlich der Breitenausbil­
dung über den Sanitätsdienst, den 
Rettungsdienst, den Blutspende­
dienst, den Suchdienst (Auskunfts­
wesen bei Katastrophen und Konflik­
ten) bis hin zur Vielfalt der sozialen Ar­
beit; dazu auch im beziehungsweise 
mit dem Ausland in Katastrophenhil­
fen und grenzüberschreitendem Ka­
tastrophenschutz mit Hilfe der 
Schwestergesellschaften vom Roten 
Kreuz und vom Roten Halbmond zu­
sammenarbeitet; mit dem DRK-Hilfs­
zug ein wirksames Einsatzinstrument 
zum überregionalen Schwerpunkt­
einsatz in einzigartiger Weise vorhält 
und die Verbreitung der Kenntnis der 
Genfer Rotkreuz-Abkommen ge­
währleistet beansprucht das DRK 
die entsprechende Beachtung, Ein­
bindung und Anerkennung seines 
Stellenwertes durch den Staat. Im 
nachfolgenden Positions papier legt 
das Deutsche Rote Kreuz die auf­
grund der sicherheitspolitischen Ent­
wicklung entstandene Situation der 
Mitwirkung im Zivil- und Katastro-
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phenschutz einschließlich seiner For­
derungen für Verbesserungen und 
Fortentwicklungen dar. Auslöser für 
den Handlungsbedarf waren die Pa­
piere des Bundesministers des In­
nern über künftige Strukturen der Zi­
vilverteidigung und des Zivilschutzes 
vom 13. Februar 1991,14. Mai 1991 
und 26. August 1991 . Das Positions­
papier korrespondiert mit dem vom 
Bundesminister des Innern veröffent­
lichten Grundsatzpapier "Strukturen 
der zivilen Verteidigung" vom 20. 
September 1991. Das Positionspa­
pier wurde in der nachfolgenden Fas­
sung von Präsidium und Präsidial rat 
des DRK am 10. Oktober 1991 ver­
abschiedet: 

Mit Schreiben vom 6. März 1991 
hat der Bundeskanzler dem Deut­
schen Roten Kreuz bestätigt, "daß 
die am 27. September 1956 ausge­
sprochene Anerkennung des Deut­
schen Roten Kreuzes als nationale 
Hilfsgesellschaft im Sinne der Genfer 
Rotkreuz-Abkommen vom 12. Au­
gust 1949 und ihrer Zusatzprotokolle 
vom 8. Juni 1977 nach Herstellung 
der Einheit Deutschlands weitergilt 
und sich auch auf die Tätigkeit des 
Deutschen Roten Kreuzes in den neu­
en Bundesländern erstreckt. Dies gilt 
auch für die Ermächtigung, im Sa­
nitätsdienst der Bundeswehr mitzu­
wirken . .. 

Somit wurde die Anerkennung des 
Roten Kreuzes durch die Bundesre­
gierung vom 27. September 1956 ak­
tualisiert und bekräftigt, nach der es 
als nationale Hilfsgesellschaft die 
Aufgaben erfüllt, die von den natio­
nalen Rotkreuz-Gesellschaften 
gemäß den Genfer Rotkreuz-Abkom­
men von 1949 und den von den In­
ternationalen Rotkreuz-Konferenzen 
festgelegten Grundsätzen wahrge­
nommen werden. 

Die Grundlagen der 
Mitwirkung im Zivilschutz 

Die Bedingungen des Internatio­
nalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK) zur Anerkennung von Rot­
kreuz-Gesellschaften, deren Ziffer 3 
die Anerkennung durch die Staatsre­
gierung ist, machen es jeder nationa­
len Rotkreuz-Gesellschaft zur Pflicht, 
eine einsatzfähige Organisation zu 
unterhalten, mit der sie die ihnen ob­
liegenden Aufgaben wirksam erfüllen 
kann. Sie muß sich auch auf die Dien­
ste in einem möglichen Konfliktfall 
vorbereiten. Zu diesen Diensten 
gehört die Mitwirkung beim Schutz 
der Zivilbevölkerung im Falle eines 
Konfliktes. 

Der Delegiertenrat des Internatio­
nalen Roten Kreuzes hat in Prag 1961 
bekräftigt, daß die Zusammenarbeit 
der nationalen Rotkreuz-Gesell­
schaften mit ihren Regierungen bei 
den Bemühungen, die von diesen für 
den Schutz der Zivilbevölkerung im 
Falle eines Konfliktes unternommen 
werden, eine natürliche Pflicht dieser 
Gesellschaften ist und mit den 
Grundsätzen des Roten Kreuzes im 
Einklang steht. 

In der Resolution Nr. 34 der xx. In­
ternationalen Rotkreuz-Konferenz 
(Wien 1965) wird ausdrücklich be­
kräfti9t, daß es zu den Aufgaben ei­
ner nationalen Rotkreuz-Gesellschaft 
gehört, ihren Beitrag zu den Zivil­
schutzaufgaben zu leisten. Den Re­
gierungen und den nationalen Ge­
sellschaften Wird empfohlen, in Ver­
einbarungen über die Mitwirkung im 
Zivilschutz sicherzustellen, daß das 
Rote Kreuz jederzeit die Aufgaben 
durchführen kann, für die es qualifi­
ziert ist, damit es unter allen Umstän­
den in der Lage ist, seiner Rolle auch 
in Fällen gerecht zu werden, in denen 
es alleine handeln muß. 

Das Zusatzprotokoll I zu den Gen­
fer Rotkreuz-Abkommen von 1977, 
ratifiziert durch die Bundesrepublik 



Deutschland 1990, enthält in den Ar­
tikeln 61 bis 67 Bestimmungen über 
den Zivilschutz. Status, Aufgabenka­
talog und Schutzbedürftigkeit des Zi­
vilschutzes sind in diesen Bestim­
mungen niedergelegt und damit aus­
drücklich anerkannt. Diese Stellung 
verleiht dem Zivilschutz einen unbe­
einträchtigten Schutz. Die im Zusatz­
protokoll I aufgeführten Zivilschutz­
Aufgaben werden in der Bundesre­
publik Deutschland bereits den An­
forderungen des Zusatzprotokolls 
entsprechend wahrgenommen. 

Umsetzung des Auftrages 
durch das DRK 

Die Mitwirkung beim Schutz der Zi­
vilbevölkerung gehört zu den sat­
zungsgemäßen Aufgaben des DRK. 
In diesem Zusammenhang sind als 
weitere satzungsmäßige Aufgaben 
zu nennen: 
- Hilfe für Opfer bewaffneter 

Konflikte, 
- Mitwirkung im Sanitätsdienst der 

Bundeswehr, 
- Suchdienst; Tätigkeit als Amtliches 

Auskunftsbüro nach den Genfer 
Rotkreuz-Abkommen; Mitwirkung 
bei der Familienzusammenführung 
und bei den mit diesen Aufgaben 
zusammenhängenden Hilfsaktio­
nen, 

- Verbreitung der Kenntnis der 
Genfer Rotkreuz-Abkommen, 

- Krankenpflege, 
- Blutspendedienst, 
- Katastrophenschutz und Katastro-

phenhilfe, 
- Erste Hilfe bei Notständen und 

Unglücksfällen, 
- Ausbildung der Bevölkerung in Er­

ster Hilfe und im Gesundheits­
schutz. 
Die Vorschrift über die Tätigkeit 

des Deutschen Roten Kreuzes bei 
Katastrophen und anderen Notstän­
den sowie über seine Mitwirkung im 
Zivil- und Katastrophenschutz (K­
Vorschrift) verpflichtet alle Gliederun­
gen des DRK und alle in Katastro­
phenschutzangelegenheiten Tätigen 
des DRK zum aktiven Handeln und in­
formiert zugleich staatliche und kom­
munale Stellen, insbesondere die Ka­
tastrophenschutzbehörden, über 
den Beitrag, den das DRK bei der Er­
füllung humanitärer Aufgaben auf der 
Grundlage seiner Eigenständigkeit 
leisten kann; die Art und Weise der 
Mitwirkung an behördlichen Vorsor­
ge- und Einsatzmaßnahmen sowie 
die Regeln, die die nationale Rot-

kreuz-Gesellschaft als Teil des Inter­
nationalen Roten Kreuzes zu beach­
ten hat. 

Das DRK als Bundesverband so­
wie die DRK-Landes- und -Kreisver­
bände haben sich gemäß ihren Sat­
zungen und den Grundsätzen des 
Roten Kreuzes gegenüber dem Bun­
desministerium des Innern bzw. ihren 
zuständigen Katastrophenschutz­
behörden zur Mitwirkung im Zivil- und 
Katastrophenschutz schriftlich be­
reiterklärt. 

Das DRK hat die erforderliche An­
zahl von Katastrophenschutz-Einhei­
ten nach den staatlichen Vorgaben 
(Aufstellungserlasse / STAN / Mu­
sterausbildungspläne / Dienstvor­
schriften) 
- personell besetzt, 
- ausgebildet, 
- die Ausstattung übernommen, 
- pflegt, wartet und verwendet diese, 
- hält die Einheiten einsatzbereit, 
- alarmiert sie im Bedarfsfall 
- und führt sie den Katastrophen-

schutzbehörden mit dem Ziel der 
Unterstellung zwecks Durch­
führung von Einsatzaufträgen zu. 
Vor dem Hintergrund der Verände-

rungen der sicherheitspolitischen Si­
tuation steht die Bundesrepublik 
Deutschland derzeit in einem Um­
bruch des staatlichen Systems zur 
Gewährleistung der äußeren Sicher­
heit im Zusammenhang mit dem 
Schutz- und Hilfeleistungssystem für 
die Bevölkerung. Der Wandel der Vor­
kehrungen für die Gewährleistung 
der äußeren Sicherheit betrifft nicht 
nur den Umfang und die Struktur der 
Streitkräfte, sondern auch die sicher­
heitspolitischen Strukturen in Europa 
und die Weiterentwicklung des Frie­
densvölkerrechts und des huma­
nitären Völkerrechts. 

Bedrohungen und Gefährdungsla­
gen, denkbare technisch verursach­
te Unglücksfälle und Katastrophen 
ergeben ein neuartiges, wachsendes 
Gefährdungspotential. Auch Flücht­
lings- und Wanderungsbewegungen 
fordern das DRK verstärkt zu ent­
sprechenden Hilfeleistungen heraus. 
Die in den Ländern vorhandenen Ein­
richtungen der Schadensbekämp­
fung und Hilfeleistung sind daher im 
bisherigen Umfang vom Bund weiter 
zu unterstützen und neuen Anforde­
rungen anzupassen. 

Das Rote Kreuz muß aus dieser Er­
kenntnis heraus einem zu schnellen 
und gegebenenfalls zu weitgehenden 
Absenken langjährig gewachsener 
und nur unter Schwierigkeiten wieder 
errichtbarer Schutz- und Hilfelei­
stungspotentiale widersprechen. 

Das bestehende Schutz- und Hilfelei­
stungssystem ist in inhaltlicher wie in 
quantitativer Hinsicht auf das Gebiet 
der neuen Bundesländer zu übertra­
gen, um auch hier gleiche Vorausset­
zungen wie in den Altbundesländern 
zu schaffen. 

Forderungen des 
Deutschen Roten Kreuzes 

Das DRK legt großen Wert darauf, 
daß im Sinne des Rotkreuzgrundsat­
zes der Unabhängigkeit seine Eigen­
ständigkeit in der Durchführung der 
Mitwirkung im Zivil- und Katastro­
phenschutz auch im Zuge der mitt­
lerweile sichtbar gewordenen sicher­
heitspolitischen Lage und der seit 
1968 weiterentwickelten Rechts­
grundlagen gewahrt bleibt. Das Rote 
Kreuz muß seine Interessen und alle 
Regelungen, deren Änderung es für 
nützlich hält, als seine Position ein­
bringen. Hierzu stellt es die entspre­
chenden Forderungen und erläutert 
sie wie folgt: 

Al Verpflichtungen des Bundes: 
Es ist unabdingbar, daß der Bund 

weiterhin bereit ist, seiner Verpflich­
tung zum Schutz der Zivilbevölke­
rung vor den Folgen bewaffneter Aus­
einandersetzungen nach Artikel 73 (1 1 
Grundgesetz nachzukommen. Un­
klar ist aber derzeit, mit welchen Mit­
teln, in welcher Größenordnung und 
mit welchen Vorhaltungen dies in Zu­
kunft geschehen soll. 

Es muß vermieden werden, daß bei 
der einschneidenden Fortentwick­
lung der Gesamtlage die Austragung 
von Kompetenzstreitigkeiten zwi­
schen den Ländern und dem Bund 
sich als Eindämmung jeglicher Ei­
genständigkeitsbestrebungen der 
mitwirkenden Hilfsorganisationen 
nachteilig auswirkt und es zu nach­
haltigen Einsparungen im Einzelplan 
36 des Bundeshaushaltes kommt. 

Das DRK erwartet, daß seinem 
Mitwirkungsanteil gem. KatSG 
zukünftig der entsprechende Stellen­
wert in einer beiderseitigen Partner­
schaft auf der Leitungs- wie auf der 
Arbeitsebene zwischen den zustän­
digen KatS-Behörden und den jewei­
ligen DRK-Verbandsstufen Rech­
nung getragen wird. Die Bestimmun­
gen des Zusatzprotokolls I ab Artikel 
61 folgende müssen als humanitäre 
Grundaufgabe über eine Verteidi­
gungsplanung des Staates hinaus 
planungsmäßig einbezogen werden. 
Dies gilt unabhängig von den heute 
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noch nicht absehbaren Veränderun­
gen der Zivilverteidigung. 

Unterschiedliche politische Vor­
stellungen zwischen Bund und Län­
dern für den Bereich Zivil- und Kata­
strophenschutz bedürfen der Ge­
samtdiskussion, um eine Zersplitte­
rung des staatlichen Schutz- und Hil­
feleistungssystems zu verhindern. 

Bl Zusammenwirken zwischen 
dem Bund, den Ländern, anderen 
Behörden und Institutionen und 
den Organisationen: 

Das Deutsche Rote Kreuz stellt 
klar, daß, wie im Paragraph 9 KatSG 
ausgeführt, Rechtsverhältnisse zwi­
schen den Behörden und dem DRK 
bzw. seinen Verbandsstufen, nicht 
aber zwischen Behörden und den 
Mitgliedern bzw. Helfern des Deut­
schen Roten Kreuzes bestehen ("Pa­
ragraph 9 (1 l: Soweit durch dieses 
Gesetz oder andere Rechtsvorschrif­
ten nichts anderes bestimmt ist, be­
stehen Rechte und Pflichten der nach 
diesem Gesetz mitwirkenden Helfer 
nur gegenüber der Organisation, der 
sie angehören . ... ") Im DRK gibt es 
keine ausschließlichen Katastro­
phenschutzhelfer. Alle vom Deut­
schen Roten Kreuz getragenen Kata­
strophenschutz-Einheiten sind aus 
den örtlichen Rotkreuz-Gemein­
schaften zu bilden. 

Das Deutsche Rote Kreuz stellt 
weiterhin klar, daß Katastrophen­
schutz eine Aufgabe und keine Insti­
tution des Staates ist. Immer wieder 
muß das Rote Kreuz Behörden, die 
Länderinnenministerien und das 
Bundesministerium des Innern dar­
auf hinweisen. Nicht zulässige Ein­
griffe von Behörden in die Führungs­
struktur des DRK sind zunehmend 
festzustellen. Vielfach haben Landes­
und Kreisbehörden längst damit be­
gonnen, DRK-Kreisverbände unab­
gestimmt und ohne die entsprechen­
den verband lichen Grundsatzbe­
schlüsse zu verplanen, wozu als Bei­
spiel die Notfallstationen aufzuführen 
sind. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 
in Zukunft seine Beteiligung auch auf 
höheren und verantwortungsvolleren 
Führungsebenen als der des Zugfüh­
rers. Auf diese Ebene ist das DRK 
durch das Handeln vieler Behörden -
im Gegensatz zu der seit 1968 gülti­
gen und 1991 noch bestehenden 
Rechtslage - festgelegt worden. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 
die entsprechende Beteiligung auf­
grund seiner Größenordnung und 
Fachlichkeit in der gesamten Mitwir­
kung - so auch in Leitungs-, 
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Führungsfunktionen bzw. -stäben 
oder -gremien - anteilig und seinem 
tatsächlichen Engagement entspre­
chend ein. 

Das DRK wird sich in Zukunft ver­
mehrt dagegen zu wehren wissen, 
daß die von ihm gestellten KatS-Ein­
heiten, die es grundsätzlich mit eige­
nen Führungskräften führt, der Lei­
tung oder Führung ausschließlich von 
Staatsbediensteten, Vertretern ande­
rer Organisationen oder Funktions­
trägern aus dem organisationsfreien 
Bereich ohne Beteiligung von Rot­
kreuz-Vertretern überlassen werden 
müssen. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 
die rechtliche, soziale, organisatori­
sche und einsatztaktische Gleichstel­
lung und -behandlung aller vergleich­
baren öffentlich-rechtlichen und pri­
vatrechtlich verfaßten Organisatio­
nen, soweit dies rechtlich möglich 
und zulässig ist. Das DRK ist nicht 
mehr bereit hinzunehmen, daß im 
gleichen Katastropheneinsatz unter 
Leitung bzw. Führung der gleichen 
Behörden wesentliche Unterschiede 
in der Behandlung in jeglicher Hin­
sicht, vor allem aber in der sozialen 
Sicherung und Erstattung von Ausla­
gen für die Helfer gemacht werden. 
Die gesetzlichen Bestimmungen über 
soziale Sicherheit gelten für alle 
KatS-Helfer in gleichem Maße. 

Das Rote Kreuz unterstützt und 
begrüßt die - wie bisher im partner­
schaft lichen Miteinander - bewährte 
Zusammenarbeit mit der Bundes­
wehr in der Katastrophenhilfe auf der 
Grundlage bestehender Rechtsvor­
schriften und weiß die Hilfemöglich­
keiten und Leistungskraft vor allem 
auf dem Gebiet der Logistik, mit be­
stimmten Einsatzpotentialen des Sa­
nitätsdienstes, im Transport zu Lan­
de und in der Luft und vieles andere 
zu schätzen. 

Die Bundeswehr hat in der jetzigen 
Umbruchsituation damit begonnen, 
über die bisherige durch Artikel 35 
Grundgesetz abgesicherte subsidiä­
re Hilfeleistungspflicht hinaus auf den 
gleichen Arbeitsfeldern wie die Hilfs­
organisationen neue und in der Öf­
fentlichkeit vermeintlich besser ak­
zeptierte Möglichkeiten für die Streit­
kräfte anstatt oder zusätzlich zu ihren 
eigentlichen Verteidigungsaufgaben 
zu erschließen. Das DRK wird sehr 
darauf achten, daß hier kein konkur­
rierender Status wie der einer Hilfsor­
ganisation entsteht und - insbeson­
dere auch bei internationalen Einsät­
zen - das Subsidiaritätsprinzip be­
achtet und bestehen bleibt. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 

dringend ein längst überfälliges ar­
beitsteiliges Rahmenkonzept unter 
Wahrung des vorrangigen Verteidi­
gungsauftrages der Bundeswehr für 
deren Wirken sowie für deren Zu­
sammenwirken mit anderen Institu­
tionen und Organisationen im Rah­
men der Katastrophenhilfe im In- und 
Ausland. 

Cl Gestaltung der Mitwirkung des 
Deutschen Roten Kreuzes: 

Das DRK wird in gemeinsamer 
Partnerschaft mit dem Bund die 
Überprüfung der Grundlagen für sei­
ne Bereitschaftserklärung zur Mitwir­
kung im Zivil- und Katastrophen­
schutz in Hinsicht auf die Erfüllbarkeit 
der staatlicherseits weiterentwickel­
ten Bedingungen unter Wahrung der 
Grundsätze des Roten Kreuzes vor­
nehmen. 

Der gegenwärtige Umbruch, der 
vom Roten Kreuz grundsätzlich als 
richtiger Weg in die Zukunft bewertet 
wird, wird als Chance für eine Fort­
entwiCklung in der Mitwirkung des 
Deutschen Roten Kreuzes im Zivil­
und Katastrophenschutz gesehen. 

Das DRK fordert seine Beteiligung 
an Maßnahmen der Prävention, die 
beschrieben, zugeordnet, durchge­
führt und überwacht werden müssen. 
Hierzu gehören alle Maßnahmen der 
präventiven Katastrophenverhütung 
in den Bereichen, die im Falle von Ka­
tastrophen gegebenenfalls den Ein­
satz des Sanitäts- und des Betreu­
ungsdienstes bedingen. Das Rote 
Kreuz sieht für sich nicht mehr allein 
den Auftrag, im Falle eingetretener 
Schäden zu reagieren. Der Zivil- und 
Katastrophenschutz in bestehender 
Form mit seiner Struktur und den be­
kannten Einsatzgrundsätzen kann 
nur punktuell bis zur Grenze seiner 
Einsatzkraft reagieren , nicht aber 
selbst agieren. Für die Maßnahmen 
der Prävention ist bisher wenig ge­
schehen. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 
eine Intensivierung und Verdichtung 
der Breitenausbildung der Bevölke­
rung. Bei allen zukünftig notwendigen 
und vorzusehenden Hilfemaßnah­
men muß die Bevölkerung viel mehr 
eingebunden werden, wozu sich die 
Breitenausbildung und die Nutzung 
des Stützpunktnetzes anbieten. Hier­
bei kommt der grundsätzlichen Ein­
beziehung der engsten Nachbar­
schaftshilfe unter Beibehaltung des 
Prinzips der Freiwilligkeit große Be­
deutung zu. 

Das DRK fordert die Festlegung 
realistischer und zeitgemäßer Grö­
ßenordnungen der Leistungsanfor-



derungen an das Rote Kreuz, seine 
Gliederungen und Gemeinschaften 
sowie des Leistungsvermögens bei 
Bevölkerung und Behörden. 

D) Gegliederte Einheiten, organi­
satorische Strukturen, Dienste des 
DRK: 

Im Zusammenhang mit der Fort­
entwicklung der Einsatzkonzeption 
des DRK-Hilfszuges hat sich ein drei­
stufiges taktisches System heraus­
entwickelt: 
- Das Stützpunktnetz koordiniert auf 

freiwilliger Basis flächendeckend 
unter Einbeziehung aller örtlicher 
Ressourcen gleich welchen Eigen­
tums oder welcher Zugehörigkeit 
bei jedem überraschenden Auftre­
ten von Notlagen die Betreuung an 
jedem Ort. 

- Die Betreuungsdienst-Einheiten 
bilden das Standard-Einsatzpoten­
tial , das schwerpunktweise im 
Kreisgebiet oder kreisgrenzüber­
greifend einzusetzen ist. 

- Der DRK-Hilfszug ist ein überregio­
nales Schwerpunkteinsatzinstru­
ment des Betreuungsdienstes, mit 
dem unter den Einsatzgrundsätzen 
des Hilfszuges besondere Schwer­
punkte der Not unter Berücksichti­
gung der Bezugsgrößen (in der Re­
gel 3000 zu Betreuende pro Abtei­
lung) bewältigt und versorgt wer­
den können. In der Strategie des 
Deutschen Roten Kreuzes hat da­
her der Hilfszug einen besonderen 
und wesentlichen Platz. 
Hierzu fordert das DRK, daß die­

ses dreistufige taktische System, das 
de facto längst zur Praxis gehört, of­
fizielle Anerkennung und Umsetzung 
in den Vorschriften findet und das 
Stützpunktsystem wie der DRK­
Hilfszug in geeigneter Weise im Zivil­
und Katastrophenschutz-Recht des 
Bundes und der Länder verankert 
werden. Das Rote Kreuz wird das 
Stützpunktnetz als Nutzbarmachung 
des flächendeckenden Systems der 
DRK-Ortsvereine und Rotkreuz-Ge­
meinschaften auf örtlicher Ebene 
ausbauen, soweit dies möglich ist 
und dabei bestehende Sonderstruk­
turen aus der Landesgesetzgebung 
einiger Bundesländer beachten. 

Das DRK fordert die Anpassung 
der Katastrophenschutzeinheiten 
beispielsweise in Hinsicht auf Aus­
stattung, Führbarkeit, Ausbildung, 
Helfermotivation, Mehrfachverwend­
barkeit an die sich weiterentwickeln­
den Rahmenbedingungen. Die Kata­
strophenschutzeinheiten müssen in 
Zukunft flexibler, multifunktional, vor 
allem in Hinsicht auf die Durch-

führung von Aufgaben der Fachdien­
ste Sanitäts- und Betreuungsdienst 
in lagebedingtem Wechsel, gestaltet 
werden. 

Die Bezugsgrößen für die Einhei­
ten der Fachdienste, das heißt für die 
Anzahl der Betroffenen, die von einer 
Einheit eines bestimmten Fachdien­
stes in einer bestimmten Lage und 
Zeiteinheit mit der personellen und 
materiellen Ausstattung nach STAN 
versorgt werden können, müssen neu 
überdacht und festgelegt werden. 

Das DRK entwickelt fachdienstlich 
gemischte Einheiten mit einer Stärke, 
die zirka 25 Helfer nicht überschrei­
tet, als zukünftige KatS-Einheiten, die 
grundsätzlich alle Ausbildungsstufen 
und -gänge sowie alle DRK-Dienste 
vereinen und koordinieren, somit je­
dem Helfer und jeder Helferin Mitwir­
kungsmöglichkeiten eröffnen und mit 
dem unerwünschten Hang zu Spe­
zialistentum und vermeintlicher Elite­
bildung Schluß machen. 

Folgendes muß Berücksichtigung 
finden: 
- Flächendeckung, 
- Baukastensystem, 
- "Laufbahnen" der Helfer nach 

Neigung. 
Der Gedanke der fachdienstlich 

gemischten Einheiten Sanitäts- und 
Betreuungsdienst einschließlich ei­
ner technischen Komponente darf 
keinesfalls die Aufhebung der Fach­
dienste (nach DRK-internem Prinzip 
wie nach Katastrophenschutzgesetz) 
Sanitätsdienst und Betreuungsdienst 
beinhalten oder zur Folge haben. 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert, 
daß für friedensmäßige Einsätze wie 
auch im Vorfeld des Verteidigungsfal­
les, aber auch bei Konflikten, die in 
Deutschland nicht den Rechtszu­
stand des Verteidigungsfalles auslö­
sen, die Zuziehungsmöglichkeiten für 
Schwesternhelferinnen erweitert 
werden und daß die männliche Kom­
ponente ebenso gesetzlich aner­
kannt und verankert wird. Es ist be­
sonders auf den Pflegehilfsdienst mit 
Schwesternhelferinnen und Pflege­
diensthelfern hinzuweisen. 

Nach der friedensmäßigen Kata­
strophenschutz-Planung wie auch 
schon im Vorfeld des Zivilschutzes 
wird der erste große Personalbedarf 
in den zivilen Krankenhäusern ent­
stehen, über dessen Deckung offen­
sichtlich überhaupt keine Klarheit be­
steht. In diesem Zusammenhang 
stellt das DRK auch die Forderung 
nach Anpassung der Katastrophen­
schutz-Planung der Krankenhäuser 
an zu erwartende Schadensfälle und 
deren Einpassung in das System der 

Zivil- und Katastrophenschutz-Pla­
nung bzw. der einschlägigen Geset­
ze und Verordnungen. 

Den Einrichtungen der Freien 
Wohlfahrtspflege kommen bei 
großen Schadensfällen im Frieden, in 
der Krise und im Konfliktfall umfang­
reiche und wichtige Aufgaben zu, die 
in ihrer Art und in ihrem Umfang über­
haupt noch nicht beschrieben sind. 
Die Strukturen der Freien Wohlfahrts­
pflege sind auf derartige Belastungen 
überhaupt nicht eingestellt und vor­
bereitet. Das Rote Kreuz fordert da­
her eine strukturierte Planung für die 
Einrichtungen der Freien Wohlfahrts­
pflege, ohne deren Gefüge und die 
sensiblen Beziehungen zu den in 
Nichteinsatzzeiten zu Betreuenden 
zu tangieren. 

Das DRK fordert die Gestaltung, 
Vorhaltung und Einbindung sowie 
gleichmäßige und bedarfsgerechte 
Dislozierung von Schnelleinsatzein­
heiten zur raschen und wirksamen 
Bekämpfung des Massenanfalls von 
Verletzten und Kranken als immer 
häufiger werdender Schadensgat­
tung im Frieden, in der Krise und im 
Konfliktfall. 

Schnelleinsatzeinheiten stellen 
eine Schnittstelle zwischen dem Ret­
tungsdienst und Katastrophenschutz 
dar. Die Vorkehrungen für den Mas­
sen anfall von Verletzten müssen die 
Einrichtungen des Rettungsdienstes 
wie die Einheiten des Katastrophen­
schutzes gleichermaßen bzw. ge­
meinsam nutzbar machen. 

E) Helfer im Zivil - und 
Katastrophenschutz 

Das Deutsche Rote Kreuz fordert 
die Untersuchung der Motivations­
einbußen bei Führungskräften und 
Helfern, vor allem bei den vom Wehr­
und Zivildienst freigestellten Helfern. 
Hierzu sind passende Sofortmaßnah­
men wie auch längerfristige Verbes­
serungsprogramme vorzusehen. 

Das DRK hat Schritte eingeleitet, 
um den eigenen Bereich kritisch zu 
durchleuchten und die eigene Lei­
stungsfähigkeit zu verbessern. Ins­
besondere wurden Probleme unter­
sucht, die bei staatlichen Eingriffen 
und dirigistischen Vorhaben zu Moti­
vationseinbußen bei Führungskräften 
und Helfern führten . 

Es haben sich zum Beispiel fol­
gende Defizite und Veränderungen 
bemerkbar gemacht: 
- Es hat ein Wandel in der Einstellung 

der Helfer zur Aufgabe und zu den 
gesellschaftlichen Grundwerten 
stattgefunden. Helfen ist zuneh­
mend nicht menr ein Wert an sich. 
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- Die AufgabensteIlung des Zivil­
schutzes hat ihre Attraktivität bei 
den Helfern weitgehend verloren. 

- Es fehlt an durchlässigen Struktu­
ren zur Mitwirkung der Helfer. 

Es muß das Bewußtsein geschaf­
fen werden, daß Frauen in verstärk­
tem Maße in allen Aufgabenfeldern 
des Zivilschutzes Verwendung finden 
müssen, weil ihre Einsatzwahr­
scheinlichkeit im Katastrophenfall 
weitaus größer ist, als ihre bisherige 
Präsenz in vielen Einheiten anteilig 
vermuten läßt. Für das Deutsche 
Rote Kreuz war bisher die uneinge­
schränkte Einbindung von Frauen 
selbstverständlich. Die Helferstatisti­
ken zeigen aber auf, daß von der Ein­
bindung und Verwendung der Frauen 
viel stärker Gebrauch gemacht wer­
den sollte und könnte. Die äußeren 
Bedingungen für den Dienst von 
Frauen sind gegebenenfalls darauf 
einzustellen. 

Das DRK fordert die Gestaltung 
und Durchführung der Aus- und Fort­
bildung, beispielsweise integrierte 
Ausbildung, durch die Organisatio­
nen. 

Jede fachdienstlich gemischte 
Einheit bedarf ferner einer angemes­
senen, in der Regel friedensmäßigen 
Chemie- und Strahlenschutzausbil­
dung als integralen Bestandteil der 
Gesamtausbildung. Hinzu kommt die 
Forderung für den Selbstschutz aller 
Helfer entsprechend der Einsatzkon­
zeption. Die Finanzierung ist sicher­
zustellen. 

F) Finanzierung und Verwaltung 
der Mitwirkungsaufgaben: 

Das Rote Kreuz fordert im Zuge der 
Fortschreibung der Grundlagen des 
Zivil- und Katastrophenschutzes er­
neut bzw. weiterhin eine angemesse­
ne Finanzierung der Mitwirkungsauf­
gaben mit einer vereinfachten, pau­
schalierten und Vorfinanzierungen 
durch das DRK ausschließenden Ver­
fahrensweise. 

Das bestehende Finanzierungssy­
stem des Zivil- und Katastrophen­
schutzes ist nicht in jeder Hinsicht 
transparent. Es ist auf jeden Fall kom­
pliziert, administrativ aufwendig und 
unflexibel. Der Wirkungsgrad der ein­
gesetzten finanziellen Mittel ist in Fra­
ge zu stellen. In diesem Zusammen­
hang ergibt sich auch die klare For­
derung nach Vereinfachung und Be­
reinigung der Verwaltungsabläufe für 
die Einheiten und Einrichtungen des 
Zivil- und Katastrophenschutzes. 
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G) Besondere Stellungnahme zum 
Grundsatzpapier des Bundesmini­
sters des Innern vom 20. Septem­
ber 1991 : 
- Begrüßt wird der Fortbestand der 

"Rahmenrichtlinien für die Gesamt­
verteidigung" vom 1 O. Januar 1989 
als Grundlage gemeinsamer Pla­
nungen und der Koordination. 

- Ebenfalls wird begrüßt, daß von der 
geltenden Rechtslage ausgegan­
gen wird und keine zwingende Ver­
anlassung gesehen wird, an den 
gesetzlichen Regelungen auf dem 
Gebiet der Zivilverteidigung Ände­
rungen vorzunehmen. 

- Vermißt wird in der Aufstellung der 
beteiligten Funktions- und Aufga­
benträger die gesamte Gruppe der 
Hilfsorganisationen als Partner. 

- Keinesfalls darf der Aufbau der Zi­
vilschutz-/KatS-Strukturen in den 
neuen Bundesländern zu Lasten 
der alten Bundesländer gehen. 

- Mittelfristig wird aber die Durch­
führung des mit den Hilfsorganisa­
tionen als Träger der Einheiten ab­
gestimmten Arrondierungspro­
gramms gefordert. 

- Die neue Rechtsqualität der Grund­
lagen für den Zivilschutz nach Arti­
kel 25 Grundgesetz aus dem Zu­
satzprotokoll I, Artikel 61 folgende 
als vorrangiges bundesunmittelba­
res Recht in der Bundesrepublik 
Deutschland wird an keiner Stelle 
berücksichtigt oder wenigstens er­
wähnt. 

- Insgesamt befindet sich der Bun­
desminister des Innern mit diesem 
Grundsatzpapier grundsätzlich auf 
dem vom Deutschen Roten Kreuz 
mitgestaltbaren Weg, auch wenn 
im Sinne der Forderungen des 
Deutschen Roten Kreuzes noch 
Klärungsbedarf besteht. 

Perspektive 

Das Deutsche Rote Kreuz wird 
weiterhin im Sinne seiner satzungs­
gemäßen AufgabensteIlungen im Zi­
vil- und Katastrophenschutz unter 
Wahrung seiner Grundsätze mitwir­
ken. Es wird sich bei der Beurteilung 
und Erörterung von Gefährdungspo­
tentialen und Schadensszenarien be­
teiligen, diese untersuchen helfen so­
wie im eigenen Bereich Ergebnisse 
oder Erkenntnisse umsetzen und sich 
in Neuplanungen entsprechend dar­
auf einstellen. 

Das Rote Kreuz ist stets bereit und 
erwartet, seine Einsatzpotentiale des 
Zivil- und Katastrophenschutzes wie 

auch des weiteren DRK-Gesamtpo­
tentials anläßlich von Katastrophen, 
schweren Unglücksfällen, beim Mas­
senanfall von Verletzten und Kranken, 
in anderen Fällen von Notständen, im 
Frieden, in Krisen und auch im Kon­
fliktfall grenzüberschreitend wie auch 
im taktisch sinnvoll erreichbaren wei­
teren Ausland einzusetzen, um damit 
zu wirksamer Hilfe - gegebenenfalls 
in Zusammenarbeit mit allen anderen 
Institutionen und Organisationen der 
Liga und dem IKRK, der betroffenen 
Nation und anderer Entsendestaaten 
- beizutragen. 

Das DRK wird weiterhin alle Maß­
nahmen unterstützen, die einer sinn­
vollen Aufgabenteilung und abge­
stimmten trägerschaftlichen Zuord­
nung von allgemeinen und fach­
dienstlichen AufgabensteIlungen im 
Zivil- und Katastrophenschutz dien­
lich sind und die der spezifischen 
Zielsetzung und Fachlichkeit der ein­
zelnen Organisationen entsprechen. 

Das Deutsche Rote Kreuz wird mit 
seinen Möglichkeiten allen Bestre­
bungen Widerstand entgegensetzen, 
die einer Verzettelung, Schwächung 
der Führungs- und Leistungsfähig­
keit, Ausdünnung von Kapazitäten, 
Dislozierung und fachdienstlicher 
Verteilung, Mißbrauch oder Vergeu­
dung ehrenamtlicher Hilfeleistungs­
bereitschaft und der knappen zur Ver­
fügung stehenden Mittel usw. Vor­
schub leisten könnten. 

In diesem Sinne bekräftigt das 
Deutsche Rote Kreuz seine ab­
schließende Aussage aus der "Denk­
schrift über das Deutsche Rote Kreuz 
und seine Verpflichtungen" vom De­
zember 1951 : 

"Das Deutsche Rote Kreuz ist be­
reit und entschlossen, mit allen sei­
nen Mitteln die Aufgaben zu erfüllen, 
die ihm sein Auftrag angesichts der 
ständig wachsenden Gefahren des 
alltäglichen Lebens, wie im Fall 
schwerster Bedrohungen des ganzen 
Volkes zuweis/. Die Verantwortung für 
das Ausmaß der Vorkehrungen tragen 
mit ihm die Regierungen des Bundes 
und der Länder. " 



12. BundeskongreB Rettungsdienst In Köln 

Rettungsdienst 
im Wandel 

Personalnotstand bei den Rettungsorganisationen -
Forderungen an die politisch Verantwortlichen formuliert 

Rettungsdienstgesetze novelliert, in 
Niedersachsen wurde gar ein neu es 
Rettungsdienstgesetz erlassen. Die­
ses regelt Krankentransporte und 
den Aufbau von Rettungsdiensten. 

Künftig müssen die niedersächsi­
schen Kommunen, die nach wie vor 
Träger der Rettungsdienste sind, zen­
trale Rettungsleitstellen einrichten 
und ein Notarztsystem unterhalten. 

Zum zweiten Mal konnte Kölns 
Oberbürgermeister Norbert Bur­
ger den Bundeskongreß Rettungs­
dienst in den Messehallen seiner 
Stadt begrüßen. " Rettungsdienst 
im Wandel" war das Motto des 
dreitägigen Kongresses vom 12. 
bis 14. Juni 1992, der alljährlich 
vom Kuratorium zur Förderung der 
präklinischen Notfallmedizin ver­
anstaltet wird. Ansätze zur Diskus­
sion gab es in Köln viele, so bei­
spielsweise die weitere Ausgestal­
tung des Gesetzes über das Be­
rufsbild der Rettungsassistentin 
und des Rettungsassistenten. 
Doch als Diskussionsgegenstand 
dominierte der vielerorts bereits 
deutlich werdende Personalnot­
stand im Rettungsdienst. Das wis­
senschaftliche Kongreßprogramm 
wurde von einer Fachausstellung 
verschiedener Hersteller von Me­
dizintechnik sowie Einsatzfahr­
zeugen und einer Reihe von 
Schauübungen der Berufsfeuer- Schauübungen der Berufsfeuerwehr Köfn begfe Iten das wissenschaft liche Kongreßprogramm. 
wehr Köln begleitet. 

"Rettungsdienst im Wandel" war 
auch der Titel des Eröffnungsrefera­
tes des wissenschaftl ichen Kon­
greßleiters Professor Dr. Engelhardt, 
Direktor der Klinik für Allgemeinchir­
urgie im Klinikum Wuppertal-Bar­
men. Er verwies darauf, daß sich 
Struktur und Organisation der Ret­
tungsdienste wieder einmal in einem 
kritischen Veränderungs- und Anpas­
sungsprozeß befänden. "Dies betrifft 
nicht nur die Rettungsdienstorgani­
sationen in den neuen Bundeslän­
dern, die sich bekanntermaßen in ei­
ner grundlegenden Umorganisation 
befinden, sondern auch die Ret­
tungsdienste in den alten Ländern." 

So wurden in verschiedenen AIt-
Bundesländern die vorhandenen Der RettungSdienst steuert mit Riesenschritten In eine personelle Katastrophe. 
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"Doch nicht alles, was neu ist, muß 
auch gut sein. Dies wird besonders 
deutlich, weon wir uns die Umset­
zung des Gesetzes über das Berufs­
bild der Rettungsassistentin und des 
Rettungsassistenten betrachten. Wer 
sich erhofft hatte, dieses Gesetz wür­
de zu klaren und einheitlichen Rege­
lungen führen, der muß sich heute 
grundlegend getäuscht fühlen", führ­
te Professor Engelhardt weiter aus. 
Daß die sogenannten erweiterten 
medizinischen Maßnahmen des Ret­
tungsassistenten auch nach der Ver­
abschiedung des Gesetzes nur im 
Rahmen der Notkompetenz möglich 
sind, das wäre allen ja schon vor Ver­
abschiedung des Gesetzes klar ge­
wesen. Professor Engelhardt an das 
Plenum: "Aber hatten wir nicht ge­
hofft, daß das Gesetz neben einer so­
zialen Absicherung des Rettungsper­
sonals zu einer Höherqualifizierung 
des Rettungsdienstes ganz allge­
mein führen würde?" 

Unterschiedliche 
Bestimmungen in den 
Bundesländern 

Engelhardt und mit ihm viele Ver­
antwortliche im Rettungsdienstbe­
reich befürchten heute gen au das 
Gegenteil. Dies nicht, weil keine aus­
reichende Anzahl von Ausbildungs­
plätzen verfügbar ist, nicht weil die 
Frage der Ausbildungsvergütung 
nach wie vor in der "Grauzone" liegt. 
Viel dramatischer ist nach Ansicht 
Engelhardts die Tatsache zu werten, 
daß in den einzelnen Bundesländern 
unterschiedliche Bestimmungen 
über die qualitative Besetzung der 
einzelnen Rettungsmittel erlassen 
werden, welche die Steigerung der 
Qualität des Rettungsdienstes auf 
Jahre hinaus gefährden. So genüge 
es dem Gesetzgeber in einem Bun­
desland, wenn Rettungswagen nur 
mit einem Rettungsassistenten und 
einem Rettungssanitäter besetzt 
würden, während demgegenüber in 
anderen Ländern, so beispielsweise 
in Schleswig-Holstein, die Besetzung 
mit mindestens zwei Rettungsassi­
stenten vorgeschrieben sei, führte 
Engelhardt an. 

Für die Besetzung des Notarztein­
satzfahrzeuges würden in manchen 
Bundesländern überhaupt keine Vor­
gaben gemacht - es genügten dem­
nach Führerschein und Erste-Hilfe­
Lehrgang für diese Aufgabe . • Man 
könnte nun natürlich sagen, das sind 
Vorgaben für eine Mindestbeset-
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zung", so Engelhardt, "wenn da nicht 
schon unüberhörbare Stimmen 
wären, die eine zweigeteilte Laufbahn 
bei den hauptberuflichen Kräften, 
nämlich Rettungssanitäter auf der ei­
nen und Rettungsassistenten auf der 
anderen Seite fordern würden, mit al­
len daraus resultierenden Unter­
schieden in Ausbildung, Einsatz und 
Vergütung. Dies alles bedeutet aber 
ein Unterlaufen des Berufsbildes und 
unterm Strich keine wirkliche Verbes­
serung der qualitativen Situation." 

An die zuständigen Ministerien der 
länder richtet sich deshalb die For­
derung des Kuratoriums zur Förde­
rung der präklinischen Notfallmedi­
zin , daß sich die qualitativen Kriterien 
zur Besetzung der Rettungsmittel al­
lein an den praktischen Erfordernis­
sen orientieren sowie eindeutig und 
bundeseinheitlich definiert werden 
müssen. "Denn ganz abgesehen da­
von, daß sich wohl kaum junge Men­
schen finden werden, die für gleiche 
Arbeit eine unterschiedliche Entloh­
nung akzeptieren werden, ist es aus 
Gründen der Qualität des Rettungs­
dienstes, eines multifunktionalen Ein­
satz der Rettungsdienstkräfte und 
damit einer wirtschaftlichen Betriebs­
führung, unabdingbar, daß auf Not­
arzt- und Rettungswagen, auf Ret­
tungshubschraubern, Notarztein­
satzfahrzeugen und auf Rettungsleit­
steIlen ausschließlich als Rettungs­
assistenten ausgebildete Mitarbeiter 
zum Einsatz kommen", schloß Engel­
hardt seine Ausführungen. Jede an­
dere Regelung würde seiner Meinung 
nach Rückschritt statt Wandel zum 
Besseren bedeuten. Nicht zuletzt 
dürfte wohl auch dem Bürger nur 
schwierig zu erklären sein, warum er 
im Bundesland A'eine qualitativ bes­
sere Rettungsdienstversorgung er­
halten soll als im Bundesland B. 

Warnung vor 
personeller Katastrophe 

Neben den unterschiedlichen Ret­
tungsdienstgesetzen in den Bundes­
ländern tickt nach Angaben des Ku­
ratoriums zur Förderung der präklini­
schen Notfallmedizin noch eine an­
dere "Zeitbombe" im Rettungsdienst. 
"Der Rettungsdienst steuert mit Rie­
senschritten in eine personelle Kata­
strophe, welche die Auswirkungen 
des Pflege notstandes in den Kran­
kenhäusern übertreffen wird . Man­
cherorts können die bereits vorhan­
denen Personal probleme noch ka-

schiert werden, doch es ist nur eine 
Frage der Zeit, bis Rettungsfahrzeu­
ge nicht mehr mit qualifiziertem Per­
sonal besetzt werden können", war in 
einer offiziellen Presseerklärung des 
Kuratoriums zu lesen. 

Ein Rückblick: Noch vor einigen 
Jahren konnten die Rettungsorgani­
sationen ihren Bedarf an hauptberuf­
lichem Personal meist mühelos 
decken, sie konnten aus einer Fülle 
von Bewerbungen aussuchen. Der 
Arbeitsmarkt war von einem Überan­
gebot an Rettungssanitätern, die eine 
neue Beschäftigung suchten, ge­
kennzeichnet. Doch nach Angaben 
der Verantwortlichen hat sich dies vor 
etwa zwei Jahren grundlegend geän­
dert. Seit Inkrafttreten des Rettungs­
assistentengesetzes im September 
1989 gestaltet sich die Suche nach 
ausgebildetem und verfügbarem Per­
sonal äußerst schwierig. 

Dabei unterscheidet sich der Per­
sonalnotstand, in welchen die Ret­
tungsdienste in den nächsten Mona­
ten hineinschlittern werden, den An­
gaben des Kuratoriums folgend, we­
sentlich von den als "normal" einzu­
stufenden Pendel bewegungen auf 
dem Arbeitsmarkt. Das kritische an 
der jetzigen Situation sei, so war ei­
ner Kongreßinformation zu entneh­
men, daß der Mangel an ausgebilde­
ten hauptberuflichen Rettungs­
dienstkräften durch verschiedene, 
langfristig bedingte und sich gegen­
seitig potenzierende Faktoren verur­
sacht und bestimmt würde. Diese 
Faktoren wären es auch, die dem 
Personalnotstand im Rettungsdienst 
eine ganz besondere Dramatik verlie­
hen und die Funktionsfähigkeit des 
Gesamtsystems Rettungsdienst in 
Frage stellen würden. Genannt wer­
den das Berufsbild Rettungsassi­
stent, die Stellung des Berufes in der 
Gesellschaft, fehlende Zukunftsper­
spektiven sowie die Führungsproble­
me im Rettungsdienst. 

Dabei stehen folgende Zahlen im 
Raum: Der Personalbedarf für den 
gesamten Rettungsdienst · in den al­
ten Bundesländern wird von Exper­
ten auf etwa 30 000 Stellen geschätzt. 
Ende 1988 versahen etwa 20000 
hauptberufliche Kräfte und 6500 Zi­
vildienstleistende, dies entspricht 
5000 Planstellen, ihren Dienst bei den 
Rettungsorganisationen, einschließ­
lich der ständig im Rettungsdienst 
eingesetzten Kräfte der Berufsfeuer­
wehren. Durch ehrenamtliche Kräfte 
wurden rund acht Millionen Dienst­
stunden erbracht. Diese gewaltige, 
von ehrenamtlichen Kräften erbrach­
te Stundenzahl entspricht nochmals 
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zirka 5200 Stellen. Der durch den eh­
renamtlichen Einsatz erzielte Einspa­
rungseffekt für das Gesamtsystem ist 
nach Angaben des Kuratoriums pro 
Jahr mit 200 Millionen Mark zu quan­
tifizieren. Insgesamt wurden bereits 
198870 Prozent aller Dienste im Ret­
tungsdienst durah hauptberufliche 
Kräfte, 20 Prozent durch Zivildienst­
leistende und 10 Prozent durch eh­
renamtliche Helferinnen und Helfer 
geleistet. 

Die sich derzeit bereits abzeich­
nenden Personalengpässe werden 
sich nach Expertenmeinung in den 
nächsten 36 Monaten drastisch er­
höhen. "Hier werden sich insbeson­
dere der sich permanent vollziehen­
de Rückgang im Bereich des ehren­
amtlichen Einsatzes, die Veränderun­
gen im Zivildienst und die vorausseh­
baren Arbeitszeitreduzierungen aus­
wirken", war auf dem Bundeskon­
greß Rettungsdienst in Köln zu hören. 

Zivildienstleistende fehlen 

Wie beispielsweise schon vor Jah­
resfrist von der Johanniter-Unfall-Hil­
fe in Bonn zu erfahren war, gibt es auf 
allen Ebenen in allen damit befaßten 
Bereichen Überlegungen, durch wen 
man fehlende Zivildienstleistende in 
Zukunft ersetzen kann. "Zunächst 
überläßt man es den Wohlfahrtsver­
bänden, den personellen Engpaß mit 
der Einstellung von zusätzlichen Voll­
zeit- und Teilzeitkräften zu überwin­
den, verbunden mit höherer finanziel­
ler Belastung", so die Johanniter-Un­
fall-Hilfe in einem Schreiben vom Juni 
1991 auf Anfrage des Bevölkerungs­
schutz-Magazins. 

Das Fazit, daß PersonalsteIlen, die 
bislang durch ehrenamtliche Kräfte 
oder Zivildienstleistende abgedeckt 
waren, wohl in Zukunft mit hauptbe­
ruflichem Personal zu besetzen sind, 
wurde auch auf dem Bundeskongreß 
Rettungsdienst gezogen. "Der Ret­
tungsdienst wird allein zum Ausgleich 
für nicht mehr verfügbare Zivildienst­
leistende weitere 2000 neue haupt­
berufliche Mitarbeiter suchen müs­
sen. Ein Bedarf, der durch vorhande­
nes, das heißt bereits ausgebildetes 
Personal nicht abgedeckt werden 
kann. Es müßten also neue Kräfte für 
die Aufgabe ' Rettungsdienst' gewon­
nen werden. Wie schwierig aber ge­
genwärtig die Suche nach neuem 
Personal ist, läßt sich am besten an 
der personellen Situation im Bereich 
der Krankenhäuser erkennen." 
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Hinzu kommt die gesamte Proble­
matik in Ostdeutschland. Dort wird es 
nach Meinung der Experten zwar 
kurzfristig gewisse Personalreserven 
geben, doch werden die bislang in 
der Schnellen Medizinischen Hilfe 
(SMH) eingesetzten Kräfte wohl eher 
in die Krankenhäuser wechseln und 
das übrige Personal wird in der Regel 
erst nach einer entsprechenden Qua­
lifizierungsphase einsetzbar sein. 
Denn die Rettungsdienstmitarbeiter 
aus der ehemaligen DDR besitzen 
keinen Ausbildungsabschluß als Ret­
tungssanitäter oder Rettungsassi­
stent und die von ihnen absolvierte 
Ausbildung wird in den Alt-Bundes­
ländern diesen Abschlüssen bislang 
nicht gleichgesetzt. Für die Durch­
führung des Rettungsdienstes in den 
neuen Bundesländern sind nach 
ihren Schätzungen etwa 10000 Per­
sonalstellen erforderlich. Ob also ein 
nennenswerter Personaltransfer von 
den neuen in die alten Bundesländer 
erfolgen kann, muß angesichts der 
Gesamtsituation eher in Frage ge­
steilt werden. 

Zahl der Ehrenamtlichen 
geht zurück 

Ende der 70er Jahre wurden noch 
nahezu 30 Prozent aller erforderli­
chen Dienstzeiten durch ehrenamtli­
che Helfer abgedeckt. Diese Zahl, so 
wurde auf dem Bundeskongreß Ret­
tungsdienst deutlich, ist von Jahr zu 
Jahr zurückgegangen und dürfte 
heute im bundesdeutschen Durch­
schnitt nur noch bei etwa sieben bis 
acht Prozent liegen. Der Rückgang 
des ehrenamtlichen Anteils sei dabei, 
so die Experten, nur zum Teil mit ei­
nem geänderten Freizeitverhalten der 
Helfer begründbar. Viel entscheiden­
der für den Rückgang seien die ge­
stiegenen Anforderungen an die Qua­
lifikation der Helfer. Hier könnten vie­
le ehrenamtliche Kräfte nicht mithal­
ten . Denn sie verfügten sehr oft nicht 
einmal über eine Rettungshelferaus­
bildung, damit könnten sie dann aber 
in aller Regel nicht mehr auf einem 
Rettungswagen eingesetzt werden. 

Hinzu käme, daß mittlerweile viele 
für den Rettungsdienst Verantwortli­
che erkannt hätten, daß ein Einsatz 
von ehrenamtlichen Kräften unmittel­
bar vor oder nach ihrer Tätigkeit an 
ihrem hauptberuflichen Arbeitsplatz 
unvertretbar sei. "Hält man aber die 
entsprechende Ruhezeit ein, so ist 
eine Verwendung der ehrenamtlichen 
Kräfte nur noch am Wochenende 
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Rettungsdienstes zukünftig nur 
noch zwischen drei und fünf Prozent 
betragen wird. Um die bisher durch 
ehrenamtliche Kräfte erbrachten 
Dienste abdecken zu können, müß­
ten etwa 2600 neue hauptberufliche 
Planstellen geschaffen werden. Und 
selbst dann würden von ehrenamtli­
chen Kräften pro Jahr noch über drei 
Millionen Einsatzstunden im Ret­
tungsdienst zu leisten sein. 

Auch das Thema Arbeitszeitver­
kürzung dürfte zukünftig für den Ret­
tungsdienst nicht mehr tabu sein. An­
gesichts des Einstiegs anderer Wirt­
schaftsbereiche in die 35-Stunden­
Woche wird man nach Ansicht der 
Verantwortlichen wohl auch im Ret­
tungsdienst Abschied von einer 54-
Stunden-Woche nehmen müssen. So 
würden sich dann auch der zwischen 
dem Deutschen Roten Kreuz und Ge­
werkschaften vereinbarte stufenwei­
se Abbau der Arbeitsbereitschaftsre­
gelungen in einem Anstieg des Per­
sonalbedarfs niederschlagen. Die Ar­
beitszeitreduzierung auf eine 38,5-
Stunden-Woche und der Wegfall von 
Arbeitsbereitschaftsregelungen wür­
de nach Angaben des Kuratoriums 
einen zusätzlichen Bedarf von über 
3800 PersonalsteIlen bedeuten. 

Addiert man den beschriebenen 
zusätzlichen Personalbedarf auf, so 
ergibt sich die Summe von 8400 Plan­
stellen, die im Rettungsdienst in den 
kommenden Jahren neu zu schaffen 
sein werden. Es stellt sich jedoch wie­
der und wieder die Frage, wie diese 
Stellen zukünftig besetzt werden sol­
len. "Eine Frage, auf die es derzeit 
keine Antwort gibt" , war von den im 
Rettungsdienst Verantwortlichen zu 
hören. 

Image des 
Berufsstandes aufpolieren 

Es fehlt nicht zuletzt an Ausbil­
dungsstätten und Ausbildungskapa­
zitäten. Wollte man den zu erwarten­
den Personalbedarf decken, so müß­
ten in den Jahren 1992 und 1993 min­
destens 38 Ausbildungslehrgänge 
pro Bundesland durchgeführt wer­
den - derzeit gelingt es oftmals nicht 
in jedem Bundesland mindestens ei­
nen Lehrgang zur Ausbildung von 
Rettungsassistenten durchzuführen. 
Denn es gibt häufig nicht die nötige 
Anzahl von Interessenten, die bereit 
wären, sich ausbilden zu lassen. 
"Wenn gegenwärtig auch noch im 
Raume steht, daß der zukünftige Ret­
tungsassistent für seine Ausbildung 

noch Schulgeld zahlen soll, dann run­
det dies die gesamte Misere nur noch 
ab. Wer beruflichen Erfolg und Auf­
stieg sucht, wird sich heute kaum für 
einen sozialen Beruf und schon gar 
nicht für die Tätigkeit des Rettungs­
assistenten entscheiden. Der Stalige­
ruch des Hilfsarbeiters haftet dieser 
Tätigkeit nach wie vor sehr stark an", 
so das Kuratorium zur Förderung der 
präklinischen Notfallmedizin. Man 
rief dazu auf, das Image des Berufs­
standes in der Öffentlichkeit deutlich 
aufzupolieren. 

"Und welche Entwicklungs- und 
Aufstiegsmöglichkeiten können wir 
einem jungen Menschen wirklich bie­
ten, der sich für die Tätigkeit im Ret­
tungsdienst entscheidet? Wir können 
ihm anbieten, Rettungsassistent zu 
werden, als Rettungsassistent zu ar­
beiten, einem Notarzt zu assistieren, 
weiter als Rettungsassistent zu ar­
beiten und dann vielleicht, wenn er 45 
oder 50 Jahre alt ist und ihn die obli­
gatorische Wirbelsäulenschädigung 
plagt, ihn als Fahrer im Behinderten­
transportdienst oder beim Essen auf 
Rädern zu verwenden. Eine wahrlich 
glänzende Karriere", ressümierte das 
Kuratorium auf einer Pressekonfe­
renz. 

Eindeutige Qualifikations- und 
Aufstiegsmöglichkeiten wurden denn 
auch beim Bundeskongreß Ret­
tungsdienst in Köln gefordert. Der 
Mangel an diesen Fak10ren wird mit 
als ein Grund dafür angesehen, war­
um so viele ausgebildete Kräfte dem 
Rettungsdienst den Rücken gekehrt 
haben. Eine andere Ursache wird in 
der Führungsstruktur und dem 
Führungsstil der Rettungsdienstglie­
derung gesehen. 

nFührungskräfte im Rettungs­
dienst benötigen zur Bewältigung der 
vielfältigen Aufgaben eine große Ent­
scheidungskompetenz, hohe Verant­
wortung und Bewältigungsfähigkeit. 
Oftmals sind aber Kräfte mit 
Führungsaufgaben in Organisation 
und Verwaltung betraut, die auf eine 
solche menschliche und organisato­
rische Aufgabe nicht vorbereitet und 
ausgebildet wurden. Fehlendes 
Führungswissen wird dann durch ein 
despotisches Verhalten ersetzt. Die­
ses Verhalten führt aber geradewegs 
hinein in die Krise. Auf der Strecke 
bleiben Leistungsfähigkeit, Motiva­
tion, Kreativität und Einsatzbereit­
schaft der Mitarbeiter. Schaden erlei­
det aber nicht nur das menschliche 
Miteinander, sondern auch die Wirt­
schaftlichkeit und der Wirkungsgrad 
der Einrichtung", so die Verantwortli­
chen in Köln. Dabei dürfe man diesen 

L ___________ · _ ____ · ____ - - --

Führungskräften gar keinen Vorwurf 
machen. Man habe ihnen in der Ver­
gangenheit ja kaum Gelegenheit ge­
geben, ihr Führungswissen an die 
veränderten Gegebenheiten anzu­
passen. Fazit: Im Rettungsdienst 
muß künftig verstärkt dem wachsen­
den Bildungs- und Informationsstand 
sowie dem Wandel in den An­
sprüchen d<:r Mitarbeiter Rechnung 
getragen werden. 

Gesamtkonzept derzeit 
nicht vorhanden 

Ein Gesamtkonzept, wie der Per­
sonalnotstand im Rettungsdienst be­
wältigt werden kann, konnte auch 
beim Bundeskongreß Rettungs­
dienst in Köln nicht aufgezeigt wer­
den. Aber eines wurde deutlich: die 
Lösung kann nur aus einem ganzen 
Maßnahmen paket bestehen. Es muß 
vor allem gelingen, den Beruf für jun­
ge Menschen attraktiver zu machen. 
"Dazu könnte auch ein Konzept der 
Personalentwicklung beitragen. Hin­
ter diesem Begriff steht die Überle­
gung, daß Mitarbeiter bereits in jun­
gen Jahren neben ihrer Tätigkeit als 
Rettungsassistent für andere Aufga­
ben qualifiziert werden, um dann mit 
40 oder 45 Jahren in eine andere, 
psychisch nicht so belastende und 
höherwertige Tätigkeit überwechseln 
können", so die Verantwortlichen. 

Denkbar wären für sie beispiels­
weise die Bereiche Datenverarbei­
tung, Allgemeine Verwaltung, Be­
triebswirtschaft, Erwachsenenbil­
dung oder Altenheimleitung. Ein sol­
ches Konzept würde Mitarbeiter in 
die Lage versetzen, ihre Kenntnisse 
nicht nur im Bereich des Rettungs­
dienstes anzuwenden, sondern sie 
könnten, bevor gesundheitsbedingte 
Verwendungsausschlüsse auftreten, 
in andere Aufgabenbereiche und 
Tätigkeiten, die möglicherweise 
überhaupt nichts mehr mit den so­
zialen Organisationen zu tun haben, 
überwechseln. 

Es gilt aber auch zu überlegen, 
durch welche Maßnahmen ehren­
amtliche Helferinnen und Helfer bes­
ser für die Aufgaben im Rettungs­
dienst qualifiziert werden können. 
Doch abschließend waren sich die 
Experten in Köln einig: "Qualität -
auch im Rettungsdienst - gibt es 
nicht zum Nulltarif und läßt sich auf 
Dauer gesehen nicht mit freiwilligen 
Helfern erkaufen." 

- sm -
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Dr. Volker Grabarek 

Von der "Katas.trophe" 
zum "beherrschbaren 

Ereignis" - Utopie oder 
reale Chance? 

Festvortrag anläßlich der 22. Wissenschaftlichen Arbeitstagung 
der Deutschen Gesellschaft für Wehrmedizin und 

Wehrpharmazie in Oldenburg 

"An den Bäumen in den Straßen 
hatten sich die Blätter über Nacht 
gelb gefärbt; die Teiche der 800jähri­
gen Stadt, Sitz der Regierung des 
Bundesstaates Madhja Pradesch, la­
gen trüb und vergiftet. Binnen 40 Mi­
nuten waren bis zu 30 Tonnen Giftgas 
aus dem Tank eines Insekten schutz­
mittel-Produzenten inmitten der 
Stadt ausgetreten, und eine giftige 
Wolke legte sich wie ein Leichentuch 
über 65 eng besiedelte Quadratkilo­
meter. 

20000 Menschen sind vermutlich 
erblindet, an die 200000 wurden ins­
gesamt schwer verletzt. Die Stadt 
hatte sich in wenigen Stunden in eine 
Walstatt verwandelt, mitten im Frie­
den." 

So begann 1984 der erschüttern­
de und aufrüttelnde Tatsachenbericht 
eines deutschen Nachrichtenmaga­
zins. In der Nacht von einem Sonntag 
zum Montag war in der Stadt Bhopal 
in Indien eine bis dahin in der Ge­
schichte beispiellose industrielle 
Apokalypse entfesselt worden. 

Zwar wurde diese Meldung hier bei 
uns flüchtig aufgenommen - viel­
leicht mit gemischten Gefühlen von 
hilflosem Bedauern bis zur gegen 
weltweite Horrormeldungen inzwi­
schen abgestumpften Gleichgültig­
keit - aber dann sogleich wieder ver­
drängt, denn erstens ist Bhopal ja so 
weit weg: Indien, Dritte-Welt-Land -
man kennt das doch: Unterentwick­
lung in jeder Beziehung und nichts 
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funktioniert, und zweitens kann bei 
uns so was nicht passieren: Europa, 
Deutschland zumal - man weiß das 
doch: sozio-ökonomische Spitze, 
Hochentwicklung in jeder Beziehung, 
alles fest im Griff! 

Doch was heißt "sicher"? Wie wol­
len wir "Sicherheit" im Zusammen­
hang mit dem Versuch definieren, z. 
B. alle traumatologischen Ausnah­
mesituationen - traumatologisch im 
weitesten Sinne - beherrschen zu 
wollen? 

Sind wir - schon - soweit, daß wir 
mit unserer Erfahrung, mit unserer 
Technik, unserer Organisation und 
deren Spezialisten, mit unserem Ma­
terial und den etablierten Verfahren 
alle Zwischen-, Unglücks- und Kata­
strophenfälle jedweder Art stets in ein 
"beherrsch bares Ereignis" verwan­
deln können? 

Es sei daran erinnert, daß man 
eben letzteres noch vor nicht allzu 
langer Zeit speziell in unserem Lande 
ernsthaft zu glauben begann. Ist in­
zwischen die Welt auch unbeein­
druckt über jene wohl typisch deut­
schen Varianten der Katastrophen­
schutz- und Katastrophenmedizin­
gegner hinweggegangen - gerade, 
wenn sich die internationale Gemein­
schaft der Fachleute über spezielle 
Notwendigkeiten einig ist, wie zum 
Beispiel die Katastrophenmedizin, 
scheint das für uns Deutsche noch 
lange kein Grund zu sein, das eben­
falls für richtig zu halten - so scheint 

doch in gewisser Weise die Saat, das 
Gedankengut jener sek1iererischen 
Eiferer Wider die Katastrophenmedi­
zin, aufgegangen zu sein. 

Ob man denn glaube, polemisier­
te vor einigen Jahren ein Kollege der 
IPPNW in einem Aufsatz, daß dem­
nächst die Eifel-Vulkane ausbrechen 
würden? - Und er meinte, daß unser 
differenziertes Rettungs- und Ge­
sundheitssystem in der Lage sei, 
auch ohne Katastrophenmedizin mit 
jeder Ausnahmesituation fertig wer­
den zu können. 

So wurde im Jahre 1991 amtli­
cherseits das Motto der WeItgesund­
heitsorganisation für den WeItge­
sundheitstag 1991 "Wenn Katastro­
phen eintreten - seid vorbereitet" als 
für unser Land nicht akzeptabel er­
achtet, da "Deutschland keine Regi­
on der Naturkatastrophen" sei , und 
man meinte deshalb, das Leitmotiv 
für den "Deutschen" WeItgesund­
heitstag in: "Auf die Wechselfälle des 
Lebens vorbereitet sein, gesund blei­
ben" verwässern zu müssen, was Re­
bentisch zu Recht in einem Leitartikel 
ebenso begründet wie scharf kriti­
siert hat. 

Natürlich glaubt keiner bei uns, 
daß die Eifel-Vulkane wieder ausbre­
chen, und es ist richtig, daß wir das 
Glück hatten, in einer naturkatastro­
phenarmen Region dieser Erde ge­
boren zu werden, und es ist auch rich­
tig, daß unser Rettungs- und Ge­
sundheitswesen international als vor-



bildlich gilt, aber was ist mit den an­
deren, den nicht naturbedingten Ka­
tastrophen und den katastrophalen 
Großschadensereignissen? - Sind 
nicht die zunehmend in die Schlag­
zeilen geratenen "Umweltkatastro­
phen" letztendlich auch Naturkata­
strophen und meinen wir wirkl ich, 
daß uns das alles in unserer ver­
meintlich .. naturkatastrophenfreien 
Region" nichts angeht? 

Wenn jemand sich als Arzt von Be­
rufs wegen überhaupt nicht mit Kata­
strophen-Ereignissen und Katastro­
phen-Medizin befassen zu müssen 
glaubt, dann muß ihm wohl zwangs­
läufig auch das Schicksal der Mit­
menschen gleichgültig sein, die nun 
einmal in unbestrittenermaßen heute 
noch oder in bereits schon typischen 
Naturkatastrophen-Regionen dieser 
Erde leben: Man kann weder theore­
tisch noch praktisch helfen, weil man 
nicht weiß, wie, und man weiß nicht, 
was zu tun notwendig wäre, weil man 
es bewußt nicht wissen wollte. 

Das ist eine Frage der grundsätzli­
chen humanitären und hippokrati­
schen Einstellung und diese Hilfever­
weigerung für einen Arzt eine mehr 
als fragwürdige Haltung. 

Aber zurück zu den Industriestaa­
ten und zu unserem Land, das - wie 
gehört - keine .. Region der Naturka­
tastrophen" ist. 

.. New York stöhnte 40 Tage lang 
ununterbrochen über Temperaturen 
von mehr als 31 Grad Celsius. In Los 
Angeles kühlte es selbst im Novem­
ber nicht mehr ab. Brände fraßen sich 
in Frankreich durch staubtrockene 
Wälder, immer neu angefacht durch 
orkanartige Stürme. In Spanien ver­
trocknete die Getreideernte, weil der 
Winterregen ausblieb. Über der Kari­
bik tobte der gewaltigste Hurrikan, 
der je gemessen wurde, und machte 
eine halbe Million Menschen ob­
dachlos. In der Antarktis brach der 
bisher größte Eisberg vom Schelf, 
160 Kilometer lang. 

Keine Horrormeldungen von über­
morgen, Nachrichten aus den letzten 
zwölf Monaten." 

So beginnt ein kurzer, doch le­
senswerter Beitrag von Thomas in ei­
nem Magazin von 1989. 

Schlagworte wie Aufheizung der 
Erdatmosphäre, Treibhauseffekt, 
Ozonloch, Wetterextreme und Ver­
schiebung der Klimazonen werden 
langsam weltweit zur Kenntnis ge­
nommen. Anfangs als chronische 
Schwarzseher verlacht, beginnt man 
langsam die Mahnungen der Um­
weltexperten ernst zu nehmen. Re­
gionale Zusammenkünfte von Ver-

antwortlichen und Fachleuten ma­
chen prognostische Lagebeurteilun­
gen. Anläßlich einer solchen Konfe­
renz stellten die Repräsentanten der 
Malediven die Frage, wohin sie denn 
bitte ausweichen sollten, wenn z. B. 
der Meeresspiegel infolge Abschmel­
zens der Eiskappe der Polarregionen 
steige. Agrarexperten aus Rußland 
stellten Überlegungen und Berech­
nungen an, ob es von Vorteil sei, 
wenn infolge der ansteigenden Welt­
temperaturen Sibirien auftaut oder ob 
dann nicht andere fruchtbare Gebie­
te irreversibel versteppen würden. 

Unterentwickelte Länder am 
härtesten betroffen 

Fatalerweise sind die unterent­
wickelten Regionen dieser Erde 
durch die beschriebenen Verände­
rungen am härtesten betroffen. Falls 
der Welttemperaturanstieg weiter­
geht, wie prognostiziert, dann wird 
man eines Tages Wüsten vorfinden, 
wo sich heute noch Savanne und 
endlose Wälder dehnen. Die zwangs­
läufige Folge wäre, daß ganze Völker 
keine Überlebensalternative mehr 
hätten, als auf der Suche nach Was­
ser und fruchtbaren Böden ihre KIi­
mazone zu verlassen. Dennis Mea­
dows, der 1972 (!) die Studie des Club 
of Rome "Grenzen des Wachstums" 
vorlegte, hält eines Tages Umwelt­
kriege für wahrscheinlich. Überbevöl­
kerung, die zwangsläufig zu Armut 
und Spannungen führt, verschärft 
schon heute viele Konfliktherde in der 
Welt. Der letzte Krieg wird um saube­
res Wasser und die letzten Ressour­
cen geführt werden. 

80 % der Industrie- und Zivilisati­
onsemissionen in die Atmosphäre, 
die sich wie ein grauer Mantel über 
große Teile der Erde legen, werden 
zur ,Zeit von den zahlenmäßig ver­
gleichsweise wenigen Menschen 
venursacht, die in den entwickelten 
Ländern leben. 

Und jetzt? - Jetzt sollen die Habe­
nichtse auf all das verzichten, was 
das Leben so angenehm macht? -
fragt Thomas. 

Klimaforscher warnen eindringlich 
davor, daß allein die Industriealisie­
rung Brasiliens und Rußlands nach 
traditionellen Methoden die Atmo­
sphäre zum Kollaps bringen würde. 

"Die internationale wirtschaftliche 
Sicherheit ist ohne Abrüstung sowie 
Überwindung der weltweiten ökolo­
gischen Bedrohung undenkbar . .. 

Aber die Zeit drängt ... " - Das sag-

te unlängst einer, dem sich selbst die 
Frage stellte, ob die Menschen in sei­
nem Land irgend wann auch ein Auto 
in der Garage stehen haben werden: 
Gorbatschow. 

Doch was haben wir hier in Zen­
traleuropa mit den sozio-ökonomi­
sehen Problemen ferner Länder im 
Zusammenhang mit Katastrophen­
hilfe zu tun? Wir kennen doch inzwi­
schen die Nummern der diversen 
Spenden konten , und falls wir sie ver­
gessen haben sollten, werden wir 
schon bei dem nächsten Ereignis in 
allen Medien und an allen Orten per 
Spendenaufruf daran erinnert und 
meinen, uns von unserer humanitären 
Verpflichtung im allgemeinen und un­
serer christlichen Nächstenliebe in 
besonderem mit ein paar Mark frei­
kaufen zu können. Das kann doch 
wohl auf Dauer keine Lösung des 
Problems sein. 

Im Jahre 1990 begann die von den 
Vereinten Nationen 1987 proklamier­
te Internationale Dekade für Kata­
strophenvorbeugung, International 
Decade for NaturalDisaster Reduc­
ti on 1990-2000 (IDNDR). Ziel dieser 
Initiative soll sein, die enormen Verlu­
ste an Menschenleben und materiel­
len Schäden zu vermindern, die Jahr 
für Jahr durch Naturkatastrophen 
verschiedenster Art zu beklagen sind. 
Insbesondere darf dieser Zustand 
nicht weiterhin als unentrinnbares 
Schicksal der Entwicklungsländer 
hingenommen werden, sondern es 
muß alles darangesetzt werden, 
durch einen geeigneten Transfer von 
Kenntnissen und Erfahrungen sowie 
durch personelle und materielle Un­
terstützungsleistungen die Chancen 
der zumindest verbesserten Reakti­
on, besser noch einer wirkungsvollen 
Prävention solcher Ereignisse zu rea­
lisieren. 

Die Zahl der durch ein Naturereig­
nis ausgelösten Katastrophen nimmt 
eindeutig zu. Für diesen rapiden An­
stieg sind nicht allein klimatische Ver­
änderungen verantwortlich zu ma­
chen. Natürlich können Naturgewal­
ten Katastrophen auslösen. In den 
meisten unterentwickelten Ländern 
sind es jedoch vor allem soziale und 
politische Prozesse, die ein Naturer­
eignis ursächlich zur Katastrophe 
werden lassen. Hier sind Naturkata­
strophen gleichermaßen Folge wie 
auch Ursache der Unterentwicklung, 
ein schlimmer circulus vitiosus. 

Die katastrophengeplagten, ärm­
sten der armen Länder dieser Welt 
dürfen die sich alljährlich wiederho­
lenden hohen Verluste nicht länger 
tatenlos erdulden und lediglich auf 
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spontane Überlebenshilfe der rei­
chen Länder warten. Eine langfristige 
Strategie zur vorbeugenden Gefah­
renabwehr ist vorrangig vonnöten. 

Intensive Aufklärung muß die kata­
strophenbedrohten Menschen vor al­
len Dingen sensibilisieren, denn nur 
wenn eine Gefährdung bewußt ge­
macht und die Abwehrmöglichkeiten 
gelernt und gekonnt werden, kann 
dieser Teufelskreis durchbrochen 
werden. 

Jedoch auch in den Industriestaa­
ten und nicht nur in den Entwick­
lungsländern muß sich die eingefah­
rene Einstellung ändern, bezüglich 
des Katastrophen-Managements 
ausschließlich reaktiv zu denken und 
zu handeln. Hiersind ganz besonders 
auch die Ärzte angesprochen. Auch 
bei uns werden Naturkatastrophen 
meist als unabänderliches Schicksal 
angesehen. Diese fatalistische Hin­
nahme wird durch die Medien-Be­
richterstattung eher verstärkt und die 
Sensationslust des Publikums befrie­
digt, anstatt sachliche Zusammen­
hänge und faktische Hintergründe 
aufzuzeigen. Die sozialen Entste­
hungsursachen von Katastrophen 
müssen lückenlos erkannt und gezielt 
angegangen werden. 

Menschen Mitverursacher 
von Naturkatastrophen 

Bei allen Katastrophenereignissen 
sind eindeutig und besonders auffäl­
lig drei beherrschende Ursachen 
festzustellen: Prädisposition der 
Menschen infolge Vulnerabilität 
durch Armut, Störung des ökologi­
schen Gleichgewichts durch un­
zweckmäßige Bodennutzung und vor 
allem die Bevölkerungsexplosion. 

Es klingt im ersten Moment para­
dox und trotzdem ist es eine Tatsa­
che, daß zunehmend Menschen an 
der Verursachung von Naturkatastro­
phen beteiligt sind. So zwingt z. B. 
steigender Bevölkerungsdruck zu 
immer massiveren Eingriffen in den 
Naturhaushalt. Diese Bevölkerungs­
wachstumsproblematik ist zugleich 
Ursache zunehmender Gefährdung 
der Menschen, indem beispielsweise 
aus Mangel an anderweitigem Le­
bensraum erosionsgefährdete Hänge 
oder überschwemmungsgefährdete 
Küstenstreifen besiedelt werden. 
Hinzu kommt noch, daß in den Ent­
wicklungsländern die Lage dadurch 
verschärft wird, daß nicht mehr nur 
lokalspezifische Naturgewalten, son­
dern zunehmend auch sogenannte 
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"moderne Gefahren" Leben und Gut 
bedrohen. Zusätzlich wird oft die hi­
storisch gewachsene Binnenstruktur 
einer Region durch den Tourismus 
aus dem Gleichgewicht gebracht, 
wenn nicht sogar zerstört, wobei eine 
fremde, den Vorstellungen und Ge­
wohnheiten der touristischen Besu­
cher entsprechende Infrastruktur auf­
gezwungen wird , die lokale Beson­
derheiten und natürliche Gegeben­
heiten unbeachtet läßt und dadurch 
oftmals erst überhaupt eine 
Schwachstelle für Katastrophener­
eignisse schafft. 

Vor dem Hintergrund all dieser Er­
kenntnisse wurde im Rahmen der 
IDNDR erstmalig ein weltweiter Ver­
such gestartet, durch vorbeugende 
Maßnahmen die Folgen von Naturka­
tastrophen zu begrenzen. Es scheint 
in der Tat so, daß der rapide steigen­
de Trend der jährlichen Schäden und 
Opfer nur zu bremsen sein wird, wenn 
es in Zusammenarbeit aller gelingt, 
dem Katastrophenschutz im weite­
sten Sinne im Rahmen der Entwick­
lungshilfe einen angemessenen Platz 
einzuräumen. Hierzu soll den unter­
entwickelten Ländern durch qualifi­
zierte Hilfestellung der Industriestaa­
ten die Schaffung der personellen, 
materiellen, organisatorischen und 
strukturellen Voraussetzungen für ei­
nen jeweils landesspezifischen eige­
nen Katastrophenschutz ermöglicht 
werden. Auch und gerade die Medi­
zin ist hierbei gefordert. 

Die UNO hat alle Länder ersucht, 
an internationalen Aktivitäten der . Di­
saster-Protection" während der De­
kade mitzuwirken und nationale Gre­
mien von Spezialisten aus allen rele­
vanten Bereichen von Wissenschaft 
und Technik einzurichten. Diese sol­
len die jeweilige Situation analysie­
ren , Verfügbarkeit von notwendigen 
Ressourcen untersuchen und 
schließlich ein Programm zur Minde­
rung der Auswirkungen von Naturka­
tastrophen vorschlagen. Aktuelle In­
formationen über die eigenen Kata­
strophenschutzvorkehrungen des je­
weiligen unterstützenden Landes so­
wie auch über die gegebenenfalls be­
reitstellbare Hilfe sollen die Vereinten 
Nationen zu einem Zentrum des In­
formationsaustausches und der Ko­
ordination internationaler Aktivitäten 
werden lassen, in dem alle Mitglied­
staaten die Erfahrungen anderer Län­
der nutzen können. 

Wie eine solche überregionale Hil­
fe in Zukunft beschaffen sein kann, 
sei an einem Beispiel dargestellt: 

Am 3. Mai 1991 wurde vom be­
kannten Weltraumzentrum Kourou in 

französisch Guayana als ein außeror­
dentlich hoffnungsvolles High-Tec­
Ereignis und Ergebnis multinationaler 
Kooperation in Europa der europäi­
sche Erderkundungssatellit ERS-1 
auf seine Umlaufbahn gebracht. 
Dank der "Radaraugen" von ERS-l 
werden Schiffahrtsrouten sicherer 
und Wettervorhersagen zuverlässi­
ger, können Umweltsünder gestellt 
und Katastrophen besser bekämpft 
werden. 

Wenn auch eigentlich völlig ande­
re Aufgaben wissenschaftlich im Vor­
dergrund stehen, so kann der Satellit 
aber zugleich zur Landbeobachtung 
sehr nützl ich sein. Beispielsweise 
konnten während der Winterstürme 
des Jahres 1990 die älteren opti­
schen Erderkundungssatelliten we­
gen der ständigen Wolkendecke kei­
ne Daten erfassen und zur Erde sen­
den. Ein Radarsatellit wie ERS-1 ver­
mag das trotzdem. Er könnte z. B. 
Sturmschäden in Wäldern oder Über­
schwemmungsgebiete exakt erfas­
sen und diese Daten innerhalb von 
wenigen Stunden den für das Kata­
strophen management zuständigen 
Behörden zur Verfügung stellen. Die 
Zentrale Bodenstation für die ERS-1-
Mission steht in Kiruna, in Nord­
schweden. Hier werden alle Daten 
empfangen und verarbeitet. 

Dank moderner Kommunikations­
technik und weltumspannender 
schneller Information ist es heute 
möglich, einen verläßlichen Gesamt­
überblick über weltweite Katastro­
phen und Großschadensereignisse 
zu erhalten. Die Aufzeichnungen der 
Jahre 1988 bis 1990 geben einen an­
schaulichen Überblick über das 
Spektrum. 

Für das Jahr 1988 lautete die Bi­
lanz 282 NatUrkatastrophen und 
Großschäden mit mehr als 50 000 To­
desopfern. Damit lag die Zahl der Ka­
tastrophen, der Schäden und der Op­
fer deutlich über dem langfristigen 
Trend. Zwei markante EinzeIereignis­
se prägten das Berichtsjahr: Die Ex­
plosion der britischen Bohrplatt1orm 
Piper Alpha im Juli forderte 167 Men­
schenleben. Piper Alpha ist der größ­
te je von Menschenhand verursachte 
Einzelschaden. Das Erdbeben in der 
Sowjetrepublik Armenien im Dezem­
ber 1988 brachte mindestens 25000 
Menschen den Tod. Damit ist diese 
Naturkatastrophe bezüglich der To­
desopfer die fünftschwerste seit 
1970. 

Das Jahr 1989 wird zweifellos als 
.Jahr der Katastrophen" in die Ge­
schichte eingehen. "Hugo", "Pasa­
dena" , "Loma Prieta", "Exxon Val-
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dez" - diese Namen sind unverges­
sen. Die Katastrophen, die mit diesen 
Namen verbunden sind, seien kurz in 
Erinnerung gerufen: Der Hurrikan 
"Hugo" verwüstete im September 
1990 die Karibik und Teile der USA. 
"Pasadena" steht für eine Explosion 
am 23. Oktober 1989 in Pasadena im 
Bundesstaat Texas in einem Petro­
chemischen Werk. Auch die bei den 
anderen Ereignisse spielten sich in 
den USA ab: Das Erdbeben "Loma 
Prieta" in San Francisco und das Auf­
laufen des Öltankers "Exxon Valdez" 
in Alaska. 

Zahl der Katastrophenopfer 
schnellte hoch 

Das Jahr 1990 wird als "Jahr der 
Stürme" in die Geschichte eingehen 
als Folge einer Serie von acht Früh­
jahrsstürmen in Westeuropa, die am 
15. Januar 1990 durch den Sturm 
"Daria" eingeleitet und am 1. März 
1990 durch den Sturm "Wiebcke" be­
endet wurde. 

Die Zahl der Naturkatastrophen 
und Großschäden war 1990 im Ver­
gleich zum Vorjahr nur leicht gestie­
gen, dagegen schnellte die Zahl der 
Katastrophenopfer von 15000 auf 
knapp 70000 hoch, wovon allein bei 
Naturkatastrophen 61 000 Menschen 
getötet wurden. Dies entspricht etwa 
'I .. aller bei Katastrophen getöteten 
Menschen. Die Naturkatastrophen 
dominieren die Katastrophenbilanz 
nicht nur hinsichtlich der Häufigkeit, 
sondern auch hinsichtlich der Todes­
opfer. Am meisten Tote forderte das 
Erdbeben im Iran vom 21. Juni 1990. 
Mindestens 50000 Menschen wur­
den Opfer dieses Bebens, das außer­
dem zwölf Städte und 1500 Dörfer zu 
mindestens 70 % zerstörte. Weitere 
schwere Katastrophen mit mehr als 
1000 Opfern waren ein Erdbeben auf 
der philippinischen Insel Luzon und 
eine Panik unter Gläubigen in Mekka. 
Auch Bangladesch und Indien wur­
den von zwei schweren Naturkata­
strophen heimgesucht. Am 30. Juni 
1990 kamen in Bangladesch durch 
Überschwemmungen 1000 Men­
schen ums Leben. Im indischen Bun­
desstaat Andrah Pradesh forderte ein 
Taifun mindestens 950 Tote. 

Bei Verkehrskatastrophen - Luft­
fahrt, Schiffahrt, Straße und Schiene 
- mit mehr als 20 Toten pro Ereignis­
se wurden weltweit ca. 4500 Men­
schen getötet. 

In Europa bildete der genannte 
Sturm "Daria" nur den Auftakt zu ei-

ner ganzen Serie von verheerenden 
Stürmen, nämlich ,,90 c", "Herta", 
"Judith", "Nana1

\ "Ottilie" und "Pol­
Iy", "Vivian" und "Wiebcke", die als 
Frühjahrsstürme in dem kurzen Zeit­
raum von Januar bis März minde­
stens 240 Todesopfer forderten . 

Im sei ben Jahr ereigneten sich in 
Westeuropa 20 Großbrände, wobei 
allein bei einem Discothekenbrand 43 
Menschen umkamen. Hier sei er­
wähnt, daß am 25. März 1990 auch in 
den USA 87 Menschen im Feuer ei­
nes Nachtlokals starben. 

Wegen des weltweiten Tourismus, 
an dem wir Deutsche besonders re­
gen Anteil nehmen, kann man die Bi­
lanz der Flugunfälle nicht isoliert auf 
Deutschland bzw. Europa be­
schränkt betrachten. 

Am 14. Februar 1990 verfehlte ein 
Airbus A 320 in Banglore, Indien, die 
Piste. Beim anschließenden Brand 
starben 91 Menschen. In den USA 
stürzte eine Boeing 707 beim Lande­
anflug ab, dabei starben 73 Men­
schen. Schließlich kollidierte am 2. 
Oktober 1990 eine entführte Boeing 
737 beim Landeanflug in Kanton, 
China, mit geparkten Flugzeugen. 
127 Menschen verloren ihr Leben. 

Bei Unfällen im Straßen- und 
Schienenverkehr mit mehr als 20 To­
desopfern kamen 1995 Menschen 
um. Gut 'I, aller Zwischenfälle ereig­
neten sich mit Bussen und Lastwa­
gen. Im übrigen forderten acht Eisen­
bahnunglücke rund 600 Menschenle­
ben, in Europa kamen bei zwei Ereig­
nissen dieser Art 52 Menschen um. 

Die Zahl der unter dem Begriff 
"übrige" zusammengefaßten Gru­
ben- und Minenunglücke, Gebäude­
und Brückeneinstürze sowie diver­
sen sonstigen Schadensereignisse 
hat 1990 ebenfalls stark zugenom­
men. Insgesamt stieg auch die An­
zahl der Todesopfer um ein Mehrfa­
ches an, wobei insbesondere bei Ein­
stürzen 315 Opfer zu beklagen wa­
ren. 

Daneben ist die enorme Zunahme 
von Todesopfern in dieser Rubik auf 
2585 im Jahre 1990 durch das 
gehäufte Auftreten von Epidemien 
und Vergiftungen zu erklären. 

Offensichtlich betrifft insbesonde­
re ein Naturphänomen auch die "na­
turkatastrophenarme Region Bun­
desrepublik Deutschland", womit wir 
uns wohl zwangsläufig zukünftig in­
tensiver werden befassen müssen: 
Sturm. 

Vier große Sturmkatastrophen in 
vier aufeinanderfolgenden Jahren, 
der "Westeuropa-Orkan" 1987, "Gil­
bert" 1988, "Hugo" 1989, die Januar-

Februar-Stürme in Europa 1990 be­
wirkten fast jedesmal eine neue 
Höchstmarke bei den Schäden. 

Was sind die Gründe für diesen 
drastischen Anstieg der Sturmereig­
nisse und -Schäden, die ja nicht nur 
immer wieder Menschenleben for­
dern, sondern hier geht es auch um 
enorme Sachwerte? 

Die Antwort hierauf enthält ver­
schiedene Aspekte: Wie schon ge­
sagt, nimmt die Bevölkerungsdichte 
weltweit zu, ganz besonders aber in 
den Großstadträumen. In den letzten 
beiden Jahrzehnten dieses Jahrhun­
derts nehmen zum Beispiel die Mil­
lionenstädte von 200 auf 400 und die 
Riesenstädte mit mehr als zehn Mil­
lionen Einwohnern von zehn auf 25 
zu. Damit muß die "Trefferquote" au­
tomatisch steigen. 

Gleichzeitig steigt vielerorts der 
Lebensstandard, hier schneller dort 
langsamer. Zusammen mit der wach­
senden Bevölkerungsdichte ergibt 
sich so ein exponentieller Anstieg der 
Wertekonzentrationen. 

Wie bereits erörtert, werden heute 
zunehmend Regionen besiedelt, die 
früher wegen ihrer Gefährdung ge­
mieden wurden. So hat sich die Kü­
stenbevölkerung am besonders hur­
rikanexponierten Golf von Mexiko in 
den letzten 25 Jahren nahezu ver­
doppelt und bis zum Jahr 2000 sol­
len bereits 70 % der gesamten Be­
völkerung der USA weniger als 200 
Kilometer weit von der Küste entfernt 
leben. Auch die Industrie wagt sich in 
extrem gefährdete Regionen vor und 
konzentriert dort enorme volkswirt­
schaftliche Werte, z. B. in der stürmi­
schen Nordsee, im hurrikanbedroh­
ten Golf von Mexiko oder in den Erd­
bebenzonen Kaliforniens und Ja­
pans. Dabei werden die verwendeten 
Technologien keineswegs im glei­
chen Maße sicherer als die Gefähr­
dung ansteigt. 

Tatsächlich gibt es daneben Peri­
oden, in denen durch schwer erklär­
liche vorübergehende Klimaschwan­
kungen häufigere und intensivere 
Stürme und Niederschläge ausgelöst 
werden. So wurden z. B. in der soge­
nannten EI-Ninjo-Phase 1982/83 im 
ganzen pazifischen Raum außeror­
dentliche Wetterextreme beobachtet. 

Schlußendlich werden die massi­
ven menschlichen Eingriffe in die 
natürlichen Gleichgewichtszustände 
mit einer generellen Verschlechte­
rung sämtlicher Umweltbedingungen 
auch signifikante und ungewöhnliche 
Wettererscheinungen zur Folge ha­
ben. Zwar sind bis heute irreversible 
Änderungen auf dem Sektor "Natur-
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gefahren" kaum verläßlich beweisbar, 
aber die Anzeichen dafür mehren 
sich. 

Abschätzen der Technikfol­
gen wird immer schwieriger 

Ein besonderes Problem verdient 
im gesamten Kontext des Titels die­
ses Beitrages besondere Beachtung: 
Die Vulnerabilität der technischen, 
hoch komplexen und stark vernetzten 
Infrastruktur in den Industrieländern. 
Ein örtlich begrenzter Zwischenfall ist 
oft nur die Initialzündung für Folge­
wirkungen, die sich in großer Entfer­
nung und an völlig anderen Orten 
auswirken können. Es steht außer 
Zweifel , daß vor allem Manipulatio­
nen oder Beschädigungen an elektri­
schen Leitungen, Informations- und 
Datenübertragungsnetzen wichtige 
elektronisch gesteuerte Anlagen 
außer Funktion setzen können. Zwi­
schenfälle mit katastrophalen Aus­
wirkungen sind schließlich auch ohne 
intentielle Auslösung einfach durch 
Versagen oder Fehlfunktion von Risi­
kobegrenzungseinrichtungen denk­
bar. 

Die Technikfolgen-Abschätzung 
wird aus Gründen zunehmender 
Komplexität imrrfer schwieriger und 
Interaktionen sind kaum zu überse­
hen. Viren in Computern von Über­
wachungs- und Steuerungsanlagen 
bei Reaktoren, in der Produktion oder 
in Verkehrssystemen können Auswir­
kungen von unvorstellbaren Aus­
maßen bedingen. Gerade die "Hoch­
sicherheitsgesellschaft" ist durch 
momentane Stromausfälle oder Ver­
sagen von Sicherheitstechnik gege­
benenfalls unkalkulierbar unsicher. 
Überlegungen dieser Art kann man 
nicht einfach als "Restrisiko" abtun. 
Der Zusammenhang zwischen Si­
cherheit als Produkt und der Sicher­
heitsvorsorge wird besonders bei 
krassen Versäumnissen deutlich. Es 
ist leider eine fast zwangsläufige Fol­
ge von Sicherheitsvorkehrungen, daß 
sie auch zu mehr Risikoverhalten füh­
ren können. 

Bei aller Perfektion der Si­
cherheitstechnik muß der Mensch die 
Möglichkeit behalten, Automatiken 
außer Kraft setzen zu können. Der Ex­
perte übertrifft in der Regel die Ex­
pertensysteme durch die Fähigkeit, 
Ausnahmesituationen als solche zu 
erkennen und gegebenenfalls unge­
wöhnliche, nicht vorherbestimmte 
Maßnahmen zu ergreifen. So war 
z. B., wie in einer Abhandlung über 
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die Verletzlichkeit der Industriegesell­
schaft zu lesen war, eine der Ursa­
chen des Tanklasterunfalles in Her­
born, daß der Fahrer nach Ausfall der 
Bremsen nicht durch Herunterschal­
ten mit dem Motor bremsen konnte: 
Die automatische Kupplung ließ dies 
nicht zu. 

Mit all diesen Problemen ist die Ge­
fährdung der inneren Sicherheit un­
lösbar verbunden: Beispielsweise 
machten und machen die im Zusam­
menhang mit dem Irak-Konflikt aus­
gesprochenen Drohungen weltweiter 
staatsterroristischer Anschläge deut­
lich, daß die Grenzen zwischen In­
nen- und Außenpolitik, zwischen 
Krieg und Guerilla zunehmend ver­
schwimmen. Hinzu kommt zudem die 
Gefährdung der inneren Sicherheit 
durch Wirtschafts- und Umweltkrimi­
nalität größeren Ausmaßes, durch 
Rauschgiftsyndikate, Bandenkrimi­
nalität und durch die offensichtlich 
zunehmende Verrohung, Rücksichts­
losigkeit sowie den blindwütigen Ge­
walteinsatz - oft aus nichtigem Anlaß 
- einer zunehmend großen Zahl ins­
besondere junger Menschen in den 
Industrieländern (Dombrowsky und 
Glass). 

So besteht unzweifelhaft für mo­
derne Industriegesellschaften ein Si­
cherheitsproblem darin, daß durch 
relativ kleine, aber gezielte Anschlä­
ge auf die Schalt-, Steuer- und Kom­
munikationszentren ungeheuere Ver­
heerungen ausgelöst werden könn­
ten. Wenn man sich die Potentiale an 
Energien, Stoffen und Menschen in 
diesen Gesellschaften ansieht, so 
drängt sich in der Tat der von Knies 
angestellte Vergleich mit modernen 
Mehrkomponenten-Waffensyste­
men, selbst nichtkonventioneller Art, 
auf. 

Man muß jedoch keinesfalls 
staatsterroristische Anschläge oder 
bewaffnete Konflikte bemühen, um 
die Notwendigkeit eines modernen 
Zivil- und Katastrophenschutzes hin­
reichend begründen zu können. Die 
Tatsache, daß moderne Industriege­
sellschaften - auch in unserem Land 
- sozusagen "sprengfähige Bomben" 
sind, gilt auch für andere und unge­
wollte Auslöseereignisse. Es ist si­
cherlich keine Schwarzmalerei, wenn 
man angesichts wachsender Popula­
tionen, Produktion- und Umschlags­
mengen auch mit der Zunahme von 
Zwischenfällen bis hin zur Katastro­
phe rechnet. 

Hinzu kommen die chronischen 
und schleichenden Schädigungen 
der Umwelt, die wegen ihres langsa­
men, aber vermutlich exponentiellen 

Wachstums zur Zeit noch so wenig in 
unser Bewußtsein eingedrungen 
sind. Die Wiederherstellung von Na­
tur, bzw., wo diese nicht mehr mög­
lich ist, der Ersatz durch "künstliche" 
Natur wird die Zukunftsaufgabe des 
nächsten Jahrhunderts sein. Das 
wird enorm viel Geld kosten und die­
ses kann nicht erwirtschaftet werden, 
wenn nicht zuvor global eine Siche­
rung friedlicher Rahmenbedingun­
gen gelingt. 

Wenn wir uns mit dieser Art der Ka­
tastrophengefährdung moderner In­
dustriegeseIlschaften befassen, so 
geht dieses nicht ohne einige Be­
trachtungen zu den Stichworten "Ri­
siko", "Risikobereitschaft" bzw. der 
"Gefahr als immanenter Faktor des 
täglichen Lebens" wie Stickl es be­
zeichnet hat. Er stellt sicher richtiger­
weise fest, daß sich ein vollständiges 
Register Sämtlicher Risiken des täg­
lichen Lebens nicht aufstellen läßt. 
Wer will die Auswahl treffen, was eine 
Gefahr darstellt? Man denke hier nur 
an die konträren Standpunkte, z. B. 
der Industrie und der Kernkraft- bzw. 
Technologiegegner oder der Land­
schafts planer und der Naturschützer. 

Zwar kann die detaillierte Be­
schreibung von Gefahr zu ihrer Ver­
drängung führen, der einzelne fühlt 
sich nicht mehr angesprochen, ins­
besondere, wenn die Gefahr nach Art 
und Umfang nicht mehr vorstellbar 
ist, aber ein wesentlicher Grund, die 
Menschen trotzdem unermüdlich mit 
möglichen Gefahren bekannt zu ma­
chen, ist, daß das Erkennen kollekti­
ver Gefährdung auch zum Zusam­
menschluß der Menschen und ent­
sprechenden kollektiven Vorsorge­
und Gegenmaßnahmen führen kann. 
Dieser Grund allein wiegt alle ande­
ren möglichen Gegengründe auf. 

Um Risiken vergleichen zu können, 
muß man zuerst festlegen, für wen 
welches Risiko betrachtet werden 
soll und für welchen Betrachtungs­
zeitraum. Erst danach beginnt die un­
geheuer schwierige Definition aller 
Faktoren, die zur Berechnung dieses 
Risikos notwendig sind, insbesonde­
re der Schadenshäufigkeiten und des 
Schadensumfangs. Gerade bei tech­
nischen Prozessen treten hier aber 
bereits Meinungsverschiedenheiten 
auf. Die Auswirkungen erweisen sich 
als schwer kalkulierbar, und die Fra­
ge nach Folgeschäden wird recht un­
terschiedlich beantwortet. Noch 
komplizierter wird die Vorhersage der 
Eintrittswahrscheinlichkeit. 

Grundsätzlich gibt es zwei Mög­
lichkeiten: Entweder man berück­
sichtigt Meßwerte der Vergangenheit 



als Erfahrungssätze oder man ist, 
wenn letztere nicht verfügbar sind, 
ausschließlich auf prognostische An­
nahmen angewiesen. Unsicherheit 
bleibt in jedem Fall , und das ermittel­
te Risiko muß noch zusätzlich vom 
"Restrisiko" unterschieden werden, 
welches das Bundesverfassungsge­
richt in seinem sogenannten "Kalkar­
Urteil" so definiert hat: Das Restrisi­
ko bezeichnet danach das verblei­
bende Risiko, das auf der Begrenzt­
heit menschlichen Erfassungsvermö­
gens beruht und deshalb als sozial 
adäquate Last hinzunehmen ist. 

Zahlenwerte für die Größe des 
Restrisikos sind somit reine Spekula­
tion. Sie drücken in der Regel ledig­
lich die optimistische oder die pessi­
mistische Beziehung zum Untersu­
chungsgegenstand aus (Franke). 

Das ewige Erkunden, spielen und 
die stete Neugierde des Menschen 
bedingen für jede Generation einen 
Neuerwerb an Erfahrungen und eine 
Neuformung von Verhaltensmustern 
individueller wie auch gesellschaftli­
cher Art. Ohne starre Strukturen sind 
andererseits keine gesellschaftlichen 
und politischen Systeme höherer In­
tegration möglich. Soll aber entspre­
chend der menschlichen Neigung zu 
Veränderungen ein solches System 
modifiziert werden, so muß es zuerst 
in Frage gestellt werden. Hier mag -
erneut nach Stickl - eine der Quellen 
des Generationskonfliktes wie auch 
gesellschaftlicher Konflikte liegen. So 
sind letztendlich Neugier sowie der 
Spiel- und Forschungstrieb des Men­
schen und seine ewige "kindliche" 
Wagelust die eigentlichen Gefahren 
des täglichen Lebens. 

Jährlich 90 Millionen 
Menschen mehr 

Wenden wir uns schließlich noch 
einmal ewas genauer zwei offen­
sichtlich fundamentalen Ursachen für 
die beängstigende Zunahme der Zahl 
der weltweiten Katastrophenereig­
nisse zu, die zudem nicht voneinan­
der getrennt werden können, nämlich 
dem Menschen und seiner Umwelt: 

Während ich auf unserem Festakt 
heute diesen Satz hier spreche, wer­
den auf der Erde zehn Menschen ge­
boren. Vier pro Sekunde, 240 in jeder 
Minute, 14400 pro Stunde. 345600 
am Tag. Über 126 Millionen in jedem 
Jahr: Knapp 40 Millionen sterben im 
selben Zeitraum, bleibt ein jährlicher 
Zuwachs von fast 90 Millionen Men­
schen auf unserem Planeten. Diese 

Zahlenspielerei ist die Schicksals­
Mathematik der Menschheit, denn 
die geradezu hemmungslose Ver­
mehrung unserer Art ist Ursache aller 
Umweltsünden, die wir begehen. 

Jährlich 90 Millionen Menschen 
mehr - d. h. zusätzliche Ernährung für 
90 Millionen, Kleidung, Unterkünfte, 
Fortbewegung usw. - Bedürfnisse, 
die nur befriedigt werden können 
durch den Einsatz von noch mehr En­
ergie, noch größerem Verbrauch von 
Rohstoffen mit all jenen Folgen, die 
wir seit vielen Jahren kennen und be­
klagen, nämlich immerzerstörerische 
Eingriffe in das ökologische Gefüge, 
noch mehr Abfälle, noch mehr 
Schadprodukte, noch schnellere Be­
einträchtigung unserer Lebens­
grundlagen. 

"Schicksals-Mathematik" , was hat 
Mathematik mit Hilferufen für z. B. die 
Cholerakranken in Südamerika, für 
die hungernden Afrikaner, die Wirbel­
sturmopfer in Bangladesch zu tun? 

Der Zusammenhang nennt sich 
"Exponentielles Wachstum", ein ma­
thematisches Prinzip, das den mei­
sten Mitmenschen offensichtlich 
schwer verständlich, wenn nicht gar 
unbekannt zu sein scheint. Und doch 
ist es essentiell für das Verständnis 
der Art und Weise wie sich menschli­
che Populationen entwickeln. Es ist 
das Bevölkerungwachstum, das für 
die meisten Katastrophenbilder, die 
unsere Fernsehbildschirme beherr­
schen, ursächlich anzuschuldigen ist. 

Warum lebten denn Millionen Ben­
galen auf den flachen Sand- und 
Schlammbänken entlang der Küste, 
ungeschützt gegen die regelmäßig in 
dieser Region auftretenden Wirbel­
stürme, die zudem offensichtlich als 
Effekt globaler Erwärmung zuneh­
mend häufiger und unvergleichlich 
heftiger werden? Nun, es gab für die 
rasch wachsende Bevölkerung, die 
sich in weniger als 30 Jahren, trotz ei­
ner entsetzlich hohen Kindersterb­
lichkeit, verdoppelt hat, keine Alter­
native, keinen anderen Lebensraum. 

Afrika war bezüglich Nahrungsmit­
teln immer Selbstversorger, aber die 
Bevölkerung wächst ungefähr 3 % 
pro Jahr und die Nahrungsmittelpro­
duktion sinkt ständig. Sogar ein so 
fruchtbares Land wie Kenia ist heute 
Nahrungsmittelimporteur, aber es hat 
auch heute dreimal mehr Menschen 
zu ernähren als in den Mittsechzi­
gern, als die Engländer gingen, und 
fünfmal mehr als vor 60 Jahren. 

Verantwortungsträger in Staat und 
Gesellschaft , die mit Zahlen dieser 
Art konfrontiert werden, tendieren 
oftmals dazu, sie beiseite zu schie-

ben mit dem Hinweis, daß weltweit 
das Bevölkerungswachstum sich ja 
glücklicherweise zu verlangsamen 
beginne, was in der Tat so ist, denn 
die Wachstumsrate ist von nominal ' 
2,1 % auf 1,7 % zurückgegangen. 
Aber wird dabei wirklich verstanden 
wie das Prinzip exponentieller Ände­
rungen funktioniert? Das beängsti­
gende an diesem "Rückgang der 
Wachstumsrate" ist, daß die jährliche 
Zunahme, wenn auch etwas ver­
langsamt, weitergeht: Die Bevölke­
rung wird Jahr für Jahr mehr! 

Der Grund ist die mathematische 
Tatsache, daß 1,7 % von 5,5 Milliar­
de(l eine Menge mehr Menschen sind 
als 2,1 % von 3,5 Milliarden. Selbst in 
dem beständigen und hochent­
wickelten Europa wird erwartet, daß 
die Bevölkerung von heute 850 Mil­
lionen auf über 950 Millionen im Jah­
re 2025 anwächst. 

Zur Zeit Christi Geburt lebten etwa 
250 Millionen Menschen auf der Erde. 
Es dauerte rund 1100 Jahre, um die­
se Zahl auf 500 Millionen zu verdop­
peln. Im Jahre 1800 schon war eine 
Milliarde erreicht, 1930 waren es be­
reits zwei Milliarden. Und es ging im­
mer schneller: 1960 drei Milliarden, 
1976 vier Milliarden, 1989 wurde Er­
denbürger "Nr. fünf Milliarden" von 
den Vereinten Nationen "begrüßt". 
Ende der 50er Jahre vermehrte sich 
die Weltbevölkerung alle acht Tage 
um eine Million Menschen, jetzt 
braucht sie dafür nur noch vier Tage. 

Warum also sprechen wir im Zu­
sammenhang mit Entwicklungshilfe 
so wenig über Bevölkerungswachs­
tum und warum schieben die meisten 
das Problem mit einem Achselzucken 
beiseite? Es muß in der Tat Ignoranz 
grundlegender mathematischer Fak­
ten sein, und darüber hinaus sind 
Summen und Differenzen von drei 
und fünf Milliarden jenseits des Vor­
stellungsvermögens der meisten 
Leute. 

Ein weiterer und leider wesentlich 
unheilvollerer Grund ist, daß, wer vor­
schlägt , daß Länder mit hohen Be­
völkerungswachstumsraten mit Fa­
milienplanungsprogrammen gehol­
fen werden sollte, nicht nur Krit ik be­
züglich Rassismus und Neokolonia­
lismus, sondern auch den Verlust der 
gesellschaftlichen und politischen 
Unterstützung riskiert, und das im 
wesentl ichen aus ebenso fundamen­
talistischen wie realitätsfernen Glau­
bensüberzeugungen. Internationale 
Institutionen mit Programmen, die 
Geburtenkontrolle und Geburtenre­
gelung beinhalten, laufen Gefahr, daß 
ihnen die Finanzierung entzogen 
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wird. wie dies unlängst in den Verei­
nigten Staaten geschehen ist. 

Der Verlierer steht fest 

Man muß sich also fragen. welcher 
Art und welchen Ausmaßes die Hilfs­
programme im nächsten Jahrhundert 
sein sollen. wenn wir fortfahren. die 
Auswirkungen der weltweiten Bevöl­
kerungsexplosion zu ignorieren und 
aus unseren Überlegungen - aus wei­
chen Gründen auch immer - auszu­
grenzen. 

Die These des englischen Schrift­
stellers Aldous Huxley aus den 50er 
Jahren ist aktueller denn je: .. Un­
gelöst wird das Problem der Überbe­
völkerung alle anderen Probleme un­
lösbar machen." 

Die Ursache des Übels aller derzeit 
.. populärsten" Umwelt-Katastro­
phen. nämlich der Veränderung un­
serer Atmosphäre durch toxische 
Gase. Treibhauseffekt durch Kohlen­
dioxid. Ausdünnung der Ozonschicht 
durch Fluorchlorkohlenwasserstoffe 
oder Vernichtung der tropischen 
Dschungel durch Abholzung und 
Brandrodung liegt in der großen Zahl 
der Menschen. ihrer hohen Vermeh­
rungsrate einerseits und dem unserer 
Art offenbar angeborenen Streben 
nach Fortschritt und immer mehr 
Wohlstand andererseits. 

Ohne Frage hat Wachstums­
Drang da seine Berechtigung. wo es 
Nachholbedarf gibt. in den Regionen 
der Erde. in denen versucht wird . ei­
nen Lebensstandard zu erreichen. 
den wir als menschenwürdig be­
zeichnen. Warum aber - so fragt 
Westphal - müssen die Menschen in 
den Industrienationen. die so gut wie 
nichts entbehren. noch mehr haben? 
Was treibt sie an. ihre Umwelt durch 
ökonomisches Wachstum weiterhin 
zu vergiften. zu verseuchen. zu ver­
pesten. obwohl sie wissen. was sie 
tun? 

Psychologen und Verhaltensfor­
scher sind der Meinung. daß wir gar 
nicht anders können. daß dieses of-
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fenbar paradoxe Verhalten angebo­
ren. in unseren Genen festgelegt ist. 
Wenn qas so ist - und vieles spricht 
dafür -. dann sind in der Tat alle Ap­
pelle an die Vernunft. alle Aufrufe zum 
Innehalten und zu einer Kursände­
rung vergebens. 

.. Im Krieg gegen die Umwelt be­
ginnen die Rückzugsgefechte." Da­
bei steht der Verlierer seit langem 
fest: Die Erde wird es überleben. 
wenn die Menschheit die schmale 
Spanne ihrer Lebensmöglichkeiten 
zerstört: Die richtige Temperatur. das 
zum Atmen brauchbare Sauerstoff­
Kohlendioxydgemisch. die nötigen 
Wasservorräte und den fruchtbaren 
Boden. Aber der Mensch wird es 
nicht überleben. 

Professor Heinz Haber hat in sei­
nem Buch .. Eiskeller oder Treib­
haus?" die Entwicklung analysiert 
und kommt zu einem wahrhaft be­
drückenden rechnerischen Ergebnis 
und einer Horrorvision zugleich: 
Wenn die Menschen sich so weiter 
vermehren wie zur Zeit. werden sie 
sich in 800 Jahren 40 Meter auf der 
Landfläche der Erde stapeln. 

Um die Menschheit und ihre sozia­
le. technische und natürliche Umwelt 
in einem beherrschbaren Wechsel­
spiel zu bewahren und jene letzte glo­
bale Katastrophe nicht fatale Wirk­
lichkeit werden zu lassen. muß wohl 
etwas geschehen. und zwar sofort. 

(Quelle: Wehrmedizinische 
Monatsschrift 4/92) 
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Peter Becker und Erich Müller, Amt für Katastrophenschutz der Stadt Remscheid 

•• 

Ubungsziel: 
Defizite abbauen 

Gemeinsame Übung verschiedener Fachdienste in Remscheid 

Mit Beginn des Jahres 1992 star­
tete der in Remscheid in der Träger­
schaft der JUH befindliche Betreu­
ungsdienst mit einem neuen Ausbil­
dungsprogramm. Mit Unterstützung 
des Führungs- und ABC-Dienstes 
(beide Regie) sowie des Amtes für 
Katastrophenschutz sollte innerhalb 
von vier Monaten versucht werden, 
grundsätzliche Defizite im Führungs­
wissen und in der Zusammenarbeit 
mit anderen Fachdiensten abzubau­
en. Abschluß der Ausbildung war eine 
gemeinsame Übung. 

Ziel und Zweck dieser Übung war 
das Zusammenwirken der Einheiten 
unter Leitung einer (gemeinsamen) 
Einsatzleitung, die Zusammenarbeit 
zwischen ABC-Dienst und Betreu­
ungsdienst einschließlich der not­
wendigen Personenregistrierungen, 
der Marsch im geschlossenen Ver­
band und die Bearbeitung der admi­
nistrativen und logistischen Aufga­
ben. 

Die PersonendekontaminatIon ist betriebsbereit. 

Die Gesamtleitung der Übung lag 
beim Amt für Katastrophenschutz. 
Die Darstellungsmaßnahmen (Kfz­
Unfall, Vergiftete) übernahm die Bun­
deswehr; hierfür stellte man eine 
größere Anzahl Soldaten ab. Die "ver­
unfallten" Fahrzeuge wurden eben­
falls von der Bundeswehr gestellt. 

Die Ausgangslage sah vor, daß im 
Bereich einer Ortschaft ein lieferwa­
gen mehrere Behälter mit einem al­
ten, nicht mehr handelsüblichen 
Pflanzenschutzmittel verliert. Die 
Behältnisse werden beim Aufprall auf 
die Straße zerstört, wodurch ein un­
gehindertes Ausfließen und Verteilen 
des Gefahrguts möglich ist. 

Durch die entstandenen Pfützen 
fahren eine erhebliche Anzahl von 
Fahrzeugen, aber auch Fußgänger 
können der austretenden Flüssigkeit 
nicht ausweichen. Die Ordnungs­
behörde entschließt sich deshalb, zur 
Gefahrenabwehr den ABC-Dienst 
einzusetzen. 

Reibungslose 
Dekontamination 

Am Übungstag trafen die Helfer 
gegen 7.00 Uhrim KatS-Zentrum ein. 
Hier wurde die Ausgangslage be­
kanntgegeben. Anschließend wurde 
die Marschbereitschaft der Einsatz­
kräfte hergestellt. Der Kfz-Marsch 
zum Übungsplatz und zurück wurde 
geschlossen durchgeführt. Die Ver­
kehrsregelung übernahm die Erkun­
dungs- und Lotsengruppe mit einem 
Pkw und zwei Krädern. Die Marsch­
bewegungen verliefen problemlos. 

Der Aufbau der Anlagen - Dekon­
Gerät und Dekon-Personal mit Be­
treuungsstelle - stellte die Helfer vor 
keine Probleme. Auch die Personen­
dekontamination verlief reibungslos. 
Im Betreuungszelt erfolgte die Be­
kleidungsausgabe durch die Bun­
deswehr. Anschließend wurden die 
Personen mit Hilfe von Registrierkar­
ten registriert. 

Für die Duschanlagen wurde das 
Auffangen des Abwassers mit Hilfe 
einer Pumpe (TS 2/5) und eines Falt­
behälters vorbereitet. Hierbei hätten 
3000 Liter aufgefangen werden kön­
nen. Ein Auffangen des Abwassers 
der Fahrzeugdekontamination hinge­
gen war nicht möglich. 

Während der Übungsschwerpunkt 
eindeutig in der Übungsabwicklung 
vor Ort lag, wurde im "rückwärtigen 
Bereich" eine Fernmeldezentrale als 
"Leitstelle" mit Funkplatz, Fern­
sprechvermittlung - nur ankommen­
de Gespräche - und eine Fern­
schreibstelle für Telefax betrieben. 
Der "Stab außergewöhnliche Ereig­
nisse" übernahm alle administrativen 
sowie logistischen Aufgaben. 

Insbesondere sollte erprobt wer­
den, inwieweit sich als Kommunika­
tionsmittel zwischen Einsatzleitung 
und Stab Autotelefon und Mobilfax 
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Vor dem Duschzelt erwarten die ABC-Heller die erste Gruppe "Vergifteter" . 

(über Autotelefon) eignen und zu Ent­
lastungen bzw. beschleunigten Ab­
wicklungen führen konnten. 

Die Ergebnisse für den Fernmelde­
dienst zeigten, daß durch die Inan­
spruchnahme von Autotelefon und 
Mobilfax auf der Seite der Einsatzlei­
tung der 4-m-Band-Funkeinsatz in 
erheblichem Maße entlastet werden 
konnte. Darüber hinaus erübrigten 
sich Rückfragen o. ä. annähernd 
gänzlich; dies gilt in erster Linie für 
übermittelte Lageskizzen, PIanaus­
züge usw., die für eine Lagebeurtei­
lung wichtig waren. Gleichzeitig ist 
damit ein reduzierbarer Personalein-

satz möglich, der für die FM-Zentra­
le eine Stärke von vier Helfern für alle 
Aufgabenbereiche denkbar erschei­
nen läßt. 

Da es in der dargestellten Übungs­
lage nicht um "große" Ereignisse, 
sondern um das Erproben geordne­
ter Abläufe und neue Techniken ging, 
beschränkte sich logischerweise das 
Spektrum des Stabes auf nur wenige 
Aufgaben: Kommunikation mit der 
Einsatzleitung durch unmittelbaren 
Zugriff, Vertiefung von Führungsvor­
gängen, Anwendung von Vordrucken 
usw. sowie Abwicklung und Versor­
gungsmaßnahmen. Während auch 

STADT REGISTRIERKARTE 
REMSCHEID für den Betreuungsdienst 

KATASTROPH ENSCHUTZ 

-.... Vorname ..... Ar. name - .....,.., 
Gebu~tum dm 19' I AaligJon 
Dat. 01 blrth 

~=~ Date de naisaance ReI Ion 

Wohnort NaliC/Mlltlt 
-.c. NallONlhty - NIItlonalr16 

Str.s. 
5' .... .... .. _ 

Datum I ~n.a PIKe 01' findtng 00 •• Uou"_ " .. , He,,, 
Ziel Verbleib 
""",,"bon ............. 
Oo" .. 'bon Ueu de I6jour 

Bema,tlungeft 
Not •• 
Not .. 

Nach der Ausgabe neuer Kleidung erfotgt die Registrierung . Die drellachen Durchschreibekarten sind 
für den Betreuungsdienst, für das Auskunftsbüro und fü r die registrierte Person bestimmt. 
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für den Bereich des Stabes eine po­
sitive Bilanz im Hinbl ick auf kurze 
Meldewege und schnelle Übermitt­
lung feststellbar war, ergaben sich in 
der Anwendung der Meldevordrucke 
"Hindernisse" . 

Mehrere Problemfälle 

Durch den vor der Übung liegen­
den mehrstufigen Ausbildungsvor­
gang, der zunächst schwerpunkt­
mäßig für den Betreuungsdienst ent­
wickelt und durchgeführt wurde, ha­
ben sich mit Hintergrund eines Gift­
unfalles zum Teil entscheidende Pro­
blemfälle aufgetan, die bislang ent­
weder "vernachlässigt" oder un­
berücksichtigt waren. 

Als Beispiele seien genannt: 
- Auffangen und Entsorgen von kon­

taminiertem Wasser, 
- Dekontamination von größeren 

Zahlen betroffener Geschädigterl 
Vergifteter und/oder Einsatzkräfte, 
hier insbesondere unter dem Fak­
tor "Zeit", 

- Transport und Unterbringung der 
Schutzanzüge, eventuell Beschaf­
fung eines Anhängers hierfür, 

- Bekleidungsausgabe und vorüber­
gehende Unterbringung nach De­
kon-Maßnahmen; hier in Verbin­
dung ABC-Dienst mit dem Betreu­
ungsdienst, 

- materielle Ausstattung mit Zelten, 
Tischen und Bänken sowie Ersatz­
kleidung für Geschädigte, 

- Ersatzkleidung für Einsatzkräfte 
nach einer evtl. Volidekontamina­
tion. 

Hierzu werden weitere Erkenntnis­
se nach der Durchführung einer noch 
ausstehenden Alarmübung erwartet, 
die im zweiten Halbjahr stattfinden 
und das Gesamtausbildungskonzept 
abschließen wird . Bis dahin werden 
einige Bereiche, wie zum Beispiel 
Fragen der zusätzlichen materiellen 
Ausstattung, geklärt bzw. nachge­
bessert sein. 



Johannisfeier in Bonn 
Bundesinnenminister Rudolf Seiters ZU Gast bei 
Malteser-Hilfsdienst und J ohanniter-U nfall-Hilfe 

Zum 10. Mal folgten zahlreiche 
Vertreter aus Politik, Kirche und 
Gesellschaft der Einladung des 
Malteser-Hilfsdienstes und der Jo­
hanniter-Unfall -Hilfe zur gemein­
samen Johannisfeier in der Bonner 
Rheinaue. "Sie ist mittlerweile ein 
kleines, aber doch gutes Stück Tra­
dition in der harmonischen Zusam­
menarbeit der beiden großen 
christlichen Hilfsorganisationen" , 
so der Präsident der Johanniter­
Unfall-Hilfe, Wilhelm Graf von 
Schwerin, der gemeinsam mit 
MHO-Generalsekretär Johannes 
Freiherr Heeremann die Gäste be­
grüßte. Im Mittelpunk1 der d ies­
jährigen Johannisfeier stand die 
Ansprache von Bundesinnenmini­
ster Rudolf Seiters: 

.. Für Ihre freundliche Einladung, bei 
der gemeinsamen Johannisfeier der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und des Mal­
teser-Hilfsdienstes Gast zu sein, dan­
ke ich Ihnen herzlich. Ich bin gerne zu 
Ihnen gekommen und überbringe Ih­
nen die besonderen Grüße von Bun­
deskanzler Helmut Kohl und der ge­
samten Bundesregierung zu dieser 
10. Johannisfeier, die damit zugleich 
ein kleines Jubiläum darstellt. 

Malteser-Hilfsdienst und Johanni­
ter-Unfall-Hilfe sind mit ihren mehr als 
1,4 Millionen Mitgliedern längst zu 
festen Begriffen und zu unverzicht­
baren Bestandteilen unseres sozialen 
und gesellschaftlichen Lebens ge­
worden. Ihr Engagement erwächst 
aus christlicher Nächstenliebe und 
Verantwortung. Mit ihrer humanitären 
Hilfe sind beide großen konfessionel­
len Hilfsorganisationen in unserer Be­
völkerung tief verwurzelt. Für Ihre 
überaus erfolgreiche und wahrhaft 
menschliche Arbeit möchte ich Ihnen 
Dank und Anerkennung ausspre­
chen. 

Es ist ein Folge unseres pluralisti­
schen Gesellschaftssystems, daß 
der Staat nicht für alle Bereiche der 
öffentlichen Daseinsfürsorge selbst 
sorgen kann. Er ist deshalb darauf an­
gewiesen, daß die Bürger selber in 
freiwilligem und ehrenamtlichem En­
gagement mithelfen, notleidenden 

Menschen in unserer Mitte, aber auch 
im Ausland tatkräftig zur Seite zu ste­
hen. Aber der Staat muß den verläß­
lichen Rahmen vorgeben und sich 
auch zu seiner finanziellen Mitverant­
wortung bekennen. Die Hilfslei­
stungsorganisationen haben einen 
begründeten Anspruch darauf, daß 
Ihnen eine kontinuierliche Arbeit im 
Dienst der Allgemeinheit ermöglicht 
wird. 

Humanitäres Engagement 
ist unverzichtbar 

Die Aufgabenbereiche, in denen 
humanitäres Engagement erforder­
lich ist, werden noch ansteigen. Die 
demographische Entwicklung in un­
serem Land macht deutlich, daß vor 
allem die Hilfe für ältere und betreu­
ungsbedürftige Mitbürger an Bedeu­
tung zunehmen wjrd. Daneben zei­
gen die Veränderungen und blutigen 
Auseinandersetzungen in der ehe­
maligen Sowjetunion und im früheren 
Jugoslawien, daß auch im Bereich 

Begrüßung: JUH· 
Präsident WII· 
helm Gral von 
Schwerin (re.) 

und MHD-Gene­
ralsekretär Jo­

hannes Freiherr 
Heeremann (11.) 
Ireuen sich über 
den Besuch von 

Bundesinnenmi­
nister Rudoll Sel-

ters (Mitte ). 

der Auslandseinsätze noch keinerlei 
Entlastung in Sicht ist. 

Vorrangige Aufgabe vor allem in­
ternationaler, aber auch nationaler 
Politik muß es sein, derartigen Kri­
sensituationen wirksam zu begeg­
nen. Leider müssen wir feststellen, 
daß die politischen Mechanismen of­
fenbar noch nicht ausreichen, um so 
bedrückende Vorgänge wie bei­
spielsweise in Bosnien und Kroatien 
zu verhindern oder rasch zu beenden. 

Ich kann gut verstehen, daß dieses 
Unvermögen, einem offenbar sinnlo­
sen Blutvergießen Einhalt zu gebie­
ten, gerade von den Menschen, die 
sich - oft bis an die Grenze ihrer per­
sönlichen Leistungskraft - für Notlei­
dende einsetzen, mit Enttäuschung 
aufgenommen wird. 

Aus alledem kann es für Sie alle nur 
eine Schlußfolgerung und für mich 
nur eine Bitte geben: Ihre wichtige 
und unverzichtbare Arbeit muß unbe­
dingt fortgesetzt werden. Helfen Sie 
weiter Menschen in Not - unabhän­
gig von Alter, Konfession und Natio­
nalität. Sie geben damit ein Beispiel 
für Menschlichkeit, indem sie Hilfe 
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und Beistand nicht anderen überlas­
sen, sondern selbst zupacken. 

Die Leistungen der Johanniter-Un­
fall-Hilfe und des Malteser-Hilfsdien­
stes verdienen unser aller Respekt, 
Anerkennung und Dankbarkeit. In 
diesem Sinne wünsche ich allen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern für 
ihre kommenden, schwierigen Aufga­
ben allen Erfolg, viel Kraft und Gottes 
Segen." 

Auf den Rückgang an ehrenamtli­
chem Engagement, der generell in 
der Bundesrepublik Deutschland zu 
verzeichnen sei, machte der Präsi­
dent der Johanniter-Unfall-Hilfe, Wil­
helm Graf von Schwerin, aufmerk­
sam. Dies werde sich erst dann än­
dern, wenn die Anerkennung durch 
die Gesellschaft auch de facto stei­
ge. Vor diesem Hintergrund richtete 
er an Unternehmer und Arbeitgeber 
den dringenden Appell : "Unterstüt­
zen Sie Ihre Arbeitnehmer, die sich 
ehrenamtlich engagieren! Tolerieren 
Sie das Ehrenamt nicht nur, sondern 
respektieren Sie es und zollen Sie ihm 
Anerkennung." Jeder engagierte 
Bürger, der sich der Förderung seines 
Chefs und der Anerkennung seiner 
Kollegen gewiß sei, werde bestärkt 
und motiviert. 

Graf von Schwerin: "Die Menschen 
in unserem Land vertrauen auf die 
Hilfe unter dem achtspitzigen Kreuz­
daß wir dies mit Fug und Recht auch 
für die neuen Bundesländer sagen 
können, erfüllt uns mit großer Freude. 
Unsere Angebote gerade im sozialen 
Bereich finden ungemein große Re­
sonanz, nach der Aufbauphase ar­
beiten nun die Untergliederungen in 
den östlichen Bundesländern eigen­
ständig und kontinuierlich. Diese Pio­
nierarbeit wäre niemals möglich ge­
wesen ohne die tatkräftige Mithilfe 
und ein großartiges Engagement der 
ehrenamtlichen Helfer von Johanni­
tern und Maltesern. 

Wichtigster Faktor: 
Die Ehrenamtlichkeit 

Eine Feststellung, die für nahezu 
alle Bereiche gilt, in denen die Hilfs­
organisationen tätig sind. Dies sind in 
den vier Jahrzehnten ihres Bestehens 
immer mehr geworden: Von den Ur­
sprüngen, der Breitenausbildung in 
,Erste Hilfe', über den Rettungs­
dienst und Krankentransport zum 
Unfallfolgedienst, Bevölkerungs­
schutz, Aus- und Fortbildung von 
Schwesternhelferinnen, Jugendar-
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das ehrenamtli­
che Engagement 
der Malleser und 
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beit, Behinderten- und Altenbetreu­
ung bis hin zu der Vielzahl von Einsät­
zen im Ausland gerade in der jünge­
ren Vergangenheit. 

Nur wenige, die die Berichte in 
Presse und Rundfunk verfolgen, wis­
sen, daß ein Lkw-Konvoi mit Hilfsgü­
tern beispielsweise nach Lettland 
oder Estland vorwiegend von Leuten 
gefahren und begleitet wird, die dies 
ehrenamtlich, das heißt unentgeltlich, 
in ihrer Freizeit tun . Nur wenige von 
den positiven Stimmen aus der Be­
völkerung zur Be'treuung von Hun­
derten von Flüchtlingskindern aus 
Kroatien wußten, daß dies auf ehren­
amtlicher Grundlage geschah. Nicht 

RandgespräChe: 
Minister Seilers 

(tL) In Inlormall-
ver Runde u. a. 
mit BMt-Abtel­

lungsleiter Woll­
gang Beyer (2. v. 
11.) und MHo-Ge-

neralsekrelär 
Freiherr Heere­

mann (re.). 

alle, die unsere Kurse in ,Erste Hilfe 
am Kind' besuchen, wissen, daß es 
sich bei der - ehrenamtlichen Ausbil­
derin um eine hauptberufliche Kin­
derkrankenschwester handelt. 

Menschen aller Berufsgruppen, 
Handwerker, Angestellte, Ärzte und 
Pädagogen sind als Ausbilder tätig, 
befähigen wiederum andere dazu, 
qualifiziert zu helfen. Denn: ehren­
amtlich hat nichts mit laienhaft zu tun, 
auch ehrenamtliche Hi~e ist profes­
sionell. Gerade im Bereich der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sehen wir at­
traktive Möglichkeiten für den Einsatz 
von neuen ehrenamtlichen Helfern -
so wir sie denn bekommen. Denn: Die 



Auch unter den 
zahtreichen Gä­
sten: BZS-Präsl­
dent Hans Georg 

Dusch. 
(Fotos: Matuszak) 

Zahl dieser Personen geht zurück. 
Nicht drastisch, nicht spektakulär, 
aber stetig, scheinbar unaufhaltsam_ 
Nun mögen einige sagen, ,Das ist ja 
nun wirklich deren ureigenstes Pro­
blem' , weder interessant noch rele­
vant für andere. Und eben dies, mei­
ne Damen und Herren, stimmt nicht! 

Ehrenamt: 
Ein Thema , das alle angeht 

Daß unser Gemeinwesen Bürger 
braucht, die sich über die eigenen 
Belange und Bedürfnisse hinaus für 
andere engagieren, bestreitet natür­
lich niemand. Im Gegenteil: An öf­
fentlichen Bekenntnissen mangelt es 
nicht. Doch: Die offizielle Wertschät­
zung der Ehrenamtlichkeit ist die eine 
Seite, die Umsetzung eine andere! An 
dem Rückgang der Ehrenamtlichkeit, 
wie er überall zu verzeichnen ist, wird 
sich erst dann etwas ändern, wenn 
die Anerkennung durch unsere Ge­
sellschaft auch de facto steigt. 

Ehrenamt als Ehrensache - darin 
sind uns andere Länder schon einen 
Schritt voraus, beispielsweise die 
Vereinigten Staaten. Hier hat bei vie­
len Unternehmen die Ehrenamtlich­
keit Eingang gefunden in die Unter­
nehmensphilosophie. Nicht zuletzt 
an die Politik und Gesetzgebung geht 
meine Bitte: Erleichtern Sie den Men­
schen ihren Einsatz, bauen Sie Hür­
den ab, statt neue aufzubauen! 

Wir selbst müssen vielleicht noch 
deutlicher aufzeigen, daß wir weder 
Helden brauchen noch Menschen, 
die sich bis zur Erschöpfung und 
Selbstaufgabe engagieren, sondern 
Mitbürger, die sich neben ihrem Be­
ruf und anderen Aufgaben für den 

Dienst am Nächsten einsetzen wol­
len. Meine Damen und Herren, gera­
de in den letzten Wochen wird viel 
über Gehälter und Bezüge, über fi­
nanzielle Aufwendungen, über Ver­
dienste und Verdienen diskutiert. Ich 
denke, es ist an der Zeit, auch einmal 
über jene zu reden, die allein die in­
nere Überzeugung zu Leistungen 
motiviert und nicht das Geld! 

Dies ist gerade im Blick auf unse­
re heranwachsende Generation- von 
besonderem Interesse. Vor wenigen 
Tagen Ist eine neue Jugendstudie 
vorgestellt worden, deren Ergebnisse 
sehr nachdenklich machen. Zu finden 
ist auch hier der Hinweis, daß Ju­
gendliche solche Leute, die sich po­
litisch oder sozial engagieren zwar 
auch als eher ,positiv' wahrnähmen, 
doch Selbstverwirklichung und ein 
angemessener Lebensstandard 
wichtiger seien. Hier sehen sich die 
Hilfsorganisationen in ganz besonde­
rem Maße gefordert: Wir wollen ver­
suchen, durch gezielte Arbeit mit Kin­
dern und Jugendlichen der beste­
henden Tendenz zu Individualismus 
und Karrieredenken gegenzusteu­
ern_ Hierbei möchten wir die 
Mädchen und Jungen auch sensibili­
sieren für Hilfeleistung, Dienst am 
Nächsten und mögliche Pflegesitua­
tionen. 

Denn egal wie die Pflegefinanzie­
rung letztlich geregelt wird, bleiben 
doch die Angehörigen die besonders 
betroffene Gruppe. Auch in diesem 
Zusammenhang begrüßen Johanni­
ter-Unfall-Hilfe und Malteser-Hilfs­
dienst mit Nachdruck die jüngste po­
litische Diskussion darüber, ob jun­
gen Leuten nach Beendigung ihrer 
Schulzeit neue Wege eröffnet werden 
sollen, sich im sozialen (oder auch 
ökologischen) Bereich zu engagie­
ren. 

Beunruhigung über 
Initiativen der Bundeswehr 

Ein anderes Thema, das derzeit öf­
fentliche Aufmerksamkeit erfährt, löst 
dagegen bei uns Beunruhigung aus: 
Johanniter und Malteser betrachten 
mit großer Sorge, gleichenmaßen alle 
anderen Hilfsorganisationen und die 
in der humanitären Hilfe tätigen Ver­
bände, die Initiativen der Bundes­
wehr zu vermehrter Katastrophenhil­
fe im Ausland und insbesondere zur 
Wahrnehmung der humanitären Aus­
landshilfe. Dies gilt vordringlich für 
jedwede Überlegung verstärkter Ei­
genständigkeit und der Verankerung 
dieser soziokulturellen Aufgaben im 
Auftragskatalog der Streitkräfte. 

Die Gründe hierfür sind: 
1) Für die Hilfsorganisationen ist die 

Hilfeleistung im In- und Ausland 
satzungsgemäßer Hauptauftrag 
und Grundlage ihres Selbstver­
ständnisses und ihrer Existenzbe­
rechtigung. 

2) Verfassungsgemäßer Hauptauf­
trag der Bundeswehr ist die mi­
litärische Landesverteidigung; die­
se Grundlage ist die ganz vorran­
gige Existenzberechtigung von 
Streitkräften. Katastrophenhilfe 
und humanitäre Hilfe im Ausland 
kann nur eine Nebenaufgabe zur 
Ergänzung und Unterstützung der 
Verpflichtungen der Hilfsorganisa­
tionen sein. 

3) Bei vermehrter Darstellung von 
Einsätzen der Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit - und damit der Prä­
sentation von mehr Staat - wird die 
Spendenbereitschaft der Bevölke­
rung für die Hilfsorganisationen 
negativ beeinflußt. Die Folge ist die 
Verringerung der Sofort- und 
Langzeithilfe für die betroffenen 
Menschen. Der in Gang kommen­
de Verdrängungswettbewerb ge­
fährdet auf Dauer wesentliche, auf 
Freiwilligkeit und Ehrenamtlichkeit 
aufgebaute Strukturen der Hilfsor­
ganisationen_ 
Wir wissen, sehr geehrter Herr Mi­

nister Seiters, daß Ihr Haus, das Bun­
desministerium des Innern, unsere 
Auffassungen teilt und unsere Vor­
stellungen unterstützt. Wir bitten Sie, 
ebenso wie die Damen und Herren 
des Deutschen Bundestages, die 
Sorgen von Johannitern und Mal­
tesern und dem DRK und ASB in ihre 
Überlegungen und Beratungen ein­
zubeziehen - gerade im Wissen dar­
um, daß dieser Staat von der Freiwil­
ligkeit der Leistung in Geld und Tat 
wesentlich geprägt ist." 
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Kreis Ahrweiler 

"Auto in Bußprozession 
gerauscht" 

Erster SEG-Einsatz im Kreis Ahrweiler­
ein Resümee der Verantwortlichen 

Ungebremst raste in den späten 
Abendstunden des 11. Aprils 1992 
ein Autofahrer in eine vorösterliche 
Bußprozession. In Sekunden wur­
de die "Friedenskapelle zur 
Schwarzen Madonna" in Remagen 
(Kreis Ahrweiler) zu einem Ort des 
Schreckens. 22 Personen wurden 
von dem Unfallfahrzeug, welches 
glücklicherweise von einem Be­
tonpfeiler gestoppt wurde, nieder­
gerissen, zwei Menschen starben 
unmittelbar an der UnfallsteIle, 
zwei weitere erlagen später ihren 
schweren Verletzungen. Die ande­
ren 18 Personen wurden zum Teil 
schwer verletzt, viele von ihnen be­
finden sich nach Monaten noch in 
Spezialkliniken und Rehabilitati ­
onszentren. 

Die Einsatzkräfte wurden im 
Kreis Ahrweiler erstmalig mit ei­
nem Massenanfall von Verletzten 
solchen Ausmaßes konfrontiert. 
Polytraumatisierte Verletzte, Am­
putationsverletzte, Schädel ver­
letzte ... Über die zuständige Ret­
tungsleitstelle Mayen wurden die 
Einsatzkräfte und die Rettungswa­
gen aus dem gesamten Umland 
von Sieg burg bei Koblenz heran­
gezogen. Erstmals kam auch die 
1991 gegründete "Schnelle Ein­
satzgruppe (SEG)" des DRK-Kreis­
verbandes Ahrweiler zum Einsatz. 

Der folgenschwere Unfall ereigne­
te sich am 11 . April 1992 kurz nach 
23 Uhr. Trotz Schock und Erschütte­
rung bei den ansonsten unverletzten 
Prozessionsteilnehmern, Pressebe­
richten folgend zwischen 50 und 100, 
kommt es nur wenige Minuten später 
zur Abgabe des Notrufes durch einen 
Prozessionsteilnehmer über die 
.. 110" an die zuständige Schutzpoli­
zeiinspektion Remagen. Drei Minuten 
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Angehörige der Feuerwehr und ProzessionsteIlnehmer hellen bei den lebensreHenden Soiortmaß· 
nahmen. 



später erfolgt dann die Weitergabe 
der Informatiori an die zuständige 
Rettungsleitstelle Mayen durch die 
Polizei: "Schwerer Unfall , Südallee 
Remagen, am Kapellchen, Auto in 
Bußprozession gerauscht. " 

Über den originären Wortlaut des 
Notrufes wird der Rettungsleitstelle 
nichts bekannt. Der diensthabende 
Leitstellendisponent erhält die Infor­
mation aus "zweiter Hand" und hat 
somit auch nicht die Möglichkeit, für 
die Einsatzdisposition wichtige 
Rückfragen vorzunehmen. 

Vor diesem subjektiven Hinter­
grund erfolgt zunächst die Alarmie­
rung der zu dieser Zeit einsatzberei­
ten Rettungsfahrzeuge in den Ret­
tungswachen Remagen und Bad 
Neuenahr. Es handelt sich im einzel­
nen um ein Notarzteinsatzfahrzeug 
(NEF) sowie zwei Notarztwagen 
(NAW). 

Erste exakte lagemeldung 

Gegen 23.18 Uhr erreicht der Not­
arztwagen als erstes Rettungsfahr­
zeug den Unfallort. Sofort nachdem 
sich einer der Rettungsassistenten 
einen groben Überblick verschafft 
hat, erfolgt die erste exakte Lagemel­
dung über Funk an die Rettungsleit­
stelle. Der Leitstellendisponent löst 
nun umgehend Alarm für die SEG­
Einsatzleitung und die SEG-Mitglie­
der Remagen, Sinzig und Bad Neu­
enahr-Ahrweiler aus. Außerdem for­
dert er den Notarztwagen der Ret­
tungswache Andernach an und erbit­
tet Unterstützung durch ein privates 
Krankentransportunternehmen. Die 
Freiwillige Feuerwehr Remagen wird 
mit der Ausleuchtung des Unfallortes 
beauftragt. 

Dem Einsatzbericht ist später zu 
entnehmen, daß die Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehr wie auch eine 
Reihe körperlich unversehrter Pro­
zessionsteilnehmer den Rettungs­
dienst bei den lebensrettenden So­
fortmaßnahmen und Erste-Hilfe-Lei­
stungen qualifiziert und vorbildlich 
unterstützten. 

Gegen 23.30 Uhr trifft der erste 
Krankentransportwagen der SEG mit 
zwei Rettungsassistenten am Un­
glücksort ein. In den nächsten 15 Mi­
nuten folgen fünf weitere Einsatzfahr­
zeuge: der Rettungswagen einer Pri­
vatfirma, drei Einsatzfahrzeuge der 
SEG sowie ein Notarztwagen aus 
Andernach. 

Nunmehr 36 Minuten nach dem 
Unfall, 29 Minuten nach der ersten 

Die individualmedizinische Nolfallversorgung wird ausgelührt und die Transport1ähigkeit hergestellt. 

Über 50 Relfungsdienslmilarbeiter belinden sich knapp eine Slunde nach dem Unlall an der Scha­
densslelle . 
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Insgesamt werden 13 Verletzte In 10 ve~chledene Krankenhäuser der Region verbracht. 
~-----------------------------------

Verständigung der Leitstelle und 24 
Minuten nach der ersten Lagemel­
dung vom Unfallort sind insgesamt 
21 Rettungsdienstmitarbeiter im Ein­
satz. Es handelt sich dabei um 4 Ärz­
te, 15 Rettungsassistenten und 2 
Rettungshelfer. Bis gegen 0.00 Uhr 
sind dann 43 Rettungsdienstmitar­
beiter (6 Ärzte, 33 Rettungsassisten­
ten, 1 Rettungssanitäter, 3 Rettungs­
helfer) mit 19 FahrzetJgen (3 Notarzt­
einsatzfahrzeuge, 3 Notarztwagen, 
6 Rettungswagen - davon 1 R1W 
SEG - 4 Krankentransportwagen -
davon 3 K1W SEG - sowie 3 Ein­
satzfahrzeuge der SEG) an der Un­
fallsteIle. Rettungshubschrauber 
können aufgrund der Dunkelheit nicht 
eingesetzt werden. 

Zwischenzeitlich sprechen 
Führungskräfte der SEG eine Aufga­
benteilung ab, die Sichtung der Ver­
letzten wird abgeschlossen, individu­
almedizinische Notfallversorgung 
durchgeführt und die Transportfähig­
keit hergestellt. Anschließend wird 
die Transportkoordination per Funk 
mit der Rettungsleitstelle abgespro­
chen. Nicht verletzte Prozessionsteil­
nehmer, die teilweise unter leichtem 
Schock stehen und verwirrt sind, 
werden durch eine erfahrene DRK­
Helferin beruhigt und betreut, bis sie 
von Angehörigen abgeholt werden. 
Einen speziellen Betreuungszug für 
derartige Aufgaben gibt es im Kreis 
Ahrweiler nicht. 
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Von dem SEG-Mitglied, das die 
Aufgaben eines Führers 
TransporVLeitstellenkommunikation 
übernommen hat, wird der Leitstel­
lendisponent mehrmals über die 
Lage vor Ort unterrichtet und um die 
Vermittlung aufnahmebereiter für die 
jeweiligen Verletzungsgrade geeig­
neter Krankenhäuser ersucht. "In ei­
nigen Fällen hat diese Klärung mehr­
fache Rückfragen erforderlich ge­
macht. Klärungsprozesse innerhalb 
der Krankenhäuser mußten herbei­
geführt und abgewartet werden. So 
war ein Patient bereits um 23.55 Uhr 
transportfähig versorgt und in einen 
Notarztwagen verbracht. Erst um 
0.25 Uhr wurde schließlich von einem 
Krankenhaus die Aufnahmemöglich­
keit bestätigt", heißt es im DRK-Ein­
satzbericht. 

Mit insgesamt 12 Rettungsfahr­
zeugen werden 13 Verletzte in 10 ver­
schiedene Krankenhäuser gebracht. 
So ist gewährleistet, daß in den Kran­
kenhäusern keine vermeidbaren Eng­
pässe bei der Patientenversorgung 
entstehen. 

Der Disponent der Leitstelle löst 
gegen 0.28 Uhr erstmals Alarm für die 
SEG-Mitglieder Adenau aus. Sie sol­
len nachrücken, um die Einsatzbe­
reitschaft der Rettungswachen zu ge­
währleisten. Den Auftrag dazu erteilt 
der organisatorische Leiter per Funk. 
Er handelt unter dem Gesichtspunkt, 
daß die eingesetzten Fahrzeuge erst 
einer umfassenden Aufbereitung und 

Säuberung bedürfen - somit in ab­
sehbarer Zeit für andere Notfälle nicht 
einsatzbereit sind. Parallel dazu ist es 
jederzeit möglich, bei einem weiteren 
Notfall Einsatzwagen angrenzender 
Rettungsbereiche zur Unterstützung 
anzufordern. 

Vom Schadensort erfolgt gegen 
0.30 Uhr die Meldung an die Leitstel­
le, daß die Bergungs- und Rettungs­
maßnahmen abgeschlossen sind. 

In der Rettungsleitstelle werden 
bis gegen 5.00 Uhr telefonisch feh­
lende Personendaten erfragt und so 
die Einsatzpokumentation ergänzt. 
Gegen 4.00 Uhr sind die Rettungs­
wachen Remagen und Bad Neuenahr 
wieder mit eigenen Fahrzeugen ein­
satzbereit. 

Die SEG im Kreis Ahrweiler 

Die Arbeitsgruppe "Katastrophen­
schutz und Rettungsdienst" des 
DRK-Kreisverbandes Ahrweiler gab 
im Jahr 1990 die Empfehlung zur 
Gründung einer Schnellen Einsatz­
gruppe im Kreisgebiet. Im März 1991 
wurde diese, konzeptionell angelehnt 
an den Alarm- und Einsatzplan des 
Landes Rheinland-Pfalz sowie die 
Richtlinien des DRK-Landesverban­
des, gegründet. Derzeit gehören der 
SEG im Kreis Ahrweiler 34 Personen 
mit Meldeempfängern (ME) an. Das 
SEG-Personalpotential zur Unfallzeit 
umfaßte 24 Kräfte. 



Im geschilderten Fall handelt es 
sich um den ersten Einsatz der SEG 
des DRK-Kreisverbandes Ahrweiler. 
Innerhalb der vorgegebenen 20-Mi­
nuten-Grenze nach der Alarmierung 
erreichten 15 SEG-Mitglieder den 
Einsatzort, vereinzelt gab es Proble­
me mit den Meldeempfängern. "Trotz 
Gleichwellenfunks scheint das Mel­
desystem nur bedingt zuverlässig", 
so das Fazit der Verantwortlichen. In 
Zukunft soll dieser Umstand durch 
regelmäßige Probealarmierungen 
näher analysiert werden. 

Das war verständlicherweise 
nicht das einzige Problem, auf wei­
ches die SEG-Mitglieder bei ihrem er­
sten Realeinsatz stießen. Beklagt 
wurden anschließend Koordinations­
mängel während der Patientenver­
sorgung, der Transportvorbereitung, 
der Transportmittelzuweisung sowie 
nicht ausreichendes Material für eine 
Patientenversorgung solchen Aus­
maßes. Probleme brachten auch feh­
lende Fahrzeugkennzeichnungen mit 
Funkrufnamen vorn und seitlich so­
wie nicht zuletz1 die nur schleppend 
anlaufende Aufnahmebereitschaft ei­
nes Krankenhauses. Dies sind Er­
gebnisse einer Fragebogenaktion, 
die die DRK-Kreisgeschäftsführung 
Ahrweiler bei den SEG-Mitgliedern 
durchführte. Fazit der Verantwortli­
chen: Den Führungskräften fehlen 2-
Meter-Band-Funkgeräte für die Kom­
munikation vor Ort, das Meldesystem 
muß überprüft werden, so beispiels­
weise ging der ME des Leitenden 

Gegen 0.30 Uhr 
sind die Bl!r-

gungs- und Ret­
tungsmaOnahmen 
abgeschlossen -
zurück ble ibt ein 

Ort der Verwü­
stung. 

(Fotos: Ptewa) 

Notarztes nicht auf; die materielle 
Ausstattung der SEG zur Versorgung 
einer großen Zahl von Verletz1en ist 
noch nicht im erforderlichen Maße 
gewährleistet; die Kennzeichnung 
der Führungskräfte sowie der Ein­
satzfahrzeuge muß verstärkt werden. 

Finanziert wird die SEG überwie­
gend vom DRK-Kreisverband Ahr­
weiler sowie aus Landesmitteln über 
den DRK-Landesverband. Auch der 
Landkreis Ahrweiler hat für das letzte 
Haushaltsjahr rund 52000 Mark vor­
gesehen. 

Koordiniert wurde der Einsatz von 
der Rettungsleitstelle Mayen. Sie ist 
nach den Richtlinien zum Betrieb der 
Rettungsleitstellen in der Regel 
tagsüber mit zwei , nachts mit einer 
Person besetzt und insgesamt für 
zehn Rettungswachen in ihrem Leit­
stellen bereich zuständig. 

Deutlich wurde, daß bei derartigen 
Schadensfällen, zumal sie noch bei 
Nacht eintreten, eine Personalver­
stärkung in der Leitstelle notwendig 
ist. So beispielsweise wurden im be­
schriebenen Fall allein im Zeitraum 
von 23.20 Uhr bis 23.41 Uhr etwa 20 
Telefon- und Funkkontakte mit SEG­
Mitgliedern sowie dem ärztlichen 
Notfalldienst geführt. Hinzu kamen 
zahlreiche Telefonate mit benachbar­
ten Leitstellen und den Krankenhäu­
sern in der Region. Daneben lief der 
normale Leitstellenbetrieb weiter. 
"Ein einziger Mitarbeiter kann die Fül­
le von Aufgaben unmöglich sachge­
recht erledigen. Die bei diesem Ein-

satz notwendige personelle Verstär­
kung war nur zufällig möglich. Hier ist 
vorzusehen, daß Leitstellenmitarbei­
ter aus der Freischicl1t alarmiert wer­
den, ähnlich den SEG-Mitgliedern", 
so die DRK-Kreisgeschäftsstelle in 
Ahrweiler. 

Personelle Verstärkung in 
der leitstelle 

Doch ist die Befugnis für eine der­
artige personelle Verstärkung bei 
Notfällen weder im novellierten Ret­
tungsdienstgesetz (RettDG) des Lan­
des Rheinland-Plalz vom 22. April 
1991 noch im Landesrettun9sdienst­
plan vom 15. Juli 1986 mit Anderung 
vom 19. Dezember 1991 zu finden. In 
Paragraph 3 Absatz 2 RettDG ist le­
diglich die Trägerschaft festgeschrie­
ben: "Die Landkreise und kreisfreien 
Städte sind verpflichtet, Rettungsleit­
stellen und Rettungswachen zu er­
richten und baulich zu unterhalten, 
soweit diese nicht von Sanitätsorga­
nisationen errichtet und unterhalten 
werden ... " In Paragraph 3 Absatz 2 
Satz 3 RettG ist von Weisungsbefug­
nis der Rettungsleitstelle gegenüber 
der im Rettungsdienst tätigen Perso­
nen während der Einsatzbereitsch~ft 
und des Einsatzes die Rede. 

Das Bevölkerungsschutz-Magazin 
fragte beim Träger der Rettungsleit­
steIle Mayen, der Kreisverwaltung 
Mayen-Koblenz, nach: Hier war zu 
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hören, daß die bedarfsmäßige perso­
nelle Verstärkung in der Rettungsleit­
stelle in der Zuständigkeit des DRK 
läge, also keinerlei Handlungsbedarf 
von seiten der Behörde bestehe. 

Als der weitaus gravierendste 
Mangel wird von den Verantwortli­
chen im DRK-Kreisverband Ahrweiler 
im vorliegenden Fall die Verzögerung 
des Notrufes angesehen. Für viele 
Bürger ist der Notruf" 1 1 0" gerade in 
Ausnahmesituationen "die letzte Ret­
tung". Nur wenige wissen, daß bei 
Notfällen mit Verletzten über die 
• 1 9222" direkt medizinische Hilfe zu 
erhalten ist. 

Und auch das zuständige rhein­
land-pfälzische Innenministerium 
propagiert nach wie vor die . 110": 
"Für die Hilfeersuchen bei Notfällen 
ist grundsätzlich 110 vorgesehen, die 
bei den ständig besetzten Abfra­
gestellen der Polizei aufläuft. Eine 
enge Koordination zwischen diesen 
Dienststellen und den Rettungsleit­
stellen ist notwendig und durch eine 
Weiterschaltmöglichkeit des Notru­
fes sicherzustellen", so der Landes­
rettungsdienstplan. Ein Hinweis auf 
die zwischenzeitlich eingeführte 
• 1 9222" fehlt - die Suche im Ret­
tungsdienstgesetz bleibt ebenfalls 
ohne Erfolg. 

Diskussion um den 
Notruf " 110" 

Eine Nachfrage beim rheinland­
pfälzischen Innenministerium ergab, 
daß man in Mainz keine Veranlassung 
sieht, durch eine Propagierung der 
. 1 9222" beim Bürger . zusätzliche 
Verwirrung zu stiften". Weiterhin wird 
an der überall gültigen . 110" festge­
halten und darauf verwiesen, daß in 
Zukunft zusätzlich ein europaweiter 
Notruf, die ,,1 12", zu erwarten ist. 
Außergewöhnliche Verzögerungen, 
die sich über die" 1 1 0" ergeben sol­
len, sind den Verantwortlichen im In­
nenministerium nicht bekannt. Di­
rektleitungen von den Polizei dienst­
stellen zu den Rettungsleitstellen ge­
währen nach Ansicht der Verantwort­
lichen in Mainz schn~lIstmögliche 
Alarmierung. 

Hinzu kommt, so war aus dem In­
nenministerium zu vernehmen, daß 
die" 1 9222" nur dort direkt gewählt 
werden könne, wo sich auch eine 
Rettungswache oder Leitstelle im 
gleichen Ortsnetz befände. Sei dies 
nicht der Fall, müsse man zu der 
. 1 9222" zusätzlich eine Vorwahl 
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wählen - für den Bürger in einer Not­
situation kaum zumutbar. 

Im Mainzer Innenministerium wird 
die Kritik des DRK an der Notruf­
nummer " 1 1 0" eher auf verbandsin­
terne Interessen als auf Bürgerinter­
essen zurückgeführt. Die ,,1 9222" 
sei die Nummer des DRK, natürlich 
wolle die Hilfsorganisation diese als 
allgemeine Notrufnummer und nicht 
wie bislang als "Service-Nummer" 
propagiert sehen. Doch dies scheite­
re nicht zuletzt an der Finanzierbar­
keit eines weiteren bundesweiten 
Notrufes. 

Doch die im Rettungsdienst Täti­
gen sind sich einig: der Notruf über 
die.1 10" der Polizei bringt unnötige 
Verzögerungen, die in vielen Situatio­
nen Leben kosten können. Denn der 
Koordinator bei der Polizei ist zu­
nächst verpflichtet, eigene Kräfte 
über Funk zu unterrichten und zu ak­
tivieren. Erst danach wird die Ret­
tungsleitstelle informiert. Im konkre­
ten Fall gingen hier zunächst drei Mi-
nuten verloren. ' 

Zu dieser Verzögerung kommt der 
Informationsverlust. Während die Po­
lizei den originären Notruf meist 
durch einen Beteiligten oder Augen­
zeugen erhält, ist die einsatzkoordi­
nierende Leitstelle dann auf Informa­
tionen aus .zweiter Hand" angewie­
sen. Direkte Rückfragen zu Art und 
Umfang des Schadensfalles sind zu 
diesem Zeitpunkt nicht möglich. 
Wichtige Zeit zum Einsatz an die Si­
tuation angepaßter Rettungsmittel 
geht verloren. 

Bei allen Argumenten für oder ge­
gen eine weitere bundesweit einheit­
liche Notrufnummer ,,1 9222" - übrig 
bleibt letztlich der Notfallpatient. Bei 
der Erhaltung seines Lebens kommt 
es auf jede einzelne Minute an - un­
abhängig von den Interessen von 
Verbänden oder der öffentlichen 
Hand. So forderten auch die Ret­
tungsärzte in der "Deutschen Inter­
disziplinären Vereinigung für Intensiv­
und Notfallmedizin (DIVI)" im Mai die­
ses Jahres eine einheitliche Notruf­
nummer für den Rettungsdienst wie 
sie für Polizei und Feuerwehr selbst­
verständlich ist . Untersuchungen 
hätten gezeigt, so die DIVI , daß bei 
. fehlgelaufenen" Notrufen 20 bis 40 
Prozent der wichtigen Informationen 
für die umgehende Einsatzkoordina­
tion verloren gingen. 

Erfahren mußte die Einsatzleitung 
auch, daß offenbar einige Kranken­
häuser nicht in der Lage sind, telefo­
nisch sofort Auskunft über freie Ka­
pazitäten zu geben. "Informationen 
über freie Betten und Möglichkeiten 

für umfangreiche, Operationen erfor­
derlich machende Behandlungen lie­
gen den ,Telefonisten' der Kranken­
häuser offensichtlich nicht vor", so 
das Resümee. 

Sanitätsorganisation bei 
Übungen einbeziehen 

Dabei hat das Land Rheinland­
Pfalz erst im August 1991 eine Neu­
auflage der "Empfehlungen an die 
Krankenhäuser zur Erstellung eines 
Alarm- und Einsatzplanes" veröffent­
licht. Dieser kommt u. a. bei Gefah­
renlagen außerhalb des Krankenhau­
ses zur Anwendung, die die norma­
len Unfälle oder Erkrankungen des 
täglichen Lebens an Zahl oder Inten­
sität übersteigen und zu deren Be­
wältigung besondere Maßnahmen 
notwendig sind. 

Dabei heißt es in der Vorbemer­
kung zu den genannten Empfehlun­
gen sehr richtig: "Ein Alarm- und Ein­
satzplan kann nur nützlich sein, wenn 
er allen Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern bekannt ist. Daher muß er 
ständig aktualisiert und in regelmäßi­
gen Zeitabständen in geeigneter Wei­
se dem Krankenhauspersonal zur 
Kenntnis gebracht werden." Zur Er­
gänzung: Im Verteiler des Alarm- und 
Einsatzplanes ist ausdrücklich auch 
die Telefonzentrale aufgeführt. Sinn­
gemäß die Empfehlung: . Die Telefon­
zentrale notiert und vermittelt ' das 
Gespräch in Abwesenheit der Ver­
waltungsleitung an ein Mitglied der 
Krankenhauseinsatzleitung; außer­
halb der Dienstzeit an den/die dienst­
habende(n) ArztlÄrztirf. .. Durch Fort­
bildung und regelmäßige Übungen 
sollte das Personal auf Notfälle mit ei­
nem Massenanfall von Verletzten vor­
bereitet werden. " 

Die Träger der Krankenhäuser sind 
nach Paragraph 23 Absatz 1 des 
Brand- und Katastrophenschutzge­
setzes des Landes (LBKG) verpflich­
tet, Übungen durchzuführen. In den 
EmpfehlUngen rät das rheinland-pfäl­
zische Innenministerium an, gerade 
auch im Hinblick auf externe Scha­
denslagen, mit den örtlichen Hilfsor­
ganisationen zusammenzuarbeiten. 
An den DRK-Kreisgeschäftsführer in 
Ahrweiler, seit 1976 im Amt, ist ein 
solches Ansinnen durch ein Kranken­
haus noch nicht herangetragen wor­
den. Aufgrund der vorliegenden Er­
fahrung wäre ein Hinzuziehen der ein­
zigen Sanitätsorganisation im Land­
kreis Ahrweiler eine sinnvolle und 
auch notwendige Ergänzung - sm -



Oberbrandrat Dipl.-Ing. Johannes Feyrer, Berufsfeuerwehr Köln 

Vorauslöschfahrzeug 
Konsequenzen aus der Verkehrssituation 

für das Fahrzeugkonzept 

1. Problemstellung 

Die aktuelle Verkehrssituation in 
Köln ist momentan durch drei Aspek­
te gekennzeichnet: 
- Erhöhung der Kraftfahrzeugdichte 

um ca. 30 % in den letzten zehn 
Jahren 

- Gewollte Verlagerung des Verkehrs 
heraus aus den Wohngebieten hin 
zu ausgewählten Hauptverkehrs­
straßen durch verkehrsplanerische 
Maßnahmen 

- Zunahme der flächenhaften Ver­
kehrsberuhigung um rund 75 % in­
nerhalb der nächsten Jahre. 
Aufgrund der Erkenntnisse aus der 

täglichen Einsatzpraxis sowie auf­
grund von Fahrversuchen im Innen­
stadtbereich ergeben sich für die 
Feuerwehr folgende Probleme: 
- Alarmfahrten durch lange Fahr­

zeugstaus zum Beispiel im Feier­
abendverkehr oder an Baustellen 
(Bild 1). 

- Reduzierung der Anzahl der An­
fahrtmöglichkeiten zu einem be­
stimmten Einsatzort durch Ein­
bahnregelungen oder Unterbre­
chungen des Straßenverlaufs mit­
tels Diagonalsperren. 

- Häufige Behinderungen in ver­
kehrsberuhigten Zonen durch 
falschparkende Fahrzeuge (Bild 2), 
kurzzeitig abgestellte Lieferanten­
fahrzeuge (Bild 3) oder Baustellen. 
Dies ist insbesondere deswegen 
problematisch, da in verkehrsberu­
higten Zonen die regulär zur Verfü­
gung stehenden Verkehrsflächen 
auf das notwendige Minimum be­
grenzt sind. Stehen auf diesen 
Flächen Hindernisse, besteht in der 
Regel keinerlei Durchfahrtmöglich­
keit mehr. 

- Vereinzelte Behinderungen durch 
ungünstige bauliche Ausgestaltung 
von verkehrsberuhigten Zonen (z. 
B. zu kleiner Kurvenradius, unge­
eignete Aufstellung von Absperr­
pfosten oder Verkehrsschildern). 

- Einschränkung der Durchfahrthöhe 
durch Wachstum des Straßen­
baumbestandes. 
Die obengenannten Erscheinun­

gen führen zu merklichen Behinde­
rungen der Anfahrt der Löschzüge, zu 
Verzögerungen beim Insteilungbrin­
gen von Rettungsfahrzeugen (z. B. 
Drehleiter) und insgesamt zu einer 
Verschlechterung des stark zeitab­
hängigen Einsatzerfolges. 

2. Untersuchungen zur 
Lösungsfindung 

Um Lösungsmöglichkeiten zur 
Problemstellung erkennen zu kön­
nen, wurden auf den Innenstadtwa­
chen 1 (Agrippastraße), 2 (Vondei­
straße) und 10 (Deutz) umfangreiche 
praktische Untersuchungen durch­
geführt. Die Tabelle bietet eine Über­
sicht über die getesteten Fahrzeuge 
der verschiedenen Größenklassen. 

Einen besonderen Schwerpunkt 
bildete ein kritischer Vergleich hin-

Bild 1: Alarmlahrt im Verkehrs.lau 

> 

sichtlich Fahrverhalten und Einsatz­
wert der bereits vorhandenen Fahr­
zeuge Typ 4 (LFfTRoTLF 16) und 
Typ 5 (LF 24) mit den Testfahrzeugen 
Typ 1 (ELW), Typ 2 (TSF-W) und Typ 3 
(LF 8-W). 

Alle Versuche wurden durch Zu­
satzeinsatzberichte der Fahrzeug­
führer dokumentiert und durch Be­
richte über Auswertungsgespräche' 
ergänzt. 

Hierbei konnten insbesondere fol­
gende Erfahrungen gemacht werden: 
- Bei 40 Fahrversuchen in den Wach­

bezirken 1 (Innenstadt), 4 (Ehren­
feld), 5 (Nippes) und 10 (DeutziKalk) 
traten folgende Ereignisse auf: 

4 x keine Behinderungen 
6 x Behinderungen durch ver­

kehrsberuhigte Maßnahmen 
30 x Behinderungen durch Falsch-

parker . 
3 x kam die Drehleiter (DL) nicht 

durch, jedoch andere Fahr­
zeuge des Löschzuges (LF, 
TLF: Breite von 2,50 m) 

8 x kam nur das Testfahrzeug Typ 
3 (Breite 2,35 m) durch, nicht 
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jedoch die Fahrzeuge des 
Löschzuges (LF, TLF, DL: Brei­
te von 2,50 m) 

- Der mittlere zeitliche Vorsprung der 
Testfahrzeuge vor dem Löschzug 
war in den Fällen, in denen keine 
Einsatzbehinderungen auftraten, 
eher gering: 
Typ 1 (ELW) 1-2 Minuten 
Typ 2 (TSF-W) 1 Minute 
Typ 3 (LF8-W) 1 Minute 

- Die Fahrer der Testfahrzeuge 1, 2 
und 3 berichteten übereinstim­
mend von deutlichen Vortei len hin­
sichtlich der Wendigkeit im Ver­
gleich zu den Großfahrzeugen des 
Löschzuges. 

Bestätigt wurden die Erkenntnisse 
aus den Versuchen durch theoreti­
sche Ausarbeitungen von Mitarbei-
tern und einem interessierten Kame- Bild 2: Behinderung durch Falschparker 
raden der Freiwilligen Feuerwehr so- ----
wie durch Auswertung der Fachlite­
ratur. 

3. lösungsmöglichkeiten 

Aufgrund der theoretischen Unter­
suchungen und der praktischen Er­
probungen zeichnen sich zwei Lö­
sungsansätze ab: 

3.1 Vorauslöschfahrzeuge 

Durch ein kleines und wendiges 
Vorauslöschfahrzeug (VLF) kann die 
Eingreifzeit in Innenstadtbereichen 
reduziert werden. In Abhängigkeit 
von den Randbedingungen Einsatz­
ort und Verkehrslage ist häufig mit 
Zeitgewinnen von 1 bis 2 Minuten, 
selten bis zu 5 Minuten zu rechnen. 

Somit besteht die Möglichkeit, bei 
einem kritischen Einsatz - zum Bei­
spiel Wohnungsbrand mit Men­
schengefährdung - schneller und 
noch vor Eintreffen des Löschzuges 
lebensrettende Hilfe zu bringen. Vor­
aussetzung hierfür ist allerdings, daß 
das Fahrzeug über eine geeignete 
personelle und materielle Ausrüstung 
verfügt, die in einem sinnvollen Ver­
hältnis zur Fahrzeuggröße steht. Aus 
einsatztaktischen und wirtschaftli ­
chen Überlegungen heraus ist es 
sinnvoll, wenn das VLF kompatibel ist 
mit dem Löschzug nach Kölner Mo­
dell, der sich im wesentlichen be­
währt hat. 

Aufgrund der geografischen Lage 
der Feuerwehr erscheint es ausrei­
chend ein Fahrzeug an zentraler Stei­
le zu stationieren. 
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Bild 3: Behinderung durch haltendes LIeferfahrzeug 

3.2 Beschränkung der Größe aller 
Fahrzeuge des Löschzuges 

Unabhängig vom Vorauslösch­
fahrzeug muß die Größe aller Fahr­
zeuge des Löschzuges den geänder­
ten Platzverhältnissen im Straßenver­
kehr angepaßt werden. Dadurch wird 
ein schnelleres Eintreffen des Lösch­
zuges - insbesondere auch der Dreh­
leiter als Rettungsgerät - gewährlei­
stet. 

Angestrebt wird eine einheitliche 
Breite für alle Fahrzeuge des Lösch­
zuges (LF, TLFlTroTLF, DL) von maxi­
mal 2,30 m (bisher maximal 2,50 m). 
Die Fahrzeuglänge, die neben der 
Fahrzeugbreite wesentlichen Einfluß 
auf die Wendigkeit hat, ist zu verkür­
zen zum Beispiel durch Verwendung 
einer Staffelkabine - anstatt einer 

Gruppenkabine beim LF - mit einer 
Regelbesatzung von 1/5. 

4. Anforderungen an ein 
Vorauslöschfahrzeug 

4.1 Kompatibilität mit dem Lösch­
zug nach Kölner Modell 

Der Kölner Löschzug (Bild 4) glie­
dert sich derzeit in 
1 ELW 1 1/1 (Einsatzleiter) 
1 TLF bzw. Tro TLF 1/1 (Wachabtei­
lungsführer) 
2 LF je 1/5 (Regelbesatzung) 
1 DL 1/1 
1 RTW 1/1 

Hierbei kommt das 2. LF in der Re­
gel von der Unterstützungswache im 



Fahrversuche der BF Köln: Getestete Fahrzeuge 

Fahrzeugtyp - Fahrzeug - Radstand Gesamt-
Fahrzeugart Länge/Breite/Höhe Gewicht 

Typ 1: Nissan Patrol - 2,80m 2,40t 
Einsatzleitwagen 4,10 m 
mit Zusatzbeladung 1,69 m 
[ELW 1] 1,84 m 

Typ 2: Ford Transit - 3,02 m 3,50 t 
Tragkraftspritzen- 5,42 m 
fahrzeug 1,97 m 
mit Wassertank 2,45 m 
[TFS- W] 

Typ 3: Daimler Benz 811 - 3,70 m 7,49t 
Löschgruppen- 6,47 m 
fahrzeug 8 2,35m 
mit Wassertank 2,70 m 
[LF 8- W] 

Typ 4: Verseh. Fahrzeuge- 3,80m 12,00 t 
Löschgruppen-/ 8,OOm 
Trockentanklösch- 2,49 m 
fahrzeug 16 2,95 m 
[LF 16/TroTLF 16] 

TypS: Daimler Benz 1622 - 4,50m 16,00 t 
Löschgruppen- 8,70m 
fahrzeug 24 2,50m 
[LF 24] 3,20m 

Rendezvousverfahren zu den Fahr­
zeugen der zuständigen Wache hin­
zu. Dieses Verfahren hat sich bewährt 
und soll beibehalten werden. Bei ent­
sprechender Festlegung der Besat­
zung und der Ausrüstung ist das VLF 

löschzug der BF Köln ohne RTW und ElW 

in der Lage, die Aufgaben des 2. LF 
im Löschzug auszuführen. Somit be­
steht der Kölner Löschzug in den In­
nenstadtbereichen künftig aus 1 
ELW, 1 VLF, 1 TLF/Tro, 1 LF, 1 DL und 
bei Bedarf 1 RTW. 

- --r-' I 

-

(Fotos: Bildstelle BF Köln) 

4.2 Standort 

Bei der Beschaffung eines VLF 
bietet sich aus folgenden Gründen 
die FW 1 (Agrippastraße) als Stand­
ort an (Bild 5): 
- Lediglich auf FW 1 sind momentan 

2 LF stationiert, von denen eines 
künftig durch das VLF ersetz1 wer­
den kann. Ein LF steht dann auch 
weiterhin zur Verfügung. 

- Bestimmungsgemäß kann das VLF 
von FW 1 im 1. Abmarsch (FEUER 
1) innerhalb eines Großteils der In­
nenstadt eingesetzt werden: zu­
sammen mit dem LZ 1 im gesam­
ten Wach bezirk 1 , als unterstützen­
des LF in den innenstadtnahen Be­
reichen der Wachbezirke 2, 4, 5 und 
10. 

- Bestimmungsgemäß kann das VLF 
von FW 1 im 2. Abmarsch (d . h. bei 
FEUER 2 oder bei Nichtverfügbar­
keit eines LF des 1. Abmarsches) in 
den Wachbezirken 2, 12, 3 (teilwei­
se), 7 (teilweise), 9 (teilweise) und 10 
eingesetzt werden. 

- Bei Einsätzen unter besonderen 
beengten Verhältnissen (zum Bei­
spiel bei Straßenfesten oder Mas­
senveranstaltungen) hat das VLF 
von FW 1 aus die besten Anfahrt­
möglichkeiten zu allen Punkten des 
Stadtgebietes. 

4.3 Besatzung 

Die versuchsweise Besetzung ei­
nes Testfahrzeuges mit zwei Mann 
zeigte, daß diese im Ernstfall leicht 
überfordert sein können und in der 
Öffentlichkeit der negative Eindruck 
entsteht, daß die Feuerwehr zwar an­
wesend ist, aber nichts Konkretes zur 
Gefahrenabwehr tut. 

Zur Menschenrettung durch einen 
Angriffstrupp mit Preßluftatmern und 
Schnellangriffseinrichtung, evtl. unter 
Einsatz einer tragbaren Leiter, ist eine 
Besatzung in Stärke von mindestens 
1/5 (= Staffel) notwendig. Hierbei wird 
davon ausgegangen, daß diese Kräf­
te in der Regel durch weitere Kräfte 
unterstützt werden und nur in Aus­
nahmefällen zeitlich begrenzt allein 
eingesetzt werden. 

4.4 Motorisierung 

Die Motorleistung sollte im Bereich 
von nicht unter 20 kW pro Tonne 
Fahrzeuggewicht liegen. Durch eine 
geeignete Abstufung des Getriebes 
sollte das Fahrzeug insbesondere 
über ein hohes Beschleunigungsver­
mögen verfügen. ABS muß vorhan­
den sein. 
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4.5 Fahrzeugaußenmaße 

Die Fahrversuche zeigten deutlich, 
daß die Wendigkeit eines Fahrzeuges 
u. a. durch folgende Faktoren be­
stimmt wird: 
- Fahrzeugbreite 

wünschenswert ist eine Breite von 
unter 2,20 m; 

- Wendekreis 
beeinflußt durch Fahrzeuglänge 
und Radstand; wünschenswert 
wären 12,0 m; 

- Überhang vorne und hinten 
- Fahrzeughöhe 

u. a. wegen Durchfahrtsmöglich­
keiten unter Bäumen im Straßen­
bereich, z. B. an der Rheinuferpro­
menade, ist eine niedrige Bauweise 
anzustreben. 

Auffallend ist, daß bei vorhande­
nen Fahrzeugen die sChmalste Stelle 
an der Fahrzeugstirnseite liegt und 
sich das Fahrzeug zunächst im Be­
reich der Mannschaftskabine und 
dann nochmals am Aufbau erweitert. 
Wünschenswert ist, daß die Fahr­
zeug breite über die gesamte Länge 
des Fahrzeuges konstant bleibt. 

Zur Verringerung der Fahrzeuglän­
ge müßte bei geeigneter Fahrgestell­
wahl (Fahrzeugbreite) eine Staffelka­
bine ausreichend sein. Zur Aufnahme 
der Ausrüstung wird ein Geräteraum 
mit einer Grundfläche von rund 2,50 
m x Fahrzeugbreite für ausreichend 
erachtet. 

4.6 Fahrer- und Mannschaftsraum 

- Im Fahrer- und Mannschaftsraum 
muß eine Staffel 1/5 ausreichend 
und sicher Platz finden. 

- Bei entsprechender Fahrzeugbreite 
ist im Mannschaftsraum eine Sitz­
bank mit vier Plätzen ausreichend. 
Es sind jedoch auch andere Anord­
nungen denkbar. 

- Die Preßluftamter für den Atem­
schutztrupp (drei Geräte) sollten 
bereits auf der Anfahrt anzulegen 
sein. 

- Für die persönliche Ausrüstung der 
Besatzung und häufig genutztes 
Angriffsgerät sind geeignete Unter­
bringungsmöglichkeiten vorzuse­
hen. 

- Die Einstiege zum Fahrer- und 
Mannschaftsraum sollten großzü­
gig dimensioniert und sicher zu be­
nutzen sein. 

- Es sind geeignete Außenspiegel 
(auch Rampenspiegel) vorzusehen. 

- Eine erhöhte Sitzposition des Fah­
rers verschafft die notwendige 
Übersicht. 
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4.7 Ausrüstung 

Die notwendigen Ausrüstungsge­
genstände sind in der Übersicht auf­
gelistet, wobei Gegenstände, die zur 
Standardausrüstung aller Kölner 
Löschfahrzeuge zählen (z. B. Sprech­
funkgeräte) nicht genannt sind. Bei 
der Lagerung der Geräte sollte auf 

· schnelle und Sichere Entnahmemög­
lichkeiten geachtet werden (niedrige 
Lagerung schwerer Geräte). Auf weit 
herausziehbare Schubladen, die die 
Fahrzeugbreite vergrößern, sollte 
verzichtet werden. Denkbar wäre die 
Bereitstellung von zusätzlichem Ma­
terial (z. B. Hochwassereinsätze) in 
Körben, die nur bei Bedarf im Aus­
tausch gegen andere Geräte mitge­
führt werden. 

4.7.1 Ausrüstung für den Einsatz 
als VLF 

Wichtigste Aufgabe des VLF ist es, 
an einer Einsatzstelle lebensrettende 
Erstmaßnahmen durchzuführen, so­
lange noch keine anderen Einsatz­
kräfte eingetroffen sind. Entspre­
chend ist die Ausrüstung zu wählen. 
• Grundausstattung 

- Atemschutzgerät 
- Warn- und Absperrgerät 
- Megaphon 
- Beleuchtungsgerät 
- Gerät, um verkehrsbehindernd 

abgestellte Pkw schnell beseiti­
gen zu können. 

• Gerät zur Menschenrettung 
- Tragbare Leitern 
- Sprungretter 
- Fluchthauben 
- Wasserrettungsgerät 
- Gerät zur medizinischen Rettung 

• Gerät zur Brandbekämpfung 
- Tragbare Feuerlöscher 
- Wassertank (= 800 I) 
- Hochdruckpumpe (200 I/min bis 

40 bar), manuell schaltbar 
- Schnellangriff Hochdruck 
- Schnellangriff Schaum (Einge-

bauter Schaumtank) 
• Gerät zur technischen Hilfelei­

stung 
- Handwerkzeug 
- Spezi al schlüssel (z. B. Aufzug-

schlüssel) 
- Gerät zum Durchtrennen von Ab­

sperrpfosten 
Anmerkung: Auf einen hydrauli­

schen Rettungssatz wird aus Ge­
wichts- und Raumgründen verzich­
tet. Dies erscheint gerechtfertigt, da 
Einsätze mit eingeklemmten Perso­
nen im Innenstadtbereich und insbe­
sondere auch in verkehrsberuhigten 
Zonen relativ selten sind. 

Übersicht: Beladeliste VLF - Be­
deutende und besondere Ausrü­
stungsteile 

Gruppe 1: Schutzkleidung, 
Schutzgerät 
- Warnwesten 
- Hitzeschutzhauben 
- Preßluftatmer (Einflaschengerät, 

Überdrucksystem) 3 Geräte im 
Mannschaftsraum, 1 Gerät ne­
ben dem Fahrzeugführersitz 

Gruppe 2: Löschgerät, Strahl­
rohre 
- Kübelspritze, Pulverlöscher, 

CO2-Löscher 
- Löschdecke 
- UNIFIRE-Strahlrohrfür "Schnell-

angriff Normaldruck" (60 m) 
- Pistolenstrahlrohr für "Schnell-

angriff Hochdruck" (80 m) 
- 1 B-Rohr 
- 2 C-Rohre 
Gruppe 3: Schläuche, Armatu­
ren, Zubehör 
- 6 C-Schläuche 
- 6 B-Schläuche 
- Stand rohr mit Zubehör 
- Schlauchbrücken 
- Verteiler 
Gruppe 4: Rettungsgeräte 
- Steckleiter, 4tlg . 
- Schieb leiter, 3tlg. 
- Klappleiter 
- Hakenleiter 
- Sprung polster "Lorsbach" 
- Fluchthauben 
- Wasserrettungsgerät (Rettungs-

ring, Ball mit Leine) 
Gruppe 5: Sanitäts- und Wieder­
belebungsgerät 
- Krankentrage 
- Notfallkoffer 
- Verletztenversorgungsset 

MAN V 
Gruppe 6: Beleuchtungs-, Fern­
melde- und Signalgerät 
- Halogenarbeitsstellenschein­

werfer mit Kabel, Aufsteckzap­
fen an allen 4 Fahrzeugseiten 

- Handscheinwerfer mit fahrzeug­
integriertem Ladegerät 

- Megaphon 
- Funkgerät 4 m mit 2. Abfrage am 

Pumpenstand 
- Verkehrs leitkegel 
- Absperrband 
Gruppe 7: Motor- und Arbeits­
gerät 
- 4 Rollwagen zum Transport von 

behindernden Pkw (Berliner Mo­
dell) 

- Trennschleifer mit Verbren-
nungsmotor 

- Akku-Schlagbohrmaschine 



Darüber hinaus ist eine schnelle 
Befreiung einer eingeklemmten Per­
son meistens nicht so wichtig wie die 
schnelle medizinische Versorgung. 

4.7.2 Ausrüstung für den Einsatz 
als 2. LF im Löschzug 

Neben den Aufgaben als Erstein­
satzfahrzeug soll das VLF auch die 
Funktion als 2. LF im Löschzug aus­
füllen. Es muß deswegen neben der 
unter 4.7.1 genannten Ausrüstung 
eine Zusatzausrüstung mitgeführt 
werden, die insbesondere einen 
Löschangriff mit B- und C-Rohren 
zuläßt. 

• Gerät zur Brandbekämpfung 
- Normaldruckpumpe (1600 Il min. 

bei 8 bar), manuell schaltbar 
- Schnellangriff Normaldruck 
- Wasserführende Armaturen 
- B- und C-Schläuche 
- B- und C-Strahlrohre 
Anmerkung: auf die Mitführung 

von Saug schläuchen wird verzichtet, 
da die Wasserentnahme fast aus­
schließlich aus Hydranten erfolgt. 

4.7.3 Ausrüstung für den Einsatz 
als einziges Fahrzeug bzw. 
einziges LF in der Einsatzmit­
teIkette 

Um keine Nachteile in der Versor­
gung des Wachbezirks 1 im Vergleich 
zu bisher zu haben, muß das VLF in 
der Lage sein, bei zeitkritischen 
Einsätzen diejenigen Aufgaben aus­
zuführen, die von dem bisher auf FW 
1 anstelle des VLF eingesetzten LF 
ausgeführt wurden. 

Bei nicht zeitkritischen Einsätzen 
können diese Aufgaben von LF be­
nachbarter Wachen ausgeführt wer­
den. Eine entsprechende Versorgung 
im EL -Rechner ist erforderlich 

Als zeitkritische Einsatzstichworte 
kommen insbesondere in Frage: 
Verkehrsunfall 
Kaminbrand 
Müllcontainer 
Benzin aus Pkw 
Groß unfall 
Person am Stromnetz 
• Geräte zur Menschenrettung 

Starkstromwerkzeugkasten 
Verletztenversorgungsset für Groß­
unfälle 

• Geräte zur Brandbekämpfung 
Kaminkehrwerkzeug 

• Geräte zur technischen Hilfelei­
stung 
Ölbindemittel 
Schippe, Besen 

Stadtge· 
biet Kö tn . Karier· 
te Fläche im Zen· 

trum: VlF im 1. 
Abmarsch , 

schraffierte 
Fläche: VlF im 2. 
Abmarsch, Voll· 

flächen: ver1<ehrs· 
beruhigte Zonen, 

Zahlen: Feuer· 
und ReHungswa· 

ehen 

5. Anforderungen an die 
Außenabmessungen 
aller Fahrzeuge des 
Löschzuges 

Momentan lassen die Normen für 
Feuerwehrfahrzeuge eine Breite von 
höchstens 2,50 m für Großfahrzeuge 
zu. Die Versuche haben jedoch ge­
zeigt, daß dieser Wert insbesondere 
in Innenstadtbereichen zu hoch ist. 
Im Notfall könnte unter Zeitverlust 
Gerät aus Lösch- oder Rüstfahrzeu­
gen an die Einsatzstelle getragen 
werden. Es gibt jedoch zum Einsatz 
der Drehleiter keine Alternativen. Hier 
ist die Menschenrettung davon ab­
hängig, daß die DL direkt vor dem 
Einsatzobjekt in Stellung gebracht 
wird. 

Die Beschränkung der Fahrzeug­
größe hinsichtlich Breite und Länge 
ist nicht nur eine Frage des technisch 
Machbaren, sondern vor allem auch 
eine Frage der Kosten. Durch Ver­
wendung von Exportfahrgestellen mit 
einer Breite von 2,30 m (z. B. für die 
Schweiz) bietet sich eine wirtschaft­
lich vertretbare Lösung an. Für die 
Aufbauhersteller stellt dies ebenfalls 
eine praktikable Lösung dar, wobei im 
Bereich der Drehleiter noch Entwick­
lungsarbeit notwendig ist. 

Die Fahrzeuglänge läßt sich insbe­
sondere reduzieren durch Verwen­
dung einer Staffelkabine anstatt einer 
Gruppenkabine beim LF, falls ledig­
lich eine Staffelbesatzung mitgeführt 
werden soll. Denkbar ist auch die 
Überprüfung der Beladung, verbun­
den mit einer Straffung. 

Zusammenfassend kann festge­
stellt werden, daß die Wendigkeit des 
Löschzuges durch Reduzierung der 
Fahrzeuglänge und -breite sowie (da­
von abhängig) des Wendekreises 
deutlich verbessert werden kann. 

Deswegen wird die BF Köln künf­
tig diese Fahrzeuge nur noch mit ei­
ner Breite von 2,30 m beschaffen. 

6. Zusammenfassung 

Bedingt durch die aktuelle Ver­
kehrssituation kommt es zu Einsatz­
behinderungen, die den stark zeitab­
hängigen Einsatzerfolg beeinträchti­
gen. Durch Einsatz eines wendigen 
Vorauslöschfahrzeuges im Innen­
stadtbereich wird auch in schwieri­
gen Verkehrssituationen schnelle 
Ersthilfe geWährleistet. Durch Redu­
zierung der Größe aller Fahrzeuge 
des Löschzuges können Personal 
und Gerät schneller als bisher zur Ein­
satzstelle gebracht werden und die 
Besatzung des VLF wirksam unter­
stützen. Die beschriebenen Maßnah­
men verursachen vermutlich zusätz­
liche Kosten in Höhe von rund 10 %, 
bezogen auf die jeweils handelsübli­
che Fahrzeugversion. Zur Gewährlei­
stung wirksamer und oft lebensret­
tender Hilfe in den politisch gewollten 
Verkehrsräumen der Stadt Köln sind 
diese Mehrkosten jedoch notwendig. 

Zwischenzeitlich sind die ersten 
"schmalen" Fahrzeuge ausgeliefert 
worden. Über Erfahrungen mit dieser 
neuen Fahrzeuggeneration wird spä­
ter berichtet werden. 

(Quelle: "Brandschutz") 
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Deutsches Rotes Kreuz 

Der Mensch in der 
Katastrophe 

Zweitägiges Journalisten-Seminar des 
Deutschen Roten Kreuzes in Remagen-Rolandseck bei Bonn 

Im Rahmen der internationalen 
Rotkreuzaktivitäten zum WeItrot­
kreuztag am 8. Mai 1992 veranstal­
tete das DRK-Generalsekretariat 
Ende April in Remagen-Rolands­
eck bei Bonn das Journalisten-Se­
minar " Der Mensch in der Kata­
strophe - Ursachen, Hilfe, Vorbeu­
gung", um auf die weltweit zuneh­
mende Not von Menschen auf­
merksam zu machen. Denn der all­
jährliche Weltrotkreurtag ist neben 
dem Gedenktag für den Gründer 
Henry Dunant vor allem für jene un­
schuldigen Opfer gedacht, die 
durch Katastrophen, Krieg, Krank­
heit oder Hunger zu Schaden ge­
kommen sind. Die diesjährige 
Weltkampagne stand unter dem 
Motto "Humanity United Against 
Disaster" , auf Deutschland über­
tragen: "Katastrophenhilfe welt­
weit: Nicht Reden - Handeln" . 

DRK-Generalsekretär Johann Wil­
helm Römer verwies in seinem 
Grußwort an die Seminarteilnehmer 
darauf, daß seit 1970 weltweit 
480000 Tote bei Erdbeben und Vul­
kanausbrüchen sowie 500000 Tote 
bei Flut- und Sturmkatastrophen zu 
beklagen seien. "Diejenigen, die täg­
lich in Afrika an Hunger sterben, die 
Opfer von Dürre und Seuchen, zählt 
niemand mehr. Ihr Leiden vollzieht 
sich ohne große Schlagzeilen", so der 
Generalsekretär des Deutschen Ro­
ten Kreuzes. Gleichsam führte er aus, 
daß über 40 Konflikte und Kriege in 
aller Welt in den letzten drei Jahren 
mit ihren dramatischen Umweltzer­
störungen zu Massenfluchten und zu 
über fünf Millionen Toten geführt hät­
ten. 

" 150000 Helferinnen und Helfer 
sowie mehr als 300000 Ehrenamtli­
che können allein vom Deutschen 
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Seit 1970 sind 
weltweit 480000 

Menschen bel 
Erdbeben, wie 

hier in Armenlen , 
und Vulkanaus· 

brüchen ums Le· 
ben gekommen. 

Roten Kreuz bei Katastrophen und 
anderen Notständen gegen das Leid 
der Opfer eingesetzt werden. Und 
weltweit dienen Millionen VOQ Freiwil­
ligen in 150 Rotkreuz- und Rothalb­
mondgesellschaften derselben Idee: 
nicht zu reden, sondern zu handeln! 
Denn Katastrophen kennen keine 
Grenzen", so Römer. 

Günter Linden, Abteilungsleiter 
des DRK für internationale Zusam­
menarbeit, bezifferte die Auslandshil-

-.--.. - -

fe des Deutschen Roten Kreuzes für 
den Zeitraum von 1980-1990 auf 
über 70 Millionen Mark, wovon gera­
de in den Jahren 1989/90 ein großer 
Anteil eingesetzt wurde. Das Erdbe­
ben in Armenien, der Golfkrieg mit der 
nachfolgenden Kurdenproblematik 
und die Nahrungsmittelhilfe in Osteu­
ropa ließen die DRK-Auslandshilfe al­
lein schon im Jahr 1991 auf 210 Mil­
lionen Mark ansteigen. "Nur die enor­
me Unterstützung des Auswärtigen 



Amtes (AA), der Europäischen Ge­
meinschaft (EG), des Bundesmini­
steriums für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit (BMZ) und die große Spen­
denbereitschaft der Bürger haben 
diesen Mitteleinsatz ermöglicht", be­
tonte Linden vor den Seminarteilneh­
mern aus den Medien. 

Doch bei all diesem Aufwand reicht 
es seiner Ansicht nach nicht, die 
Hilfsgüter "zu verschiffen", vielmehr 
müsse in den jeweilig betroffenen 
Ländern die Hilfe auch angenommen 
und akzeptiert werden. Die Präsenz 
nationaler Hilfsorganisationen solle 
daher mehr gefördert und herausge­
stellt werden. Dazu bedürfe es einer 
Stärkung, hauptsächlich finanzieller 
Natur, damit die nationalen Hilfsorga­
nisationen in den betroffenen Län­
dern eine gewisse Unabhängigkeit 
gegenüber Regimen und politischen 
Gruppierungen erlangen könnten. 
"Denn die Wirksamkeit der Hilfe 
hängt von den Partnern vor Ort ab", 
so Linden. Das Deutsche Rote Kreuz, 
das oft nur als Transporteur der Hilfs­
güter fungiere, brauche funktionie­
rende Infrastrukturen (Ausbildung, 
Alarmpläne, Katastrophenschutzplä­
ne), um die Hilfsgüter auch effizient 
einsetzen zu können. 

Katastrophenpotential 
steigt weltweit 

Dr. Peter Fuchs, Generaldirektor 
des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz (IKRK) in Genf, bezeich­
nete in seinem Referat das Katastro­
phenpotential als weltweit steigend. 
Technische und ökologische Kata­
strophen, Überbevölkerung, Epide­
mien, Rassismus' und kriegerische 
Konflikte um Öl - bald gar um Was­
ser und Boden - nannte er hier nur als 
einige Stichpunkte. Wodurch der 
weltweiten Rotkreuzbewegung im­
mer stärkere Bedeutung zukommen 
würde. 

"Dabei hat die moderne materiali­
stische Gesellschaft oft nur einen be­
schränkten Blickwinkel und erkennt 
häufig nicht, daß die Hilfe mit Lö­
sungsinhalten gefüllt werden muß", 
so Dr. Fuchs. Die humanitäre Hilfe als 
verlängerter Arm der Außenpolitik, 
also die Tendenz vieler Regierungen, 
die Hilfsorganisationen in ihrem Sin­
ne einzubinden, ist für den General­
direktor des IKRK mit "schleichender 
Unglaubwürdigkeit" gegenüber der 
Bevölkerung verbunden. "Wenn die 
Hilfe nur Feigenblatt der Politik ist, 

kann der humanitäre Gedanke ab­
danken." 

Ein gravierendes Problem sieht Dr. 
Fuchs in den ständig steigenden An­
forderungen an Personal und Ausrü­
stung in der Katastrophenhilfe. Denn 
damit sei automatisch ein steigender 
Bedarf an finanziellen Mitteln und 
nicht zuletzt eine ständig wachsende 
Konkurrenz zwischen den verschie­
denen Hilfsorganisationen verbun­
den. "Spektakuläre und kurzzeitige 
Einsätze stehen dabei meist im Vor­
dergrund, außer acht lassend, daß 
auch für die weniger spektakuläre, 
breit angelegte Basisarbeit, die das 
Rote Kreuz betreibt, enorme Mittel 
eingesetzt werden müssen", erklärte 
Dr. Fuchs. Seiner Ansicht nach müß­
te die weltumspannende und damit 
effektive Struktur des Roten Kreuzes 
deutlicher als bislang hervorgehoben 
werden. 

Auf eine erneute Hungerkatastro­
phe auf dem afrikanischen Kontinent 
machte Anton Reithinger, Abteilungs­
leiter Nahrungsmittelhilfe bei der 
Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, aufmerksam. Die 
größte Dürre dieses Jahrhunderts 
zeige schon seit geraumer Zeit Aus­
wirkungen. Millionen von Menschen 
seien in Afrika vom Hungertod be­
droht. 

Doch die Probleme der afrikani­
schen Staaten sind in den letzten 
Jahren mehr und mehr in den Hinter­
grund getreten. Reithinger sprach in 
diesem Zusammenhang vom "Bild 
des ewigen Opfers", das sich in den 
Medien bezüglich Afrikas verbreitet 
hat. "Aus dieser Tatsache erfolgt eine 
gewisse ,Müdigkeit' der Medien, im­
mer wieder über den Hunger in Afri­
ka zu berichten." 

Der Eurokrat sieht in der Lieferung 
von Nahrungsmitteln in die Krisenre­
gionen des Schwarzen Kontinents le­
diglich eine Linderung, auf keinen Fall 
aber die Lösung des Problems. Viel­
mehr bedürfe es einer konsequenten 
Förderung der ländlichen Entwick­
lung sowie der Ausbildung und Aus­
rüstung der afrikanischen Bevölke­
rung , um auf Dauer eine eigene 
Grundversorgung sicherzustellen. 
"Notwendig ist die Errichtung von 
Forschungseinrichtungen in den be­
troffenen Entwicklungsländern, um 
einheimische Wissenschaftler im 
Lande halten zu können. So könnte 
das wissenschaftliche Potential für 
die eigenen Länder direkt genutzt 
werden", erklärte Reithinger den Se­
minarteilnehmern. 
. Auch eine langfristige EntWiCklung 

von funktionierenden Strukturen im 

Umweltschutz hält Reithinger für 
dringend erforderlich. Denn neben 
dem Problem der Überbevölkerung 
sei das Umweltproblem das gravie­
renste. Besonders im Hinblick auf die 
drohende Klimakatastrophe - sollte 
sie tatsächlich eintreten. "Wenn es 
uns jetzt nicht gelingt, diese Proble­
me effizient zu lösen, so werden sie 
in 15 bis 20 Jahren nur noch mit Ge­
walt zu lösen sein." 

, 
EG-Einsatztruppen 
nicht realisierbar 

Sogenannte "Schnelle Einsatz­
truppen" der EG hält er für nicht rea­
lisierbar, da der finanzielle Aufwand 
für Unterhaltung und Ausrüstung des 
entsprechenden personellen Potenti­
als zu groß wäre. Er sieht die Zukunft 
eher in einer europ.äischen Koordi­
nierungsstelle, die Arzte und medizi­
nische Helfer der verschiedenen Or­
ganisationen zu gezielten Einsätzen 
in Krisengebiete entsendet. 

Konkret auf das Problem Afrika 
ging der Vorsitzende der Nicht-Re­
gierungsorganisation "Menschen für 
Menschen" und ehemalige Schau­
spieler Karl-Heinz Böhm als Gastre­
ferent ein. Seit vielen Jahren enga­
giert sich Böhm für die Menschen in 
Athiopien, wo nach seinen eigenen 
Angaben derzeit acht Millionen Men­
schen vom Hungertod bedroht sind. 
"Wir befürchten ein Chaos, welches 
die Hungerkatastrophe von 1984 in 
den Schatten stellen wird." 

Vor diesem Hintergrund visiert das 
Deutsche Rote Kreuz im Jahr 1992 
verstärkt Projekte in Afrika an. So bei­
spielsweise konkrete Flüchtlingshilfe. 
Denn die Flüchtlingsströme bereiten 
nicht nur den Krisenländern selbst 
große Probleme, sondern bedeuten 
auch für die Bevölkerung angrenzen­
der Länder eine Mehrbelastung und 
ziehen diese in Mitleidenschaft. So 
arbeitet das Rote Kreuz unter ande­
rem daran, die Umsiedlung von su­
danesischen Flüchtlingen aus Über­
gangslagern im Norden Ugandas in 
feste Siedlungen auf Gelände, das 
von der ugandischen Regierung zur 
Verfügung gestellt wurde, zu planen, 
zu organisieren und durchzuführen. 
Ziel ist es, den Flüchtlingen über Si­
cherung von Nahrung und medizini­
scher Versorgung sowie einkom­
mensschaffenden Maßnahmen und 
Zugang zu Bildungseinrichtungen 
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wieder eine lebenswerte Perspektive 
zu geben, und gleichzeitig der ein­
heimischen Bevölkerung eine große 
zusätzliche Last zu nehmen, um für 
alle Betroffenen das Leid so gering 
wie möglich zu halten. 

In akuten Kriegsgebieten wie So­
malia finden Entwicklungsbemühun­
gen keine Ansatzmöglichkeiten, son­
dern hier gilt es, den Hunger der Be­
völkerung zu stillen und die medizini­
sche Versorgung zu sichern. Aus die­
sem Grund ist das IKRK vor Ort, um 
den tatsächlichen Hilfebedarf festzu­
stellen und die Beschaffung zu koor­
dinieren. In Somalia beispielsweise 
wird das DRK in Abstimmung mit 
dem IKRK Monatsrationen an Nah­
rungsmitteln bestehend aus 14200 
Tonnen Reis, Linsen und Speiseöl vor 
Ort für über 800000 Bedürftige über­
nehmen. 

Die in Notstandsgebiete geliefer­
ten Hilfsgüter bedürfen fachgerech­
ter Betreuung wie Transport, Lage­
rung und Verteilung bzw. Verwen­
dung, damit so wenig wie möglich auf 
dem Weg zum Bedürftigen verloren­
geht. Dazu steuert das DRK geeigne­
le Fachkräfte, wie zum Beispiel Logi­
stiker und medizinisches Pflege per­
sonal, bei und trägt so zur Versorgung 
der betroffenen Bevölkerung in einem 
abgestimmten Verhältnis von Hilfs­
güterlieferung und personeller Unter­
stützung bei. 
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Verstärkte Hilfe für Afrika 

Durch zielorientierte Planung und 
Durchführung von Vorbeugungsmaß­
nahmen können Notsituationen 
schon im Ansatz bekämpft werden. In 
Äthiopien unterstützt das DRK ein 
Projekt der ländlichen Entwicklung, 
das darauf ausgerichtet ist, die Be­
mühungen zur Ernährungssicherung 
zu verstärken und damit Hungersnö­
ten von vornherein vorzubeugen. In 
Tunesien steuert das DRK Hilfe bei, 
um Lager zur Vorratshaltung von 
Nahrungsmitteln für den Notfall zu 
bauen. Im Sudan verschafft das DRK 
Zielgruppen der ärmsten Bevölke­
rung (vor allem DislozierteNertriebe­
ne), die keine Möglichkeit zum Schul­
besuch haben, Zugang zu schuli­
scher Bildung durch Errichtung ein­
fachster Schulen sowie durch Be­
schaffung von Ausrüstung, um die 
Lebensumstände erträglicher zu ge­
stalten und so weitere Bevölkerungs­
bewegungen so weit wie möglich zu 
verhindern. 

Eine Reihe von Schwestergesell­
schaften auf dem afrikanischen Kon­
tinent ist noch sehr jung und für die 
ungeheuren Probleme ihrer jeweili­
gen Länder nicht genügend gerüstet. 
Im Zusammenhang mit dem Auf- und 
Ausbau der nationalen Schwesterge­
sellschaften unterstütz1 das DRK das 

Rote Kreuz Kamerun, das Rote Kreuz 
Togo und das Rote Kreuz Benin bei 
der Erstellung von qualifiziertem 
Fachpersonal und bei der Aus- und 
Fortbildung von haupt- und ehren­
amtlichen Mitarbeitern, insbesonde­
re in den Bereichen Projektverwal­
tung und Basisgesundheit. In Ghana 
unterstützt das DRK die Entwicklung 
des Roten Kreuzes Ghana gezielt in 
einer Region (Western Region), um 
die Rotkreuzarbeit auf Gemeindee­
bene zu fördern und zu intensivieren. 

Um in möglichst naher Zukunft von 
permanenter Hilfe von außen unab­
hängig zu werden, unterhalten viele 
Schwestergesellschaften sogenann­
te einkommenschaffende Projekte, 
die ihre finanzielle Unabhängigkeit er­
reichen und sichern sollen. Das DRK 
unterstütrt diese Bemühungen bei­
spielsweise durch die Einrichtung 
von Maismühlen In Togo, die darüber 
hinaus auch zu einer besseren Ver­
sorgung der Bevölkerung mit der ent­
sprechenden Dienstleistung beitra­
gen. 

Um die Auswirkungen von Kata­
strophen möglichst gering zu halten, 
ist es schon im Vorfeld notwendig, die 
Anfälligkeit der Bevölkerung weitest­
gehend zu reduzieren. Dazu dient der 
Aufbau einer Gesundheitsversor­
gung, die - mit Hilfe der Rotkreuzor­
ganisation und Freiwilligen - auch die 
Menschen in den entlegensten Ge­
bieten erreicht und durch Auf­
klärungsarbeit im Bereich der Um­
welthygiene, Immunisierungskampa­
gnen, Mutter-und-Kind-Vorsorge und 
Erste Hilfe zur Verbesserung der Ge­
sundheit der Bevölkerung beiträgt. 
Das DRK unterstütrt in Benin und 
Togo den Auf- und Ausbau von Ge­
sundheits- und Medicosozialstatio­
nen, deren regelmäßige Betreuung, 
die Aus- und Fortbildung des dort ar­
beitenden Personals, ihre Versorgung 
mit Verbandmaterial und den not­
wendigen Medikamenten. In Ghana 
unterstützt das DRK ein augenmedi­
zinisches Projekt in der Nordwestre­
gion, in der - bedingt durch Mangel­
ernährung, Insekten und Trockenheit 
- Augenkrankheiten und Blindheit 
überdurchschnittlich häufig vorkom­
men. Die Einbeziehung von Augen­
chirurgie ist unabdingbar notwendig 
und wird seit einem Jahr durchge­
führt. Mittlerweile ist dieses Pro­
gramm im ganzen Land bekannt. Da 
die Schwestergesellschaft jedoch 
nicht über die nötigen Mittel verfügt, 
das Projekt in Eigenregie und finanzi­
eller Unabhängigkeit durchzuführen, 
ist die Hilfe des DRK weiterhin unver­
zichtbar. 



In Kamerun unterstützt das DRK 
die Einführung eines Systems des 
Krankentransportes, das in dieser 
Form bislang dort unbekannt war, 
durch das RK Kamerun. Auch die Er­
arbeitung von Ausbildungsmaterial 
im Bereich Erste Hilfe und Basisge­
sundheit wird vom DRK unterstützt. 
Diese Programme haben nur dann 
wirklich einen Sinn, wenn sie langfri­
stig angelegt sind und konsequent 
und kontinuierlich betrieben werden. 
Das DRK will als Anwalt der Bedürf­
tigen Afrikas seinem Ruf gerecht wer­
den und wird auch weiterhin die Hil­
fe an den Orten des Bedarfs kanali­
sieren. 

Entwicklungshilfe 
zur Bewältigung 
von Kriegsfolgen 

"Der Golfkrieg, die fortwährenden 
Auseinandersetzungen zwischen 
ethnischen Gruppen in Afrika, die 
Bürgerkriege in verschiedenen Teilen 
der Welt verdeutlichen: Entwicklung 
wird zunehmend auch durch Konflik­
te behindert, die nicht nur armutsbe­
dingt sind", betonte die Parlamenta­
rische Staatssekretärin beim Bun­
desministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit Michaela Geiger in 
ihrem Referat .. Verantwortung für die 
,Eine Welt'. Was tut die Bundesregie­
rung?" 

Diese Entwicklungen zwängen der 
Entwicklungshilfe immer öfter die 
Rolle kurzfristiger Nothilfe zur Bewäl­
tigung von Kriegsfolgen auf. Bei der 
Nothilfe spiele das Deutsche Rote 
Kreuz im Verbund mit dem IKRK und 
den Schwestergesellschaften in den 
betroffenen Staaten eine nicht weg­
zudenkende Rolle. "Die Not in der 
Dritten Welt, ob sie nun durch Natur­
katastrophen oder von der Mißwirt­
schaft ausgelöst wurde, ist immer 
wieder erschreckend. Immer dann, 
wenn man glaubt, es könne eigent­
lich kaum noch geholfen werden, 
dann ist das Rote Kreuz an Ort und 
Stelle und hält in den Menschen den · 
letzten Funken Hoffnung aufrecht, er­
möglicht ihnen zu überleben", so die 
Parlamentarische Staatssekretärin 
weiter. 

Im Mittelpunkt der deutschen Ent­
wicklungspolitik in den 90er Jahren 
steht nach ihren Angaben die Ar­
mutsbekämpfung, die Bildung und 
der Umweltschutz. "Ein dynamischer 
Entwicklungsprozeß setzt voraus, 
daß die Bevölkerung daran aktiv und 
vollständig teilnimmt. Dabei müssen 

wir den Entwicklungsländern helfen, 
die schöpferischen Fähigkeiten der 
Menschen zu entfalten. Dies ist Hilfe 
zur Selbsthilfe. Zusammen mit deut­
schen Nicht-Regierungsorganisatio­
nen hat die Bundesregierung ein 
Konzept zur Armutsbekämpfung 
durch Hilfe zur Selbsthilfe erarbeitet 
und mit seiner Durchführung begon­
nen," 

Die Bekämpfung von Armut heiße 
auch Eindämmung des rapiden Be­
völkerungswachstums in der Dritten 
Welt. Das BMZ habe dazu ein Kon­
zept vorgelegt und strebe an, die fi­
nanziellen Ansätze für bevölkerungs­
politische Maßnahmen zu erhöhen. 
Armut wiederum sei für Millionen von 
Menschen Fluchtursache und Flucht­
folge. Das Flüchtlingswerk der Ver­
einten Nationen habe 1990 rund 20 
Millionen politisch Verfolgte und 
Kriegsflüchtlinge registriert. Die weit­
aus größere Menge von Hunger- und 
Elendsflüchtlingen sei statistisch gar 
nicht erfaßt. 

"Wir müssen mit einer Armutswan­
derung von Norden von bisher unbe­
kanntem Ausmaß rechnen. Und wir 
müssen uns darüber klar sein: auch 
die reichen Industrieländer könnten 
eine solche Völkerwanderung nicht 
verkraften. Die verstärkte Bekämp­
fung der Fluchtursachen in den Her­
kunftsländern der Flüchtlinge ist da­
her ein Gebot der Humanität und der 
politischen Weitsicht zugleich", führ­
te die Parlamentarische Staatsse­
kretärin aus. 

Katastrophenschutz keine 
Institution des Staates 

Zum Abschluß des Seminars ging 
DRK-Präsident Botho Prinz von 
Sayn-Wittgenstein auf die Ehrenamt­
lichkeit und die Übernahme von 
Hilfsaktionen durch die Bundesregie­
rung ein. "Ich möchte klarstellen, daß 
Katastrophenschutz eine Aufgabe 
und keine Institution des Staates ist. 
Und doch war in letzter Zeit festzu­
stellen, daß die Regierung und ihre 
Behörden zunehmend humanitäre 
Aufgaben übernehmen, die eigent­
lich das Arbeitsfeld privater Hilfsor­
ganisationen sind. 

Das DRK unterstützt und begrüßt 
die - wie bisher im partnerschaftli­
chen Miteinander - bewährte Zu­
sammenarbeit gerade auch mit der 
Bundeswehr in der Katastrophenhil­
fe und weiß die Hilfsmöglichkeiten 
vor allem auf dem Gebiet der Logistik 
zu Lande und in der Luft sowie ge-

wisse Sanitätsdienste zu schätzen. 
Das DRK wird jedoch sehr darauf 
achten, daß hier kein konkurrierender 
Status wie der einer Hilfsorganisation 
entsteht und - insbesondere auch bei 
internationalen Einsätzen - das Sub­
sidiaritätsprinzip beachtet und beste­
hen bleibt", so der DRK-Präsident. 
"Denn wie lassen sich, so zu Sayn­
Wittgenstein weiter, Spendenaufrufe 
der Hilfsorganisationen für bestimm­
te Katastropheneinsätze vor dem 
Bürger noch legitimieren, wenn 
gleichzeitig für dieselbe Aufgabe der 
Staat mit Steuergeldern tätig wird. 
Jedes freiwillige Engagement würde 
- und das mit Recht - sofort erlah-
men." 

Bei der zunehmenden Katastro­
phenanfälligkeit der Welt müsse auch 
die Humanitäre Hilfe an Wirksamkeit 
gewinnen. Das Deutsche Rote Kreuz 
hege jedoch die Sorge, daß die unter 
verschiedenen Vorzeichen geführte 
Debatte über Erweiterung und Ver­
besserung der Katastrophenhilfe den 
Blick dafür verstelle, daß zumindest 
im gleichen Maß wie solche Überle­
gungen (deutsches Friedenskorps, 
humanitärer Arm der Bundeswehr 
etc.) vorangetrieben würden, der Auf­
bau und die Stärkung bereits vorhan­
denen Potentials in Europa sowie in 
den katastrophengefährdeten Län­
dern unterstützt werden müsse. 

Eine solche Unterstützung vor al­
lem im finanziellen Bereich brauche 
das DRK speziell bei seiner Hilfe für 
Afrika. Dürre, Mißernten, Bürgerkrie­
ge und Konflikte sowie große Flücht­
lingsströme würden in den nächsten 
Monaten das Leben von über zehn 
Millionen Menschen in Ost-, MitteI­
und Südafrika bedrohen. Trotz aller 
bisherigen Anstrengungen der Ent­
wicklungs- und Katastrophenhilfe sei 
der Schwarze Kontinent zunehmend 
und dringend hilfebedürf1ig. 

Nahrungsmittelhilfe, wenn sie nur 
im äußersten Notfall sinnvoll einge­
setzt würde, um den schlimmsten 
Hunger zu stillen, sichere das Über­
leben und schaffe erneut die Basis für 
die unentbehrliche Selbsthilfefähig­
keit der Betroffenen. Flüchtlingshilfe 
sei nicht nur Hilfe für Hilfsbedürf1ige 
in menschenunwürdigen Übergangs­
lagern, sondern kanalisiere und er­
leichtere auch unlösbare Probleme 
für arme Aufnahmeländer. Vorbeu­
gende Entwicklungszusammenarbeit 
sei Hilfe zur Selbsthilfe, so Wittgen­
stein, und verhindere gerade in Afri­
ka bereits im Ansatz weitere Flücht­
lingsströme, künftige Mißernten und 
Hungerkatastrophen. 

- sm -
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I Bundesyerband für den Selbsuchua 

Darmstadt: Magistratsbeschluß gegen 
Reduzierung des BVS 

Ende Mai wandte sich die Stadt Darmstadt mit einern Ma­
gistraL\beschluß sowohl an den Hessischen als auch an den 
Deutschen Städtetag. Darmstadt spriCht sich darin mit Nach­
druck gegen Bestrebungen aus, die darauf abzielen. den BVS 
auf7ulösen bzw. auf eine "Alibi-Funktion" zu reduzieren. 
Der Hessische und der Deutsche Städtetag wurden aufge­
forden, sich lediglich für eine Änderung der Aufgabeninhalte 
des BVS nachdrücklich einzu~etLen. 

In einer Presseerklärung begründete die Stadt Darmstadt 
ihren Beschluß u. a. wie fOlgt: 

"Neben der ureigensten Aufgabe des BVS, die Bevölke­
rung über Aufgaben und Maßnahmen des Selbstschutles auf­
luklären und 7U informieren, bieten die Dienststellen des 
BVS derleit in verschiedenen Lehrgängen an. SelbstschulZ­
verhalten praktisch zu üben und durchzuführen. Dies ge­
schieht insbesondere in den Bereichen des Brandschutzes. 
des Sanitätsdienstes sowie in der Bergung und im ABC­
Schut/.. 

So hat die in der Stadt Dannstadt ansässige Dienststelle 
im Jahre 1991 neben einer Vielzahl von Infonnationsveran-

l Maltungen, Ausstellungen. Straßenaktionen und Sicherheits­
~ettbewerben, an denen sich ca. 17000 Bürger beteiligt ha-

(Juerdurcll 
Nlederst/cllsen 

Braunschweig 

Zivil;chutz mit erweitenem 
Katastropheno;chutz und 
Selbstschutz sind immer Re­
flexe auf diejeweiligen sicher­
heitspoliti,chen Vorgaben. Sie 
sind um so effektiver und in 
wohlvcn.tandenem Sinn haus­
haltsgerechter. je punktgenau­
er ,ie auf die erkennbaren Ri­
sikolagen für un;ere Bevölke­
rung zustruklUrien sind. 

Das Wissen um diese Zu­
sammenhänge hatte auch die 
Spillen von Technischem 
Ililfswerk und Bundesverband 
rur den Selbstschutz in Nie­
dersachsen dazu bewogen. mit 
den führenden Persönlichkei-

ten aus dem Sicherheitsbe­
reich des Landes iedersach­
,en am 3. Sicherheitspoliti­
schen Seminar des Nieder­
sächsischen Innenministeri­
ums am 10. und 11. 6. 1992 in 
Braunschweig teilzunehmen. 
Hatte es sich doch herumge­
sprochen. daß diese Veranstal­
tung zur jeweils aktuellsten 
Standon- und Entwicklungs­
bestimmung von Sicherheits­
politik bei/utragen wußte. 

Auch das dritte niedersäch­
sische Seminar dieser An fiel 
in eine Zeit markanter und ra­
scher Veränderungen der si­
cherheitspolitischen Szene. 
Demgemäß stellte die Veran­
staltung in ihrem Motto pro­
grammatisch fest: .. Sicher­
heitspolitik im Umbruch." 
Zum ersten Mal aber im Ver­
lauf dieser Seminarreihe WUf-
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ben, auch 223 Lehrgänge mit rund 3200 Teilnehmern durch­
gefUhn. Schon daran ist der Stellen wen einer solchen Ein­
richtung erkennbar. 

Die vom Bund nunmehr vorgesehene Neustrukturierung 
des B VS hütte zur Folge, daß sich die Dienststellen des B VS 
künftig ausschließlich der Aufklärungs- und Informati­
onstätigkeit 7U widmen haben, mit der Folge, daß sich der 
BVS einer erheblichen Schrumpfung unter Liehen muß. Dies 
bedeutet gleichleitig, daß die Durchführung der genannten 
Lehrgänge von den Städten und Gemeinden geleistet werden 
müßte. was in der Praxis sowohl aufgrund fehlender perso­
neller Voraussetzungen als auch aufgrund mangelnder fach­
licher Kompetenz auszuschließen ist. 

Aufgrund der inzwischen verändenen weItpolitischen 
Lage istes natürlich erforderlich, daß der BVS eine neue Auf­
gabenbeschreibung erhält. Der BVS mit seiner materiellen 
und personellen Ausstattung, sowie seinem .. Know-how" 
stellt nach wie vor ein tragendes Element im Rahmen unse­
res gesamten Hilfeleistungssystems dar, auf das unter keinen 
Umständen verzichtet werden sollte ... Einer Auflösung 
kann aus Sicht der Stadt Darmstadt nicht zugeMimmt wer­
den." 

den erste Bat;,iselemente einer 
neuen sicherheitspolitischen 
Grundlage erkennbar, die es zu 
definieren und strukturieren 
galt und von denen aus wis­
senschaftlich fundiene Zu­
kunftsperspektiven zu ent­
wickeln waren. Dies machte 
den besonderen Reiz der Ver­
anstaltung aus. 

In seiner Eröffnungsrede 
;teilte der Niedersächsische 
Inncnminister Gerhard Glo­
gowski militärische Veneidi­
gungspolitik in den größer und 
umfassender gewordenen Zu­
sammenhang von Sicherheits­
politik. Militärische Veneidi­
gungspolitik sei weiterhin 
nötig und unverzichtbar. Sie 
sei aber ein Element von vie­
len, um soziale, ökonomische 
und ökologische Stabilitätsla­
gen zu verwirklichen. 

Alle. Referenten - so auch 
der Referatsleiter in der Stabs­
abteilung Militärpolitik FüS 
im Bundesministerium der 
Veneidigung. Kapitän zur See 
Rainer Feist - waren sich da­
rin einig, daß die bisherige mo­
nolithische und geographisch 
eindimensionale Bedrohungs­
lage entfallen sei. An ihre Stei­
le sei, wie die Ereignisse am 
Golf, in Jugoslawien und in der 
früheren Sowjet union beleg­
ten. eine Vielzahl von noch 
nicht genau bestimmbaren 
Einzelrisiken getreten. Sie 
reichten über den ATO-Be­
reich hinaus und würden be­
stimmt durch Faktoren wie zu­
nehmenden Nationalismus, 
Verknappung von Ressourcen 
mit der Folge von Annutsbe­
wegungen, ökologischen Be­
drohungen sowie religiöse 



Ideologien. Analyse und Dia­
gnose würden durch die Tatsa­
che erschwert, daß sich die An­
zahl der Entscheidungsträger 
ständig und gelegentlich schon 
bis ins Unübersehbare ver­
mehre. Zwar erreiche keiner 
dieser Risikofaktoren für sich 
genommen den Nachdruck der 
früheren Bedrohung aus dem 
Osten. Insgesamt machten sie 
jedoch den Fortbestand mi­
litärischer Absicherung so­
wohl politisch wie tatsächlich 
unentbehrlich. NATO und 

Bundeswehr ständen nun vor 
der schwierigen Aufgabe, sich 
auf eine Situation einzustellen, 
die allenfa lls in ihren Umris­
sen zu erkennen sei. Für die 
Bundeswehr käme noch die 
SChwierigkeit hinzu, bei 
gleichzeitiger eigener Redu­
lierung eine ganze Armee auf­
lösen oder aufnehmen zu müs­
sen. Vor dem Hintergrund all 
dieser Unwägbarkeiten müsse 
die Zielgerichtetheit des Vor­
gehens bei NATO und Bun­
deswehr insgesamt als bemer-

Nachruf 
Am 18. Juli 1992 verstarb der ehemalige Leiter des Re­

ferates "Ausbildung" der BundeshauptsteIle des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz 

Gerhard Herbst 

nach schwerer, mit großer Geduld ertragener Krankheit im 
Alter von 68 Jahren in Hildesheim. 

Herbst kam 1957 als ehrenamtlicher Helfer zum damali­
gen BLSV. 1962 trat er als Lehrkraft an der Landesschule 
Voldagsen in den hauptamtlichen Dienst des Verbandes. 
Noch im gleichen Jahr wechselte er zur Dienststelle Braun­
schweig als Sachbearbeiter "Ausbildung". Im September 
1963 wurde ihm die Leitung des Fachgebietes "Aufklärung 
und Werbung" bei der Landesstelle Niedersachsen übertra­
gen. 

1969 wurde Herbst zur BundeshauptsteIle, Referat "Öf­
fentlichkeitsarbeit", versetzt. Hier übernahm er die Leitung 
des Rednerdienstes. Sein weiterer beruflicher Weg führte 
ihn 1970 zur BVS-Bundesschule als Fachlehrer für Öffent­
lichkeitsarbeit. 1974 kehrte Herbst als Mitarbeiter im Refe­
rat "Öffentlichkeitsarbeit" zur BundeshauptsteIle zurück, 
wo er 1977 schließlich zum Leiter des Ausbildungsrefera­
tes berufen wurde. 

Unter seiner Leitung wurde die Fachausbildung des BVS 
neu strukturiert. Hierzu wurden umfassende Anleitungen 
mit Feinlernzielen einschließlich neuer audio-visueller 
Hilfsmittel sowie Beihefte für die Fachausbildung erarbei-

Mit Vollendung seines 63. Lebensjahres ging Herbst auf 
eigenem Wunsch Mitte 1987 in den Ruhestand. 

Mit seiner prägenden Persönlichkeit hat Gerhard Herbst 
in seinem jeweiligen Wirkungsbereich dem BVS wertvolle 
Impulse gegeben. Sein Wort hatte dabei Gewicht, sein Rat 
war stets geschätzt. Er zeichnete sich durch ausgeprägtes 
Pflichtgefühl, Fleiß, hohes Verantwortungsbewußtsein und 
fachliches Können alls. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 

Bundesverband für den Selbstschutz 
Bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Der Direktor 

Schuch 

Für den Personalrat der 
BundeshauptsteIle 

Gebhardt 

kenswert beutteilt werden. 
Den herausragenden Bei­

trag zur Fortentwicklung si­
cherheitspolitischen Denkens 
leistete Prof. Dr. Erhard Forn­
dran, lnhaber des Lehrstuhls 
für politische Wissenschaft an 
der Technischen Universität 
Braunschweig. Er befand es an 
der Zeit, im sicherheitspoliti­
schen Denken und Handeln zu 
einer neuen Qualität dadurch 
zu gelangen, daß man einem 
grundlegend veränderten 
Rechtsverständnis zum 
Durchbruch verhelfe. Funda­
mentale Rechtsregeln wie vor 
allem der Schutz von Minder­
heiten mit Volksqualität müß­
ten von der Völkergemein­
schaft nicht nur vorbehaltslos 
anerkannt, sondern nunmehr 
auch mit Sanktionen bewehrt 
werden. Hierzu geeignet sei 
ein machtbewehrtes Interven­
tionsrecht der Völkergemein­
schaft gegen jedes ihrer Mit­
glieder, das in nicht mehr hin­
nehmbarem Ausmaß gegen 
die anerkannten fundamenta­
len Rechtsgrundsätze ver­
stieße. Deutschland müsse in 
das Selbstverständnis hinein­
wachsen, zu einer Völkerge­
meinschaft zu gehören, die 
sich diesen Grundsätzen ver­
pnichtet wisse. Die Teilnahme 
Deutschlands an Interventi­
ons-Aktionen dieser Art sah 
Prof. Forndran durch das 
Grundgesetz schon jetzt abge­
deckt. 

In der besonders zu diesen 
Ausführungen lebhaften Dis­
kussion wurde herausgearbei­
tet, daß es sich dabei für 
Deutschland erstmalig um ein 
Verlassen der bisherigen aus­
schließlichen Verteidigungs­
Philosophie handeln würde. 
Zur KlarsteIlung hob Prof. 
Forndran noch einmal nach­
drücklich hervor, daß aus­
schließlich an ein Interventi­
onsrecht der Völkergemein­
schaft als ganzes in förmlicher 
Mandatschaft gedacht sei. Es 
sei darüber hinaus an einen ab­
schließenden, sehr eng be­
grenzten Katalog höchstwerti­
ger Rechtsgüter gebunden. Ei­
nen Krieg um Öl und selbst um 
das kritischste Lebensgut der 
Zukunft, das Wasser, dürfe es 
nicht geben. 

Der zweite Tag des Semi­
nars stand im Zeichen mögli-

cher Konsequenzen der Zu­
kunftsentwicklungen für ie­
dersachsen. Hierzu hob der 
Befehlshaber im Wehrbereich 
11, Generalmajor Hartmut 
Behrendt, noch einmal hervor, 
daß Niedersachsen aus seiner 
bisherigen wehrgeographi­
schen Frontsituation in eine 
optimale Mittellage gelangt 
sei. Bei der anstehenden Trup­
pen- und Standortreduzierung 
seien jedoch eher praktiSChe 
Faktoren wie die wirtschaftli­
che Nutzbarkeit vorhandener 
Militäranlagen und die Einbe­
ziehung Ostdeutschlands in 
das Standortgefüge ausschlag­
gebend gewesen. 

Der Einschätzung des Nie­
dersächsischen Innenmini­
sters, mit diesem Seminar an 
einer "weitreichenden sicher­
heitspolitischen Wegweisung" 
beteiligt gewesen zu ein, 
konnten sich die Spitzenver­
treter von BVS und THW in 
Niedersachsen in vollem Um­
fang anschließen. Angesichts 
fortbestehender militärischer 
Risikolagen gehörten Vorsor­
gemaßnahmen für den Selbst­
und Fremdschutz weiterhin zu 
den herausragenden Fürsorge­
verpflichtungen des Staates 
für seine Bürger. Dabei könne 
und müsse der Reduzierung 
der Risikolage durch struktu­
relle Veränderungen angemes­
sen Rechnung getragen wer­
den. Insgesamt sei jedoch zu 
bemerken, daß die Sinngebung 
von Selbst- und Fremdschutz 
eine erhebliche Aufwertung 
erfahren habe. Denn Schutz 
und Rettung von Menschen 
und lebensnotwendigen Sach­
gütern seien bei den jetzt noch 
in Rechnung zu stellenden 
punktuellen Schäden und re­
gional begrenzten militäri­
schen Beeinträchtigungen 
weit eher und effektiver mög­
lich, als bei den bisher denk­
baren Flächenverheerungen 
einschließlich der Kernwaf­
fenkatastrophe . 

Manfred Gallwitz 
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81icltpunltt No,d­
rIIein-Westftllen 

Winlerberg 
Ein Sicherheitswenbewerb 

der BVS-Dienststelle Arns­
berg gehöne LU den Höhe­
punkten bei einem "Tag der of­
fenen Tür", zu dem die Frei­
willige Feuerwehr in Winter­
berg eingeladen hane. Bei die­
ser Veranstaltung, an der sich 
auch die Polizei, das Techni­
sche Hilfswerk, das Deutsche 
Rote Kreuz und die Deutsche 
Leben,-Rettungs-Gesellschaft 
beteIligten, ließen sich insge­
samt 6 1 Bürger in puncto Si­
cherheit testen. 

Hamm 

An der Gemeinschafts­
hauptschule Westhofen wur­
den mit Hilfe des BVS erstma­
lig in Nordrhein-Westfalen 
Schüler der Klassen 9 und 10 
in vorbeugenden und abweh­
renden Selbstschutzmaßnah­
men sowie in selbstschutz­
mäßigem Verhalten unterrich­
tet. Kernstück der insgesamt 
über 15 Doppelstunden lau­
fenden Unterrichtsreihe war 
ein Selbstschutz-Grundlehr­
gang. 

Das im theoretischen Unter­
richt Erworbene konnten die 
Schüler schließlich mit einer 
Übung unter Beweis stellen . 
Bei die""r "Alannübung" in 
der Schule ging es darum, 
"Verlclltc" zu versorgen und 
diese bei der erforderlichen 
.,Evakuierung" der Schule zu 
transportieren. Darüber hinaus 
mußten die jungen Kursteil­
nehmer zeigen. wie sie sich mit 
Brandgefahren auseinander­
seilen können. Schule und 
BVS waren mit dem Resultat 
sehr 7ufrieden. 

Aachen 

Im Rahmen einer Feierstun­
de ehne die BVS-Dienststelle 
Aachen langjährige Mitarbei­
ter: Kreisbeauftragter Karl­
Heinz Nöthlings und Fachleh­
rer Gerhard Marx erhielten ftir 
30jährige aktive Mitarbeit die 
BVS-Medaille. Geehn wurde 

Jubiläum in Aachen: Oie für langjährige Treue Geehrten (\ order­
grund. \. 1.) Karl-Heint Nöthlings, Gerhard Man und Josef Göbbels 
stellen sich mit BVS-Dienslslellenleiter Jal1scn (hi. r.) und Mitarbeiter 
Volker CnbeJ zum Erinnerungsfolo. (Foto: lIerrmann ) 

auch Jmef Göbbels für 
20jährige Mitarbeit. 

Glückwünsche sprachen 
nicht nur BVS-Dienststellen­
leiter Edgar E. Jansen, sondern 
auch die übrigen Mitarbeiter, 
die eh renamtlichen Helfer und 
die Weggefahrten der Geehr­
tcn aus. 

Hessenspiegel 

Offenbach 

Alle Offenbacher Vereine. 
die Hilfsorganisationen und 

der BVS präsentienen sich im 
Juni, wie jedes Jahr, der Öf­
fentlichkeit. Eine gute Kulisse 
bot hierLU die Uferpromenade 
am Main. An mehr als 50 Stän­
den stelhen sich die Beteilig­
ten vor und leigten Aw.,!o,chnit­
te aus ihrem Angebot an die 
Bevölkerung. 

Die BVS-Dienststelle 
Frankfun beteiligte sich mit 
lwei Informationssüinden. die 
so aufgebaut waren, daß sich in 
deren Mine eine Aktions­
näche bildete. Unter Einsatz 
aller haupt- und ehrenamtli­
chen Mitarbeiter wurde vielen 
hunden Zuschauern die Not-

Wetzlar 

Doppelte Ehrung in Wclzlar: Margol Opp ist nunmehr seil zehn Jah­
ren ehrenamtlich für den BVS tiitig, Waller Zi l)Se (2. v. r.) setzt sich be­
reits seit 30 Jahren als ßVS-ßauberatcr ein. 
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wendigkeIl des Selbstschut/es 
verdeutlicht. Stets rückte der 
BVS-Stand mit seinen Brand­
schUltdemonstralioncn an der 
Übungspuppe in den Minel­
punkt des Interesses. 

Gießen 

Die Theodor-Lin-Berufs­
schule in Gießen war für einen 
Zeitraum von zwei Wochen 
Gastgeber einer kurLfristig 
eingeplanten Ausstellung der 
BVS-Dien'tstelle Wetzlar. Bei 
einem mit der SChulleitung ge­
fühnen Gespräch einigte man 
sich, während der gesamten 
Ausstellungsdauer Informati­
onsveranl.,taltungen stattfin­
den zu la"'l\cn. 

Interessien en Klassen bot 
man an. !<tich in ausliegende li­
sten eilllutragen. Bereits am 
lweiten Ausstellungstag wa­
ren sämtliche vorhandenen 
Ternline vergeben. Insge"amt 
wurden so in kurzer Zeit 838 
Teilnehmer in 44 Veranstaltun­
gen über das selbstschull­
mäßige Verhalten im Brand­
falle informien. 

Freiensleinau 

Ein Campingplatz war der 
Standon für zwei Sicherheits­
wenbewerbe, die die BVS­
Dienststelle Fulda durchführ­
te. Unter Beteiligung von 
DLRG, Feuerwehr und DRK 
wurde ein Parcours aufgebaut. 
der durch realistisch darge­
stelhe Unfallsituationen viele 
Zuschauer anzog. 

Zu den Aufgaben, die jeder 
Teilnehmer bewältigen mußte. 
gehöne das Löschen brennen­
der Kleidung, die Erstversor­
gung von Verletzten und das 
korrekte Absetzen eines Not­
rufs. 42 Zuschauer nahmen 
sich ein Herz und versuchten 
sich als Ersthelfer. 

Südwest tllttuell 

Balingen 

Während der Zollern-Alb­
ausstellung in Balingen konn­
le sich der Ministerpräsident 
des Landes Baden-Wüntem-



Ehrung in ßalingen (v. rechts): Ministerpräsident Teufel, Maria Seeg­
Kröner, BVS-Oienstslellenleiter Holder und Landesstellenleiter Raach. 

berg, Erwin Teufel, von der 
Leistung des BVS vor Ort und 
live überzeugen. Beim ersten 
von insgesamt vier Sicher­
heitswettbewerben überreich­
te er der Siegerin Maria Seeg­
Kröner den I. Preis. 

Während der 10tägigen 
Messe war das Rundzelt des 
BVS Dreh- und Angelpunkt 
zahlreicher EinzeIveranstal­
tungen der Hilfsorganisatio­
nen. Mit dabei die Freiwillige 
Feuerwehr Balingen, das 
THW, die Polizei, die'Bundes­
wehr, die Rettungsflugwacht, 
die Rettungshundestaffel Bo­
densee/Oberschwaben, das 
DRK und die DLRG. 

Ravensburg 

Im Rahmeneiner Arbeitsge­
meinschaft wurde der langjäh-

Seil 30 Jahren ist Eugen Höne für 
den BVS aktiv. 

rige ehrenamtliche Mitarbeiter 
der BVS-Dienststelle Ravens­
burg, Eugen Höfle, geehrt: Für 
30jährige Mitarbeit erhielt er 
aus der Hand des BVS-Lan­
desstellenleiters Raach die 
Dankesurkunde und eine Eh­
rengabe. 

'flYern !teule 

Bad Kissingen 

Im Herbst 1991 wurde be­
gonnen, die Selbstschutzwo­
che und den "Tag des Kata­
strophenschutzes" in Bad Kis­
singen 1992 planerisch und or­
ganisatorisch vorzubereiten. 
Als Platz wurde die gute Stube 
der Stadt vorgesehen: die 
Fußgängerzone. Nur hier, so 
waren sich alle einig, konnte es 
gelingen, viele Bürger anzu­
sprechen und sich optimal zu 
präsentieren. 

Ein Schwerpunkt der Arbeit 
der BVS-Dienststelle Aschaf­
fenburg wurde nun auf Stadt­
und Landkreis Bad Kissingen 
gelegt, um hier gute Startvor­
aussetzungen zu schaffen und 
die Veranstaltung bereits im 
Vorfeld vorzubereiten. Vorläu­
figer Höhepunkt war eine In­
forrnationstagung, die Landrat 
Herbert Neder und die Bürger­
meister des Landkreises an die 
BVS-Bundesschule nach Ahr­
weiler führte. 

Am Veranstaltungs tag 
wölbte sich das orange Zelt-

Am großen BVS-Ausstellungszelt in der Bad Kissingtr Fußgängerzone 
herrscht ein ständiges Kommen und Gehen. Nicht nur dieBürger, auch 
die Kurgäste sind interessiert. 

dach des BVS zwischen den 
alten Fachwerkhäusern, die 
Elemente der Ausstellung fan­
den ihren Platz im Innern . Der 
Bad Kissinger ABC-Zug, der 
Malteser-Hilfsdienst, das 
Bayerische Rote Kreuz, das 
THW. die Feuerwehr und die 
Polizei bauten ihre Info-Stän­
de auf. 

B VS- Dienststellen lei ter 
Hagel (Aschaffenburg) eröff­
nete den Sicherheitswettbe­
werb und schickte die ersten 
Teilnehmer auf den Parcours. 
Alle möglichen Fragen und 
praktische Übungen haben 
sich die Stationsleiter einfallen 
lassen, um das Wissen lind 
Können der Kandidaten zu te­
sten. 

Nicht nur Bad Kissinger 
Bürger machten mit, Kurgäste 
aus allen Bundesländern steil­
ten sich den Fragen, aus Hes­
sen, Thüringen, Württemberg, 
Brandenburg und Beflin, von 
Rhein, Oder, Eibe und Neckar 
si nd sie zur Kur nach Bad Kis­
si ngen gekommen und mach­
ten hier mit. 

Nachdem alle Laufzettel 
ausgewertet waren, stand Fa­
biola Blum als Siegerin mit 77 
Punkten fest; nur drei Punkte 
trennten sie vom Traumergeb­
nis von 80 Punkten. Auf den 
weiteren Plätzen folgten An­
ton Blum mit 76 und Peter 
Wehner mit 73 Punkten. Wei­
tere 30 Teilnehmer hatten alle 
Stationen durchlaufen und 
wurden für ihre Mühe belohnt. 

Nachruf 

Die BVS-Dienststelle 
Aschaffenburg nimmt 
Abschied von ihrem lang­
jährigen ehrenamtlichen 
Helfer 

Karl Spennesberger 

der kurz vor seinem 70. 
Geburtstag plötzlich ver­
storben ist. 

Karl Spennesberger 
kam 1982 zum BVS und 
ließ sich zum Ausbil­
dungshelfer ausbilden. 
Danach setzte er die Aus­
bildung bis zum Fachleh­
rer im Selbstschutz und 
Brandschutz fort. 

Karl Spennesberger 
war immer, wenn man ihn 
brauchte, zur Stelle. 
Durch sein fachliches 
Können und seine 
menschliche Art war cr 
allgemein anerkannt und 
geschätzt. 

Der BVS verliert mit 
Karl Spennesberger einen 
Helfer, der eine Lücke 
hinterläßt, die nicht so 
schnell zu schließen ist. 

Wir werden ihn nicht 
vergessen. 
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ITechnisches Hilfswerk 
Schieswig-Holslein 

Gute 
Zusammenarbeit 
Bohmstedl. Die gute Zu­

sammenarbeit bestätigte sich 
7um dritten Mal zwischen dem 
THW-Ortsverband Husum 
und der Freiwilligen Feuer­
wehr Bohm..,tedt ~owie dem 
dortigen DRK. Zu einer 
großangelegten Übung gehör­
te, daß in einem Wald,tück ein 
Tankwagen und ein Pkw zu­
sammengestoßen waren, wo­
bei sich in dem im Graben lie­
genden Pkw zwei Schwerver­
lellte befanden. Passanten 
wurden ebenfalls verletlt. 

Der sich im Graben befin­
dende Tankwagen war leckge­
schlagen, in dem Waldstück 
war es durch den Zusammen­
,toß zu einem Brand gekom­
men. Die Feuerwehr hatte die 
Verletzten zu bergen und den 
DRK-Helfern zur weiteren 
Versorgung zu übergeben. 
Außerdem war der Aufbau ei­
ner Wa~serversorgung not­
wendig, da kein Hydrant in der 

ähe war. 
Die THW-lugend hatte in 

der Zwischenzeit ein Zelt zur 
Versorgung der Verletzten auf-

gebaut. Die THW-Helfer ka­
men mit einem Bergungs­
räumgerät und ei nem Geräte­
kraftwagen LUI11 EinsHt/. Sie 
hatten die Aufgabe. Pkw und 
Tankwagen zu bergen. Dies 
ge,chah alles unter Atem­
schutz, da sich in dem Tank­
wagen Flugbenzin befand. Da; 
Leck wurde abgedichtet und 
der Pkw mit dem Bergungs­
räumgerät aus dem Graben ge­
hoben. Bei dem Tankwagen 
karn erschwerend hinzu, daß 
dieser auf einen Bau,mtumpf 
gerutscht war und so heraus­
gehoben werden mußte. 

Eine gemeinsame Manöver­
kritik bildete den Abschluß der 
Übung. Wehrmhrer lohann 
Rau und THW-Ortsbeauftrag­
ler Mareus lengen kamen zu 
dem Fa7it, daß die Zusam­
menarbeit hervorragend fu nk­
tiOlliert hatte. 

Bremen 

I 
Polizei zu Gast 

Bremen. In zwei Infonllati­
onsveranstaltungen hat das 
THW Bremen in den letzten 

Mit dem ßcrgungsräumgcrät wird der I'kw aus dcm Grabcn gehoben. 
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I)olizeid irektor Albert Lohse und TIHV-I-Iauptsachgebietsleicer Tho­
m~IS Jankc zwischen TI-IW· Krnn lind Bergungsriiumgcrät. 

Monaten die Polilei der Stadt­
gemeinde Bremen über ~eine 
Ausstattung und Einsat7l11ög­
lichkeiten infornliert. Der Teil­
nehmerkreis des en.ten Infor­
mationsge'priiches bestand 
au~ leitenden Beamten von Be­
reihchafts- und Wasserschutz­
polizei , die zwei te "Runde" 
fand für den Führungsstab aus 
dem Polizeipräsidium - darun­
ter Polizeipräsident Rolf 
Lüken - statt. 

(Foto: Lohnumn) 
---

Mit einer Prä~entation von 
Ein"tlfahrzeugen gab THW­
Hauptsachgebietsleiter Tho­
ma' lanke den Polizeikräften 
einen Überblick über die Lei­
stungsmöglichkeiten des 
THW. Hierbei standen die 
Spezialausrüstung der bremi­
schen THW-Ortsverbände mit 
Bergungsräumgerä!. 25-Ton­
nen-Aurokran, Flutlichtmas!. 
Mehrlweckbooten und Pon­
ton~ sowie Notstrom- und 
Pumpengruppe, Fernmelde­
dienst. Öischadenbekämpfung 
und Transportkapazitäten im 
Mittelpunkt des Intere"es. 
Überrascht waren die Pol izei­
kräfte auch von der vorn THW 
Bremen vorgehaltenen "Man 
Power" mit über 1200 aktiven 
Helferin nen und Helfern. 

THW-Hilfe 
für die GUS 

P. L. 

Bremen. Seit nunmehr über 
ei nem lahr ist das THW Bre­

(Foto: I)ölling) l11en aktiv in der humanitären 



Das neue Flaggschiff der Bremer GUS-Hilfe. 

Hilfe für die Menschen in der 
GUS tätig, Zeit für eine bremi­
~che Zwischenbilanz. 

Seit der ersten Hilfsgüterlie­
ferung im Januar des vergan­
genen Jahres fanden 1991 ins­
gesamt 13 Fahnen in die G US 
und die baltischen Staaten 
statt. An diesen waren 66 Hel­
fer des THW-Landesverban­
des Bremen beteiligt. Trans­
ponien wurden beispielsweise 
Lebensmittel, medizinisches 
Gerät und Bekleidung. "Auf­
traggeber" der bremischen 
Fahnen waren unter anderem 
die Städte Bremerhaven, Del­
menhorst und Friedrichshafen, 
die Bremer Zionsgemeinde so­
wie die Deutsch-sowjetische 
Gesellschaft. Ln Kilometern 
ausgedrückt legte das THW 
aus dem kleinsten Bundesland 
im vergangenen Jahr 22871 
km zurück. 

Alle Zeichen deuten darauf 
hin, daß auci). in diesem Jahr 
die Zahlen von 1991 wieder er­
reicht, wenn nicht sogar über­
lroffen werden. Für mehrere 
Fahnen mußten bereits zusätz­
liche Transponkapazitäten an­
gemietet werden. So wurden 
beispielsweise für die Fahn in 
die russische Stadt Novosykov 
zwei zusätzliche Sattelzüge 
benötigt, um die aus 60 Tonnen 
bestehende Hilfsgütersendung 
an ihren Ziel on bringen zu 
können. 

30 Tonnen Hilfsgüter ka­
men bei einer Sammelaktion 
durch die Bremer Bevölke­
rung zusammen. Diese wurde 
maßgeblich von den THW-

Onsverbänden Osterholz, 
Huchting und Hastedt organi­
sien. Ziel der Spenden war 
ei ne Mittelschule in der ukrai­
nischen Hauptstadt Kiew. 

In der ersten Hälfte des Jah­
res 1992 absolviene das Bre­
mer THW sechs Hilfsgüter­
fahnen in die GUS. Beteiligt 
waren 40 Helfer, sie brachten 
insgesamt 235 Tonnen der von 
der not leiden den Bevölkerung 
so dringend benötigten Waren. 

P. L. 

Niedersachsen 

Tag der 
Niedersachsen in 

Helmstedt 
Helmstedt. Mit insgesamt 

über 1000 Helfern bildete der 
diesjährige Tag der Nieder­
sachsen für das THW das Lan­
desfest mit dem bisher größten 
Personaleinsatz. Neben der 
Betreuung mehrerer Ausstel­
lungsbereiche waren auf Ersu­
chen der Stadt jeweils rund 
100 Helfer im vierslÜndig 
wechselnden Schichtbetrieb 
zur Unterstützung der Polizei 
bei Einweisungs-, Absperr­
und Verkehrslenkarbeiten 
tätig. 

(Foto: Lohmann) 

Nach entsprechender Vor­
bereitungskoordination durch 
hauptamtliche Mitarbeiter des 
THW-Landesverbandes und 
der Geschäftsführerdienststel­
len in Hannover und Braun­
schweig wurde ab Freitag, 
dem 11. 6. 1992, die Veran­
staltungsleitung von zwei be­
wähnen ehrenamtlichen 
Führungskräften, dem Kreis­
und Onsbeauftragten für 
Helmsted~ Willi Seim, und 
seinem Stellvenreter, Bodo 
Wisnewski, übernommen. 

Neben den Onsverbänden 
aus Stadt- und Landkreis 
Helmstedt, Schöningen und 
Lehre waren weiter 13 Ons­
verbände, darunter erstmals 
aus Magdeburg, Halberstadt 
und Quedlinburg aus Sachsen-

Anhalt, in das Geschehen ein­
gebunden. 

Am Ausstellungsschwer­
punkt Sternberger Teich de­
monstrienen Helferinnen und 
Helfer der Fachdienste Ber­
gung, Lnstandsetzung, Fern­
meldewesen sowie eine 01-

strom gruppe Fahrzeuge, Gerä­
te und Einsatlmöglichkeiten. 
Von einem Kran wurden Ab­
seilübungen auch als Mit­
machaktion angeboten, 
während nebenan die Onungs­
gruppe mit Suchhunden und 
modernstem Gerät Proben ih­
res Könnens liefene. Junghel­
fer aus Helmstedt, Schöningen 
und Halberstadt boten eine 
Reihe von Kinderaktionen von 
der Schlauchbootschaukel bi~ 
zum Dosenwerfen an. Auf 
dem Sternberger Teich konn­
ten von einem Ganzponlon 
aus, der über einen 
Faßschwirnmsteg zu erreichen 
war, Schlauchboot-Paddel­
fahnen unternommen werden. 

Auch in den Ausstellungs­
bereichen der Umweltverbän­
de wurde das Technische 
Hilfswerk eingebunden. Eine 
Spezialaufgabe des THW im 
Auftrage des Niedersächsi­
schen Umweltministers, die 
Öischadenbekämpfung an der 
Küste, konnte zwar nicht ge­
zeigt werden, dafür demon­
striene ein ABC-Zug Umwelt­
schutzmaßnahmen nach einem 
Chemieunfall. 

Die langjährige gute Zu­
sammenarbeit des THW mit 
dem Landessponbund ieder-

Über Faßsch~immsteg und Ganzponton sind dieSchlauchboote zu Pad­
dellouren zu erreichen. (Foto: ßormann) 
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sachsen kam in diesem Jahr 
besonders zum Ausdruck. 
Zwischen RolIslUhlslalom und 
Hüpfburg 7eigten THW-Hel­
fer Abseil-Reuungsübungen 
mit dem Rollgl iss-Gerät von 
einem !)ieben Meter hohen 
Gerüsuunm. Nach kurzer An­
leitung konnten sich besonders 
mutige Besucher allein hoch­
hieven und wieder ablassen. 
Am Sonntag miuag zeigte 
die THW-Reuungshundcstaf­
fel Niedersachsen auf der Büh­
ne des LSB ein lwanzig­
minütiges Geschicklichkeits­
und Gehorsamsprogramm, das 
viele interessierte Zuschauer 
fand. 

Wo Jugendliche über ihre 
Organisation und Arbeit im Ju­
gendtreffzelt infonmierten, 
durfte auch die THW-Jugend 
nicht fehlen. U. 3. waren Vor­
führungen mit einem selbstge­
bauten Miniatur-Radlader zu 
sehen. Ein kleines Preisr'Jtsel 
mit späterer Verlosung sorgte 
ftir zusätzliches Interesse. Ge­
schicklichkeitsübungen ~ la 
,.Weuen, daß "zeigten 
THW-Helfer im Stadtkern mit 
einem Gerätekraftwagen, den 
sie mehnmals am Tag auf vier 
Biergläser absetzten. 

Getreu dem Mouo .,Helfen 
mit Herz, Technik und Ver­
stand" stand das Technische 
Hilfswerk mit einer zehn 
Mann starken Gruppe rund um 
die Uhr bereit, um im gesam­
ten Ausstellungsbereich bei 

OlHillen oder Unglücken 
technische Hilfe zu leisten. Er­
freulicherweise kam es zu kei­
nen größeren Einsätzen. 

Leider blieb die Besucher­
lahl mit 100000 weit hinter 
den Erwartungen zurück und 
machte sich auch in den Aus­
stellungsbereichen des THW 
bemerkbar. Trotzdem war es 
ftir die beteiligten Ortsverbän­
de Helmstedt, Schöningen, 
Lehre, Braunschweig, Wolfs­
burg, Wolfenbüuel, Gifhorn, 
Salzgiuer, Peine, Ronnenberg, 
Goslar, Wilhelmshaven und 
Hameln sowie aus Sachsen­
Anhalt Magdeburg, Halber­
stadt und Quedlinburg ein 
großes Erlebnis. das nieder­
sächsische L.1ndesfest, das in 
den nächsten Jahren in Emden, 
Münster und Oldenburg stau­
findet, aktiv milzugestalten. 

R. B. 

Ortsverbands­
jubiläen mit 

großer Resonanz 

Hannover. "Von der Weser 
bis 7ur Eibe. von dem Harl bis 
an das Meer .. ,", so beginnt, 
meist nur noch den Älteren be­
kannt, die erste Strophe des 
Niedersachsenliedes. Vom 
Harz bis an die Wesererstreckt 
sich auch derTHW-Geschäfts­
führerbereich Hildesheim, in 
dem drei von sieben Orts ver­
bänden im Mai dieses Jahres 
mit Großveranstaltungen ihr 
vierzigjährigcs Bestehen feier­
ten. 

Zum Geburt5lag 
ein Fest der Superlative 

Mit dieser Titel"eite leitete 
die Hamelner Tageszeitung 
ihre Berichterstauung über das 
vierligjährige Bestehen des 
THW-Ortsverbandes Hameln 
am 16. Mai ein. In der Tat, was 
Orts beauftragter Rudi Heppe 
und seine Helferinnen und 
Helfer auf die Beine gestellt 
hauen. konnte sich sehen las­
sen. Auf dem britischen Was­
serübungsplatl an der Weser 
konnten 4000 Gäste eine um­
fangreiche Fahrzeug- und 
Geräteschau bestaunen und 
sich über eine Reihe spekta­
kulärer Aktionen, u. a. lan­
dung von Fallschinmspringern 
und eines Polizeihubschrau­
bers, erfreuen. Zum morgend­
lichen Festakt warder stell ver-

Ein gut ausgebildeter ReHungshund läßt sich auch \on schwankenden 
Urettern nicht irrilieren. Woto: Bormann) 

tretende THW-Direktor Hans 
Joachim Derra angereist. um 
die Festrede lU halten und u. a. 
OB-Gauin und Helferin Doris 
Heppe als zweite Frau in Nie­
dersachsen das Ehrenzeichen 
in Bronze zu überreichen. Die 
meisten Gä;te blieben bis zum 
Schluß der Veranstaltung, die 
mit einem Festball im Festzeit 
erst am frühen Sonntagmorgen 
IU Ende ging. 

RellungshundestafTel 

Neben allen beteiligten 
Onsverbänden ist besonders 
dIe Reuungshundestaffel Nie­
dersachsen aus Ronnenberg 7U 
loben, die mit ihrem Leiter und 
Ortsbeauftragten Franl Li­
gows~i sowohl in Hameln als 
auch in Sar>tedt und Helmstedt 
präsent war und sich übcrall.fu 
einem Publikumsmagneten 

nlumen und Ehrenzeichen in Bronze nir Oods lIeppe - sie erhiell als zweile Frau in Niedersachscn diese 
hohe Auszeichnung. (Folo: ßornmnn) 
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entwickelte. Nach anstrengen­
den vier Wochen können Men­
schen und Tiere nun die wohl­
verdiente Sommerpause ge­
nießen, vorausgesetzt, sie wer­
den nicht zu einem Einsatz ge­
rufen. 

Dreitägiges Fest 
in Clausthal-Zellerfeld 

Mit einem Kommersabend 
im Festzeit mitten in CI aus­
thal-Zellerfeld leitete der 
Oberharzer THW-Onsver­
band sein dreitägiges Gebuns­
tagsfest am 23. Mai ein. Nach 
musikalischen Darbietungen 
eh ne Landesbeauftragter Eck­
hard Leiser u. a. den ältesten 

Helfer in iedersachsen, den 
88jährigen OV-Mitbegrunder 
Hans Nietzel, mit der erstmals 
ausgehändigten 40-Jahres-Eh­
renurkunde. Mit einer viel be­
suchten Fahrzcug- und Geräte­
schau sowieeinem Festball am 
Samstag und einem rustikalen 
Frühstück am Sonntag endeten 
drei THW-Tage in der Ober­
harzer Berg- und Universitäts­
stadt. 

Festakt 
und große Geräteschau 

Zwischen Harz und Weser, 
15 km von der Landeshaupt­
stadt Hannover entfernt, liegt 
die Stadt Sarstedt. Auch hier 

ist das Technische Hilfswerk 
seit 40 Jahren mit einem Orts­
verband präsent. Grund genug 
für den Kreis- und Onsbeauf­
tragten Kurt Carstens, zu ei­
nem Festakt und zu einer 
großen Geräteschau, die mit­
ten in der Fußgängerzonistatt ­
fand , einzuladen. Die Festan­
sprache hielt der Sarstedter 
Bürgermeister Walter Gleitz. 
Auch hier konnte Landesbe­
auftragter Leisereinem Mitbe­
gründer des OV, Rudolf En­
gelke, die 40-Jahres-Urkunde 
überreichen, bevor sich die 
große Gästeschar zur Geräte­
schau in die stark besuchte 
Fußgängerzone begab. 

R. B. 

Vorfübrungen mit Hebekissen als Zuschauermagnet in derSarstedter Fungängerzone: Ständig ist das THW­
Fahrzeug umlagert. (Foto: Bormann) 

lwamdienst 

Experten-Treffen 
in Brüssel 

Am 18. und 19. Juni 1992 
fand am Sitz der ATO in 
BrUssel die routinemäßige 
Sommersitzung der " ATO 
Group of Expens on Warning 
& Detection Systems" statt . Es 
war die erste Sitzung unler Lei-

wng des neuen Vorsitzenden 
(Chairman) William P. Lawrie. 
Sein Vorgänger, Roy F. Cooke, 
war im April 1992 nach fast 
zehnjähriger internationaler 
Chairman-Tätigkeit in den 
wohlverdienten Ruhestand 
verabschiedet worden. 

Zweimal im Jahr treffen sich 
in dieser Gruppe Warndienst­
Fachleute der NATO-Mit-

gliedstaaten zu Diskussion, 
Meinungsaustausch und 
Übungsbesprechungen. Um 
eine gewisse Kontinuität in der 
internationalen Koordinierung 
zu gewährleisten, werden der 
Chairman und der Schriftfüh­
rer jeweils von Großbritannien 
gestellt. 

Dieses Mal wurden lwi­
sehen den Vertretern aus Dä-

Nachruf 
Wir können es noch gar 

nicht fassen, daß unser 
THW-Kamerad 

Michael Schönfeld 

im Alter von 23 Jahren aus 
unserer Mitte gerissen 
wurde. 

Michael Schönfeld, der 
1987 in den THW-Ons­
verband Ostfildern ein­
trat, hat seinen Dienst im 
Oktober 1991 aufgrund 
eines Wohnsitzwechsels 
beim OV Böblingen auf­
genommen. 

Wir haben ihn als ruhi­
gen, der Sache gegenüber 
aufgeschlossenen Helfer 
kennen- und schätzenge­
lernt. 

Wir gedenken seiner in 
Trauer und Dankbarkeit. 

Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
OV Böblingen 

@! 
nemark, Deutschland, Groß­
britannien, Italien, Luxem­
burg, den Niederlanden, Ponu­
gal, der Türkei und den USA 
aktuelle Fragen der über die 
Grenzen hinweg zusammen­
wirkenden Warndienste be­
sprochen. Hierzu gehöne auch 
die Auswertung der internatio­
nalen WarndienslÜbung " IN­
TEX '92". 
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Ziel und Zweck dieser 
Übung war es. die Kooperati­
onsftihigkeit und Funkti­
onstüchtigkeit der nationalen 
Warndienstorganisationen im 
internationalen Übungsver­
bund verfahrensmäßig zu te­
sten. Im Minelpunkt standen 
daher die Verfahren des Nach­
richtenaustausches innerhalb 
der Melde- und Informations­
systeme. 

Da7u wurden Verbindungs­
~räfte ausgetauscht. Mitarbei­
ter des Warndienstes der Bun­
desrepubli~ Deutschland wa­
ren ebenso als Verbindungs­
kriifte im Ausland vertreten 
wie Mitarbeiter der ausländi­
~chen WamdienMorganismio­
nen in den deutschen Warnäm­
tern. Das Übungsergebnis 
wird dazu beitragen. die Zu­
sammenarbeit der nationalen 
Warndienste zum Schutz aller 
Bürger in den beteiligten Staa­
ten weiter zu verbes~em. 

Im Rahmen der Sitzung 
wurden neben den Fragen der 
Einsatlverfahren auch 
Grundsälte der Anlage und 
Durchführunll künftiger ge­
meinsamer Ubungen bespro­
chen. Ein Vertreter des briti­
schen Meteorological Omce 
erläuterte den Teilnehmern 
mögliche Wenersituationen. 
die sich besonders für interna­
tionale Übungsanlagen eig­
nen. 

Unter dem Oberthema .,Re­
search and Development Pro­
grammes for WD Systems" in­
formierten die Teilnehmer sich 
auch über Planungen, eue­
rungen und Entwicklungen in 
den nationalen Warndienst­
Systemen. So wird durch den 
forcierten Ausbau des Sire­
nennetlcs voraussichtlich 
1994 über 80 % der dänischen 
Bevölkerung jederzeit "warn­
mäßig" erreicht werden kön­
nen. Die Türkei plant den Auf­
bau von Sirenen in lstanbul. 

Der Vertreter der USA legte 
eine neuerarbeitcte Einsatzan­
weisung für das "National 
Warning System (NAWAS)" 
der Vereinigten Staaten vor. 
Hierin werden zentral und ftir 
das Gesamtterritorium der 
USA verbindlich Warnverfah­
ren und Wamtaktik vorge­
schrieben. Für Februar 1993 
ist eine Bundesübung geplant, 
In welcher das Zusammenwir-

ken von Bundesebene, Bun­
desstaaten und regionalen Or­
ganen nach die~en Einsatzver­
fahren erprobt werden soll. Als 
Übungsannahme soll ein Stör­
fall in einem Kernkraftwerk 
vorgesehen werden. 

Fachleute zu Be­
such im Warnamt 
Das Warnamt 111 in Roden­

berg hane wiederum ausländi­
sche Fachbesucher IU Gast. 
Die neueste Technik auf dem 
Gebiet der Erfassung der Ra­
dioaktivität in der Umwelt und 
die im Warnamt 111 durchge­
führten Erprobungen rund­
funkgeslÜt/ter Warn verfahren 
sind immer häufiger im Be­
suchsprogramm interessierter 
Fachgruppen des ausländi­
schen Zivil- und Katastro­
phenschulles zu finden. 

Diesmal wares eine Gruppe 
des schwedischen .. National 
Rescue Services Board". Auf 
dem Programm standen die 
UnterriChtung über die Aufga­
ben des Warndienstes im all­
gemeinen, die vor Ort durch 
die theoretische und visuelle 
Information über die techni­
sche Ausslauung eines Warn-

Langjähriger 
Mitarbeiter 

ausgeschieden 
Seit 1963 war Wolfgang 

Schlederer Ma.chinenmeister 
im Wamamt X. Zum 30. 6. 
1992 wurde nun der gelernte 

Wolrgang Schle­
derer (Mitte) im 

Kreise seiner 
Warnd ienstkol­

legen. 
(Foto: Kndur) 

[641 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/921 

amte~ ergänlt wurde ~owie Er­
läuterungen Lur Technik. 

Einen Schwerpun~t haue 
das Warnamt 111 auf das 
\Varndien~ti n format ion~sy­
siem (WAD IS) gesellt. Die 
funktionalen Möglichkeiten 
von WADIS stießen auf breites 
Interesse. Immerhin ennög­
licht WADIS - hier beLOgen 
auf dasostwärtige Nieder;ach­
sen (Wamgebiet 111) - mit den 
installierten ca. 200 Meßson­
den eine beinahe lückenlose 
Überwachung und über­
streicht ein Erfassungsspek­
trum. das von der Messung der 
Radioaktivitäten in 80-
dennähe bis zur Erfassung der 
u~lidbelegung des Bodens 

reicht. 
Für lelLlere wird das hin­

\ichtlich seiner Apparaturen 
und auch fahrleugtechnisch 
hochmoderne "Nuklidspezifi­
sche Meßfahr/eug", das in je­
dem der zehn Warnämter vor­
handen ist. in "Vor-Ort-Mes­
sungen" wechselnd eingesetzt. 

Sehr interessiert waren die 
Besucher aus dem hohen Nor­
den an der Technik bzw. den 
Verfahrensweir..en einer zu­
kunftsorientierten Rundfunk­
warnung (WAR!). 

Landmaschinen-Mechan i ker 
in den Ruhestand verabschie­
det. In seiner langjährigen Mit­
arbeit zeichnete er sich durch 
großes Fachwissen und über­
durchschniulichen Arbeitsein­
salz aus. 

Wolfgang Schlederer iSI seit 
vielen Jahren Mitglied der 

Gäste aus 
acht Ländern 

Unler der Leitung von Bri­
gadegeneral Vollstedt und Co­
lonel von Blumroeder besuch­
te eine zivil-militärische Ta­
gungsgruppe das Warnamt 
VII. Es waren Teilnehmer aus 
Belgien, Luxemburg. ieder­
lande, USA, England, Kanada. 
Frankreich und Deutschland, 
die 'um Thema Zivil;chutll 
Zivilverteidigung in Ramslein 
zut;ammengekomrnen waren. 

ach der Begrüßung erläu­
terte Warnamtsaleiter Dipl.­
Ing. Baurat Gerd Hardt 
den 65 Teilnehmern Aufbau, 
Organisation und Arbeits­
weise des Wamdienste~. 
Da. Warndie.minfonnations­
system (WADIS) stieß auf be­
sonderes Interesse und führte 
IU einer lebhaften Diskussion. 

Im Anschluß daran er­
folgte eine Besichtigung der 
Anlage des Warnamtes. Hier 
konnten sich die Besucher 
von der LcislUngsfahigkeit 
des WarndienSlinfomationssy­
stcms über/eugen. Erläute­
rungen und praklische Vor­
ruhrungen des "Nuklidspezifi­
schen Meßfahrleuges" been­
deten den Informationsbe­
such. 

Freiwilligen Feuerwehr tarn­
berg und dort auch nach Errei­
chen der Altersgrenze noch eh­
renamtlrch tätig. Er konnte 
beide Tätigkeiten sinnvoll mit­
einander verbinden und die 
Zut;ammcnarbeit zwischen 
Feuerwehr und Warndienst 
fördern. 



I Deutsches Rotes Kreuz + 1 
18. Bundeswettbewerb 

Rettungsschwimmen 1992 

Rund 30000 Quadratkilo­
meter ist Brandenburg groß 
und bietet viel unberührte Na­
tur. Ein Drittel des Landes ist 
von Wald bedeckt, die lahlrei­
ehen Seen nehmen eine Fläche 
von 175 Quadratkilometern 
ein, und seine Flürsse und 
Kanäle haben eine Uferlänge 
von mehr als 3000 Kilometern. 
Segler, Kanuten und Motor­
bootfahrer null.en dieses 
natürliche Angebot immer 
stärker . 

.. Die Wasserwacht des 
Deutschen Roten Kreuzes iM 
in unserem Land ein unver­
ziehtbarer Bestandteil des Be­
völkerungsschutzes", führte 
Dr. Herbert Knoblich, Präsi­
dent des Brandenburgischen 
Landtages, anläßlich der 
Open-air-Eröffnung des Wett­
bewerbes am 27. Juni 1992 in 
der Sport schule Lindow au" 
nachdem Dr. Richard Ringel, 
Chef der Wasserrettung in 
Brandenburg, zuvor mit beein­
druckenden Zahlen aufgewar­
tet hatte. Einrichtungen der 
Wasserrettung gibt es in Bran­
denburg seit 40 Jahren, derzeit 
sind in 35 Kreisverb~inden 

rund 2700 Mitglieder aktiv. 
"Mit der Ausrichtung des 

18. Wettbewerbs im Rettungs­
schwimmen in Brandenburg 
entsprechen wir der Anregung 
und Bitte von Prinz Wittgen­
stein", bemerkte Dr. Bernd 
Huber, Präsident des Landes­
verbandes Brandenburg, in 
seiner Begrüßung und dankte 
ihm für das damit ausgedrück­
te Vertrauen .. ,Wir sind dem 
mit Freude nachgekommen. 
Unsere Sicherheit, diese Auf­
gabe gut bewältigen zu kön­
nen, vermag ich auch mit der 

Erstmalig in einem neuen Bundesland 

Tatsache 7U begründen, daß 
wir mit unserer Mitgliederzahl 
über eine der stärksten Was­
serwachlcn des Bundesver­
bandes verfügen:' 

Die Veranstaltung lief pro­
blemlos und harmonisch ab, 
wobei der gastgebende Kreis­
verband Neuruppin tatkräftig 
von Aktiven weiterer branden- . 
burgiseher und Berliner Kreis­
verbände sowie dem Sanitäts­
zug Coesfeld unterstützt wur­
de. Leider konnte sich DRK­
Präsident Prinz Wiugenstein 
nicht persönlich am Ergebnis 
der guten Vorbereitungen er­
freuen. Erwaraus Gründen an­
derer Verpnichtungen verhin­
dert. 

Eigentlich gab es in Lindow 
drei Premieren. Zum einen war 
dieser 18. Wettbewerb ein er­
ster gesamtdeutscher Ver­
gleich, zum anderen fand er 
erstmalig in einem neuen Bun­
desland statt und weiterhin 
wurde zum ersten Mal eine 
Leistung gewürdigt, die bis­
lang keine besondere Erwäh­
nung fand: der Landrat des 
Kreises Neuruppin, Ernst 
Bahr, stiftete einen Wanderpo­
kai für die Mannschaft mit der 
absolut höchsten Punktzahl. 
Die gemischte Mannschaft des 
Landesverbandes Schleswig­
Holstein erreichte 9058 Punk­
te und nahm den Pokal bis zum 
nächsten Wettbewerb mit nach 
HeidelHolstein. 

In Lindow beteiligten sich 
31 Mannschaften aus 14 von 
18 Landesverbänden, in denen 
Wasserwachten aktiv sind. Sie 
fanden in der dortigen Sport­
schule sehr gute Wettbewerb,­
bedingungen vor. Bei den Da­
menmannschaften stellte das 

Volle Konzentrat ion beim Start zum ersten Wcttbe\tcrb in der 
Schwimmhalle der Sportschule Lindow. 

Bayerische Rote Kreuz das be­
ste Team, bei den gemischten 
Mannschaften lag der Landes­
verband Schieswig-Hoistein 
vorn und bei den Herren waren 
die Hessen erfolgreich. 

D R K- Vi zepräs iden tin 
Soscha Gräfin zu Eulenburg 
und der brandenburgische 
Landtagspräsident Dr. Herbert 
Knobloch dankten gemeinsam 
allen teilnehmenden Mann­
schaften für ihr Engagement 
und das Mitmachen bei diesem 
18. Bundeswettbewerb im 
Rettungsschwimmen und 
leichneten sie durch die Über­
gabe der Urkunden und Wan­
derpokale aus. 

Eindrucksvolle 
Demonstration 

Zahlreiche Zuschauer wa­
ren Zeugen einer Reuungs­
übung auf dem Gudelacksee. 
Dieser in unmittelbarer Nähe 
Lindows gelegene See ist ein 
schönes Wassersponrevier 
und beliebtes Ziel von Wo­
chenendurlaubern aus der 
näheren Umgebung und Ber­
lin. Kleinere Motorboote, Se­
geljollen und Faltboote waren 
bei strahlendem Sonnenschein 
auf dem Wasser. als infolge ei­
nes falschen Manövers ein mit 
zwei jungen Damen besetztes 
Segelboot kenterte, wobei eine 
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Ergebnisse 

Damenmannschaften 
Punktzahl 

Bayerisches 
Rotes Kreuz 9041 
Sachsen-Anhalt 8870 
liessen 8079 
Mecklenburg-
Vorpommern 8065 
Brandenburg 7985 
Thüringen 7521 
Sachsen 7286 

Gemischte Mannschaften 
Schleswig- Holstein 9058 
Mecklenburg-

Die gemischte Mannschaft des Landes'erband~ Schles\\ig·Holstein erreichte die höchste Punktzahl. Vorpommern 8967 
Sachsen 8816 

Glück"ünsche und Übergabe des frisch gestifteten WanderpokuLs. 
Ernst Uahr, IAi ndrat des Kreises f\euruppin (links), übergibt ihn an l "e 
Grau l, Betreuer der schlesn ig-holsteinischen M:lnnschafl uus Ileide. 

Nnch erfolgreichem Eins~ltl. geht die l\.lann"lclmft des Reltllng$hoott.'s 
,on nord. 
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der beiden Seglerinnen vom 
Segel unler Wasser gedruckl 
wurde. 

Ein in Bereilschaft liegen­
des Reuungsbool der Wasser­
wacht lief sofort aus, fischte 
eme Seglerin mit Schock aus 
dem Wasser und reUete die 
zweite durch zwei Rettungs­
taucher, wonach Rettungssa­
nttäterdie Reanimation der be­
wußtlosen Seglerin an Bord 
einleiteten. 

Das "Kenter-Opfer" wurde 
nach Anlandung von der Be­
satzung eines Reuungswagens 
notärztlich versorgt und an­
schließend per Reuungshub­
schrauber in eine Klinik geno­
gen . Die Wasserwacht lieferte 
damit eine beeindruckende 
Oar;tellung des Zusammcn­
,pieis ihrer Einsatzl11öglich­
~eiten . 

Horst F. Hamborg 

Bayerisches 
Rotes Kreuz 
Thüringen 
Hessen 
Sachsen-Anhalt 
Nordrhein 
Berlin 
Rheinland-Pfalz 
Brandenburg 
Westfalen-Lippe 
Niedersachsen 

Herrenmannschaften 
Hessen 
Nordrhein 
Bayerisches 
Rotes Kreuz 
Rheinland-Pfalz 
Thüringen 
Mecklenburg-
Vorpol11l11em 
Brandenburg 
Sachsen-Anhalt 
Sachsen 
Hamburg 
Niedersachsen 

8761 
8408 
781 1 
7678 
7672 
7578 
6928 
6916 
6642 
6211 

8609 
8458 

8446 
8221 
8083 

7731 
7686 
7622 
7403 
7391 
6549 

Dns "Kenter-OIJfer" "ird zum Weitertransport per 1I11bschraliber in 
die Klinik übngeben. (Fotos: I-Iamborg) 



!Arbeüer-SamarHer-Bund 0 1 
Leistungsbericht des ASB 

in den neuen Bundesländern 

Der Arbeiter-Samariter-
Bund hatte auf dem Gebiet der 
jetzigen neuen Bundesländer 
bis 1933 den Schwerpunkt sei­
ner Arbeit. Es bestanden dort 
651 örtliche ASB-Verbände 
(Kolonnen), mit erheblichem 
Vermögen in Form von Kran­
ken transportwagen, Sanitäts­
material, Häusern und Einrich­
tungen. 

Sofort nach der Wende bzw. 
nach der Maueröffnung am 9. 

ovember 1989 gründeten 
sich die ersten Orts verbände 
im Januar 1990. 

Zur Zeit bestehen in den 
neuen Bundesländern 89 Orts­
verbände. Alle Orts verbände 
sind ins Vereinsregister einge­
tragene Vereine mit eigenen 
Satzungen, Vorständen und 
Geschäftsstellen. 

Mitglieder 

Die Orts- und Landesver­
bände in den neueo Bundes­
ländern haben mit Stand 30. 6. 
1992 insgesamt 100676 regi­
strierte und beitragzahlende 
Mitglieder. 

Hauptamtliche MltartJelte­
rinnen und Mitarbeiter 

Bis zum Jahresende 1991 
hat der ASB in den neuen Bun­
desländern insgesamt 3802 
hauptamtliche Mitarbeiter be­
schäftigt. Davon 1045 Männer 
und 2757 Frauen. Von den Mit­
arbeitern sind 1762 über ABM 
finanziert, mit abnehmender 
Tendenz. Die 3802 Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen leisteten 
zusammen mit den 218 Zivil­
dienstleistenden und 1552 eh­
renamtlichen Helferinnen und 

Stand: 30. 6. 1992 (ohne Berlin-Ost) 

Helfern 2696921 Dienststun­
den. 

Rettungswesen 

Das erste Aufgabengebiet, 
dem sich der ASB bereits zu 
Beginn des Jahres 1990 an­
nahm, war der Einsatz im Ret­
tungsdienst in Zusammenar­
beit mit derdamaligen Schnel­
len Medizinischen Hilfe. In 
der Zwischenzeit betreibt der 
ASB 62 Rettungswachen und 
hatte 1991 128628 Einsätze zu 
verzeichnen, davon 27290 
Einsätze mit Rettungswagen 
und 25 189 Einsätze mit Arzt. 
Im Rettungswesen sind 695 
Mitarbeiter tätig, darunter 
auch Ärzte. In Erfurt ist der 
ASB allch an der Luftrettung 
beteiligt und betreibt den kas­
senärztlichen otfalldienst. 97 
Krankentransportwagen, 80 
Rettungswagen, 7 Mehr­
zwecktransportwagen und 43 
Notarzteinsatzfahrleuge fuh­
ren 1991 3549177 km. Die 
Mitarbeiter im Rettungsdienst 
leisteten 852245 Dienststun­
den. 

Sozlalstatlonen 

Ab Juni 1990 beteiligten 
sich die neuen Orts verbände 
am Aufbau von Sozialstatio­
neo. Dieses Programm konnte 
mit Unterstützung aus dem 
Bundeshaushalt rasch ausge­
baut werden. Zwischenzeitlich 
bestehen in den 85 neuen Orts­
verbänden 105 SOlialstatio­
nen. Dort sind 867 Mitarbeite­
rinnen beschäftigt, die täglich 
25976 pOegebedürftige alte 
und behinderte Menschen be­
treuen. 

Fahnllenst für Behinderte 

Einen Fahrdienst für Behin­
derte und Rollstuhlfahrer gab 
es in der früheren DDR nicht. 
Er mußte völlig neu aufgebaut 
werden. Im ASB sind z. Zt. 
dafür 76 Busse und 75 Behin­
dertentransportwagen, zum 
Teil mit Hebebühne, zum Teil 
mit Auffahrrampe für Roll­
stühle, im Einsatz. 23 Behin­
dertentransportwagen konnten 
1990 aus Mitteln des Bundes 
beschafft werden, beim Rest 
handelt es sich um ASB-Ei­
genleistungen. In 53 Städten 
und Gemeinden hat der ASB in 
den neuen Bundesländern 
Fahrdienststationen für Behin­
derte eingerichtet. Es wurden 
1991 394738 Behinderte be­
fördert, und zwar in Schulen, 
Behindertenwerkstätten oder 
auch zur Teilnahme am tägli­
chen Leben wie ins Theater, 
Kino oder zu Verwandten, da­
von 176948 Rollstuhlfahrer. 
Die 155 eingesetzten Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter 
leisteten 240580 Dienststun­
den. 

Essen auf Rädern 

Der Mobile Soziale Dienst 
"Essen auf Rädern" wurde not­
wendig, um die älteren Bürge­
rinnen und Bürger zu Hause 
mit Mahlzeiten zu versorgen. 
Innerhalb kurzer Zeit hat dafür 
der ASB 40 "Essen auf Rä­
dern"-Dienste aufgebaut, die 
19914214 ältere Bürgerinnen 
und Bürger täglich mit Miuag­
essen versorgen. Dafür sind 
260 Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter eingesetzt. 

Sanitätsdienst 

23 Orts verbände führen Sa­
nitätsdienste durch, bei Veran­
staltungen aller Art . 1991 wur­
den 33 Einsätze verzeichnet. 

Katastrophenschutz 

1991 begann das Programm 
der Bundesregierung zum 
Aufbau von 80 Katastrophen­
schutzzügen in den neueo 
Bundesländern. Zur Zeit be­
treibt der ASB 11 Y, Sanitäts­
züge und 20 Betreuungszüge. 

Gesundheitszentren 
(Polikliniken) 

Im Jahr 1990 war noch nicht 
abzusehen, wie sich das 
flächendeckende System der 
Polikliniken bewährt. Die neu­
en ASB-Orts- und Landesver­
bände haben sich nicht ge­
scheut, sich auch in diesem Be­
reich zu engagieren. 6 Polikli­
niken wurden in Gesundheits­
zentren, zum Teil in der 
Führung als gemeinnützige 
Gesellschaften, umgewandelt. 
Diese Gesundheitszentrcn be­
treuen 66000 Patienten. 

Einrichtungen für Aussied­
ler und Asylsuchende 

Es ist bekannt, daß die Un­
terbringung und die Betreuung 
von Aussiedlern und Asylsu­
chenden in den neuen Bundes­
ländern große Probleme auf­
werfen. Es mußten schnell Un­
terkünfte bereitgestellt werden 
und Helfer gefunden werden, 
die sich in der Betreuung der 
Aussiedler und Asylsuchen­
den engagieren. Zur Zeit be-
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treibt der ASB in den neuen 
BundesWndern 3 Aussiedler­
heime mit 927 Plätzen und 7 
Heime für Asylsuchende mit 
I ()()() Plätten. 

Beratungsdienste 

In 18 Ortwerhänden wur­
den Bef3tung~dienslc instal­
liert. die 14173 Rat,uchende 
betreuen. Insbesondere für die 
älteren Bürgerinnen und Bür­
ger i~l c\ notwendig. eine um­
fassende Beratung an/ubieten. 

Seniorensport und Freizeit­
veranstaltungen für Ältere 

Im Rahmen der SOlialen 
Dienste bieten 26 Ortsverbän­
de auch Veranstaltungen für 
Senioren im Bereich des 
Sports und der Freiteit an. 
12225 Teilnehmer an diesen 
Veranstaltungen wurden 1991 
geLählt. 

ARen- und Pflegeheime 

Die Feierabendheime in der 
früheren DDR wurden staat­
lich geführt. Auch in diesem 
Bereich ist Trägervielfalt und 
Pluralität notwendig. Dies ist 
auch 1111 Interesse derGemein­
den. StUdte und Landkreise. 
Die neuen Ort~verbände de~ 

ASB engagieren sich sehr in­
tcn..,iv für den Betrieb von sta­
tionären Einrichtungen. wie e.., 
im Westleil der Bundesrepu­
blik schon sei t Jahren ge­
,chieht. Zur Zeit betreiben die 
ASB-Orts- und Landesverbän­
de in den neuen Bundeslän­
dern 20 Alten- und Pflegehei­
me mll 2507 Betten. Es gibt 7 

eubau-Planungen. I Alten­
und Pflegeheim für 100 Betten 
ist lur Zeit bereits im Bau . De.., 
weiteren bestehen Übernah­
me-Planungen von ehemali­
gen Feierabendheimen in 12 
Städten. 

Einrichtungen für Kinder 

Kindergänen. Kindenages­
stätten und Kinderhone sollen 
in den neuen Bundesländern in 
privater Trägerschaft gefühn 
werden. Der ASB betreibt 14 
Kindenage"tätten mit 1082 
Plällen.2 Kinderhone mit 110 
Plätzen. I Kinderhotel mit 45 
Plällcn. 2 Kinderheime mit 

142 Plällen sowie I Kinder­
und Jugendfreizeitzentrum mit 
70 Plätlen. 

Sonstige soziale 
Einrichtungen 

Der ASB betreibt neben den 
stationiiren Einrichtungen für 
Kinder. Aussiedler. Senioren 
und Pflegebedürftige auch 14 
Seniorenclubs und Altentages­
stätten mit 623 Plällen. 2 
Kur17eitpflegestationen mit 
81 Plällen. 2 Behindenen­
werkstätten. I Behindenen­
heim. I Frauenhaus, I Sozial­
pädiatrisches Zentrum. I Fa­
milien- und Mütterberatungs­
stelle. I Krankenhaus mit 90 
Plätzen. In allen stationären 
Einrichtungen sind 1660 Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt. 

Erste-Hllfe-Ausblldung 

Schon im Jahre 1990 began­
nen die Onsverbände die Füh­
rerscheinbewerber In Erster 
lIilfe au"ubilden. Zwi­
schenzeitlich wurden Erste­
Hilfe-A usbilder geschult und 
weitergebildet. Der ASB hat in 
den neuen Bundesländern nun 
242 Erste-Hilfe-Ausbilder im 
Eins31l, die Sofonmaßnah­
men-Kurse für Führerschein­
bewerber anbieten und Erste­
Hilfe-Kurse über 8 Doppel­
\ lunden. 

Kraftfahrzeuge 

Notwendig war es. mit Be­
ginn der ASB-Arbei t Kraft­
fahrzeuge für den Rettungs­
dienst, rur die Soziabtationen, 
für den Behindenenfahrdienst 
und für die Mobilen Sozialen 
Dienste zur Verfügung l.U stei­
len. Dafür wurden erhebliche 
ASB-Eigenleistungen aufge­
bracht. Mit Stand 31. 12. 1991 
sind insgesamt 589 Kraftfahr­
leuge in den neuen Bundes­
ländern beim ASB im Einsatz. 
Die Ons- und Landesverbände 
sind heute durch gute finanz­
winschaftliche Planung in der 
Lage, Neufahrzeuge zu be­
schaffen. Für 1990 und 1991 
waren immen.,e Investitionen 
des ASB-Bundesverbandes 
notwendig. Die Kraftfahrzeu­
ge waren 1991 5905430 km 
unterwegs. Dabei sind noch 
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nicht die km-Leistungen der 
263 Fahrzeuge, die in den So­
lialstationen und im Bereich 
der Hauskrankenpflege einge­
,ellt sind. mitgezählt. 

Klnder- und Jugend­
gruppen der Arbelter­
Samariter-Jugend 

Im Rahmen der Kinder- und 
Jugendarbeit, die in der frühe­
ren DDR ausschließlich von 
staatlichen Organisationen 
durchgefühn wurde, hat sich 
in den letzten zwei Jahren eine 
stetige Entwicklung im Auf­
bau der Jugendverbände abge­
leichnet. So hat auch die Ar­
beiter-Samariter-Jugend als 
Jugendverband des Arbeiter­
Samariter-Bundes in den fünf 
neuen Bundesländern ihren 
Aufbau begonnen und mit 
Kinder- und Jugendgruppen, 
Seminaren. Ferienfreizeiten 
und internationalen Begeg­
nungen Aufnahme in die 
Stadt-, Kreis- und Landesju­
gendringe gefunden. In den 
verschiedensten Ons- und 
Kreisverbänden wird bereits 
von ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Kräften viel­
fach Kinder- und Jugendarbeit 
durchgefühn. 

Zusammenfassung 

Wichtig ist für den ASB, 
darauf hinzuweisen, daß 1991 
3802 Arbeitsplätle in den neu­
en BundesHindern geschaffen 
wurden, wobei nur 190 Ar­
beitsplätze auf die Verwaltung 
entfallen. 

Die Investitionen zur 
Durchführungder ASB-Arbeit 
in den neuen BundesHindem 
hat den ASB bis an die Gren­
ren sei ner Belastung gebracht. 
1990 wurden 4 Mio. DM lum 
Aufbau von neuen Ge,und­
heits- und Sozialdiensten auf­
gewandt, 1991 rund 7 Mio DM 
und für 1992 sind 1.5 Mio. DM 
vorgesehen. Den geringsten 
Teil erhielt der ASB aus Zu­
\chüssen des Staates b/w. aus 
dem Bundeshaushalt. Ledig­
lich die Beschaffung von 23 
B eh i nderten tra nsport wagen, 
12 Rettungswagen. Einrich­
tung für Soziahtationen und 
Einrichtungsgegenstände für 
den Aufbau von Landesge­
schäftsstellen wurden über den 

Deutschen Paritätischen 
Wohlfahnsverband dem ASB 
aus Bundeshaushaltsmitteln 
vermittelt. 

Der ASB mußte den größten 
Teil aus EigenleisLUngen fi­
nanzieren. Im Gegensatz da lU 

werden die Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahnspflege 
durch Bundeshaushaltszuwei­
sungen fast voll alimentien. 
Der ASB empfindet diese ein­
seitige Bevorwgung als unge­
recht. Im Gegensatz zu frühe­
ren .. M assenorganisationen", 
die ein von der DDR-Regie­
rung gefördenes staatliches 
Monopol hallen, mußte der 
ASB beim Aufbau seiner 
Dienste bei Null anfangen. 

Immense Aufwendungen 
mußte der ASB-Bundesver­
band auch leisten für die Aus­
und Fonbildung der neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter. für Darlehen und An­
I,chubfinan/ierungen sowie 
für die Herausgabe von Hand­
büchern und Broschüren. 

Der ASB besteht deshalb 
darauf, auch für sein 1933 be­
schlagnahmtes Vermögen eine 
Entschädigung aus dem Ver­
mögen der Paneien und Mas­
I,enorgani~ationen zu erhalten. 

ASB-Stauberater 
auf ostdeutschen 

Straßen 

Als erste Hilfsorganisa­
tion betreut der Arbeiter­
Samariter-Bund Autorei­
sende In Ostdeutschland. 
Seit dem Pfingstwochenen­
de sind ehrenamtliche 
ASB-Helfer auf Motorrä­
dern an besonders stau- und 
unfallträchtigen Strecken 
unterwegs, um bei Unfallen 
Erste Hilfe 7U leisten, per 
Mobiltelefon Rettungs­
dienl,l und Polizei zu ver­
ständigen. Mit Verpfle­
gung, Hygieneanikeln und 
Kinderspielleug lindern 
die Samariter auch die ärg­
sten staubedingten öte. 



IJohanniCer-Un,all-Hille 

Auch im Katastrophenschutz aktiv 
Johanniter-Unfall-Hilfe leistet wertvollen Beitrag zur Sicherheit 

Auch 1991 ist die Johanni­
ter-Unfall-Hilfe ihren Ver­
pflichtungen im Rahmen der 
Mitwirkung im Katastrophen­
schutz umfangreich nachge­
kommen. So wurden in den 
Landesverbänden aus Eigen­
mitteln wie auch mit der Un­
terstützung von Förderern aus 
kirchlichen und privaten Be­
reichen, in Verbindung mit den 
Anstrengungen der Helfer­
schaft neue Einheiten aufge­
stellt und schon bestehende 
besser und vollständiger aus­
gerüstet. 

Einige Beispiele seien hier 
genannt: 
• Der Landesverband Bayern 

hat mit einer sechsstelligen 
Summe die Ausstattung 
zweier Sanitätszüge vervoll­
kommnet und damit deren 
Einsatzwen erheblich ge­
steigen; 

• der Landesverband Baden­
Wüntemberg hat mit dem 
Verein für Hilfe in Kata­
strophenfallen im Bereich 
des Diakonischen Werkes 
der Evang. Landeskirche 
Baden e. Y. eine Reihe 
von "Schnelleinsatzgruppen 
(SEG)" und einen "Funk­
zug" aufgestellt, die beson­
ders im Landesteil Baden die 
don vorhandenen Kräfte des 
erweitenen Katastrophen­
schutzes des Bundes ergän­
zen und ggf. unterstützen; 

• der Landesverband Nieder­
sachsen/Bremen hat mit ei­
genen Mitteln die im KV 01-
den burg ansässige Rettungs­
hundestaffel weiter ausge­
stattet und neben einer Er­
gänzung der Ausrüstung 
auch ein adäquates Einsatz­
und Transponfahrzeug be­
schafft. 
Die Johanniter-Unfall -Hilfe 

ist an der Neuordnung des er-

weiterten Katastrophen­
schutzes stark beteiligt~ eine 
Erschwernis ist die durch die 
Wiedervereinigung und die 
Änderung der allgemeinen Be­
drohungslage in Europa für 
Deutschland entstandene eu­
einschätzung der Vorsorgenot­
wendigkeiten. 

In einigen alten Bundeslän­
dern wurden bereits zum Teil 
bestehende Bevölkerungs­
schutzkonzeplc unter Mitwir­
kung der Hilfsorganisationen 
überarbeitet und den zuständi­
gen Landesinnenministerien 
unterbreitet. Dabei stand für 
die Johanniter-Unfall-Hilfe 
nach wie vor die ausreichende 
Vorsorge für die Bevölkerung 
nach den Gesichtspunkten der 
schnellen und ausreichenden 
Hilfe auch außerhalb rein krie­
gerischer Bedrohungslagen im 
Vordergrund. Die Verhandlun­
gen sind bei Bund und Ländern 
noch nicht abgeschlossen und 
die tatsächlichen Entwicklun­
gen daher noch nicht abzuse­
hen. Eine Tatsache ist jedoch 
bei allen im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organi­
sationen unübersehbar: Die 
Helferzahlen stagnieren (sind 
zum Teil sogar rückläufig). 

ur mit einer besseren und 
technisch moderneren Aus­
stattung können die auf lange 
Sicht personell kleiner wer­
denden Einheiten zukünftig 
noch die Effektivität der Hilfe 
auf heutigem Niveau halten. 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe 
hat dazu auch im vergangenen 
Jahr nach Kräften ihren Teil 
beigetragen. Gerade durch die 
aktiven Helfer im Katastro­
phenschutz wurden, neben al­
lem notwendigen Zeitaufwand 
für die persönliche Aus- und 
Fonbildung, die Erhaltung und 
Pflege von Katastrophen-

Dieser Anikel stammt aus 
dem Jahresbericht 1991 der 
Johanniter-Unfall-Hilfe, der 
soeben erschienen ist. Die 
aktuelle Publikation gibl das 
viel faltige Aufgabenspek­
trum der christlichen 
Hil fsorganisation wieder. 
Die insgesamt40seitige Bro­
schüre dokumentien in Won 
und Bild, Tabellen und 
Schaubildern die Leistun­
gen, die ehren- und haupt­
amtliche Mitarbeiter in dem 
vergangenen Jahr erbracht 
haben. Der Status quo wird 
festgehalten in einer neuen 
Standonkane. Zukunftsper­
spektiven zeichnet der Bun­
desgeschäftsführer der Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe, An­
dreas v. Block-Schlesier, 
auf: 

"Die Jolumniter-Unfall­
Hilfe muß ihre Struktur 
ihrem raschen Wachslllm 
LInd der Zeit anpassen. Sie 
muß den Aufgabenwandel 
allalog dem sich ständig l'er­
ändernden Ersclzeimwgs­
bild der Not der Menschen in 
unserer Gesellschaft \'or­
nehmen. Nur als Piollieror-

ganisatioll können die Ja­
hmmiter ihreIl Gnmdsät:.ell 
treu bleiben, sonst werden 
sie eine "Q/4Stallschbare" 
Diellstleistwlgsjirma. Für 
solche PiollierleislUngen 
sind die Felder erkannt: Die 
Solidarität gegenüber den 
Alten lind deli Jungen, die 
Mithilfe bei der Zusammen­
führung dieser demogra­
phisch beängstigend tm­
gleich werdenden Genera­
tionen. Die Bejälziglllig der 
Mensclzen :.ur Hilfeleistung 
(Erste Hilfe, häusliche Kran­
kenpflege) muß erhalten lind 
erhöht werden. Die Mitwir­
kung im Be\'ölkerullgssc!zut: 
muß wieder verstärk, ein 
Eckpfeiler der Arbeit der Jo­
hamziter werden - neben ei­
nem durchaus l'orstellbaren 
kriegerischen Konflikt sind 
neue Bedrohungszenarien 
entstanden, gegen die Vor­
sorge getroffen werden muß. 
Auch werden die lohalllziter 
durch das geeillle Europa 
\'or lämlerübergreifende 
Aufgaben gestellt und kön­
nen mit ihrer Arbeill1icht \'or 
den dewsc!zen Grenzen halt­
machen . . , 
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sc hut/material sowie die örtli­
chen Hilfeleistungen bei klei­
nen und größeren Notlagen, 
zusätllich unzählige Swnden 
bei besonderen Hilfeleistun­
gen Im In- und Ausland er­
bracht. 

Seit 1988 beteiligen sich die 
Johanniter-Unfall-Helfer an: 
• der Betreuung von Flücht­

lingen und Asylbewerbern, 
• dem Sammeln, Transponie­

ren und Veneilen von Hilfs­
gütern aller An in not leiden­
den Regionen sowie 

• der Sicherstellung von Be­
treuungs- und Sanitätsdien­
sten bei VeranMaltungen. 
Sie leisten so ihren friedli-

chen Beitrag zur Sicherheit 
und Hilfe am notieidenden 
Menschen. 

Sliindiges Üben sorgt auch im Knt8strophenschulz für einen gleichbleibend hohen Ausbi ldungsstand. 

JUH-Gründung in 
Lettland geplant 
An der Rampe des mehr­

stOCkigen Lagerhauses in ei­
nem Voran Rigas stehen eini­
ge mit dem Roten Kreul ge­
kennzeichnete Latvia-Trans­
poner. H mter der Rampe wird 
eine Schiebetür geölTnet. Ein 
Handwagen, beladen mit Me­
dikamenten und medi.dni­
schem Verbrauchsmaterial , 
wird auf die Rampe gezogen, 
die Päckchen und Pakete im 
ersten Fahrl.eug verstaut. 

Wir ~tehen vor dem zentra­
len Ar/neimillellager Lell­
land,. 75 % des verfügbaren 
Nachschubs werden hier be­
reitgehalten und von Apothe­
ken und Krankenhäusern nach 
Anforderung und manueller 
Berei"tellung abgeholt. Hier 
werden auch die Medikamen­
te und medizlIlischen Ver­
brauch,millel, die die Johanni­
ter-Unfall -Hilfe <;Cit Anfang 
1991 aus Deutschland ge­
bracht hat, bis 7U ihrer Abho­
lung vorübergehend eingela­
gen. 

Der Verwalter des Depots 
unterrichtet un~, wie die An­
fordenmgen bearbeitet und 
troll der Knappheit von Medi­
kamenten die Lieferungen zu­
sammengestellt werden. Wie 
schon im Gespräch mit Wohl­
fahnsminister Dr. Theodor 
Eninch erfahren wir auch hier. 

welche Auswirkungen die 
Entscheidung für die Unab­
hängigkeit auf die Arzneimit­
telversorgung Lelliands haI: 
Seit der Auflösung der So­
wjetunion wurden die Arznei­
millellieferungen im Kompen­
>ationsgeschäft nach Lelliand 
ganz eingestellt. Rußland ver­
langte für die Medikamenten­
lieferungen im bisherigen Um­
fang 68 Millionen Dollar pro 
Jahr, die in Lelliand nicht 7ur 
Verfügung stehen. Bevor Lell­
land eine eigene Pharmaindu­
;trie aufgebaut haben wird, ist 
es auf Hilfslieferungen aus 
dem Ausland angewiesen. Be-

Die Zentrale 
der Schnellen 

Medizinischen 
Hilre in Rign. 

(Fotos: 
I-Ianisch) 
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sonders betroffen von den au­
genblicklichen Versorgungs­
engpässen sind Alten-, Kin­
der- und Behindenenheime. 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe 
Hamburg wird ihre Hilfsliefe­
rungen nach Lelliand fonset­
zen. Seit Anfang 1991 wurden 
210 Tonnen Medikamente und 
medil.inisches Verbrauchsma­
terial im Landtranspon oder 
über die Fährverbindung Ro­
stock-Riga nach Lelliand 
lr",,,ponien . 

Das Engagement der Ham­
burger Johanniter hinterließ 
bei den lellbchen Pannern ei­
nen tiefen Eindruck. Zum Ab-

schluß unserer Gespräche 
wurde vereinban. daß neun 
Medizinstudemen zu Ausbil­
dern in Er .. er Hilfe herange­
bildet werden sollen. Der 14tä­
gige Lehrgang fand millIer­
weile in Riga statt. 

Als nächster Schrill ist die 
Gründung der Johanniter-Un­
fall-Hilfe in Lelliand geplant. 
Der Arzt und Parlamentarier 
Dr. Ivars Krastins, zur Zeit 
auch Leiter des Koordinati­
onsbü ros für die Baltikumhil­
fe der Johanniter, hat seine Be­
reitschaft LUr Ubernahme die­
ses Amtes bekundet. 

Wolf-Dieter Hanisch 
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Mehr als der Tropfen auf dem heißen Stein 

Hilfsgüterkonvoi der Malteser in der Region Tschernobyl 

Dirk Schabanoski hat noch 
die Hand am Lenkrad seines 
Transporters. Eben hat er den 
Motor abgestellt. Sein Fahr­
zeug steht nun wieder auf dem 
Hof des Altenheims von Koro­
steno 60 Kilometer westlich 
von Tschernobyl. Stundenlang 
hat er in der westukrainischen 
Stadt Lebensmittelpakete ver­
teilt . Bestimmt waren die Stan­
dardpackungen mit Salz, Vit­
amintabletten, Kaffee, Spei­
seöl , Mehl und Zucker für kin­
derreiche Familien in dieser 
noch heute unter den Folgen 
des Reaktorunfall s leidenden 
Stadt. 

Modalitäten der Verteilung ge­
regelt waren. 

Kinderreiche Familien 
besonders betroffen 

Doch die Strapazen und das 
Warten waren nicht vergebens. 
Keine der Familien, die der eh­
renamtliche Malteserhelfer 
besuchte, hatte weniger als 
acht Kinder. In einer Familie 
mit zehn Kindern präsentierte 
der 17jährige älteste Sohn be­
reits stolz den eigenen drei­
köpfigen achwuchs. Alle zu­
sammen müssen sich eine 
Dreizimmerwohnung in einem 
der zahlreichen verwahrlosten 

Wohnblocks in Betonfertig­
bauweise teilen. .,Unaufge­
räumt wares nicht in den Woh­
nungen", schildert Schabano­
ski seine Eindrücke, "aber vie­
les ist schadhaft oder abge­
nutzl. .. 

Die Armut macht sich über­
all bemerkbar. vor allem bei 
den Kindern. Teilweise sind 
sie halbnackt gewesen, viele 
hat Schabanoski barfuß ange­
troffen. Hungern im echten 
Sinn werden wohl nur wenige 
in Korosten, aber aufgedunse­
ne Körper. bleiche Gesichts­
farbe. schlechte Zähne und an­
dere Anzeichen einer mangel­
haften Ernährung sind bei Er-

wachsenen wie Kindern nicht 
zu übersehen. Brot, Kartoffeln 
und minderwenige Fette sind 
die Hauptbestandtei le der 
Mahlzeiten; frische Kost kön­
nen sich die Familien nur sei­
ten leisten. 

Schuld daran ist die Inflati ­
on in den ehemals sowjeti­
schen Republiken, von der die 
kinderreichen Familien beson­
ders hart betroffen sind. Ende 
1990 kostete eine Stoffwindel 
noch zwei Rubel, jetzt müssen 
dafür 25 Rubel bezahlt wer­
den. Ein Kilogramm Käse ko­
stete zwei bis zehn Rubel, in­
zwischen sind es 100 bis 200. 
Auch Fleisch ist nur noch sei­
ten unter 100 Rubel das Kilo 
7U haben. 

Da hilft die Steigerung des 
durchschnittlichen Monats­
ei nkommens von rund 350 auf 
1000 Rubel nur wenig. Zum 
anderen entfall t e ine der bisher 
üblichen staatlichen Unterstüt­
zungen nach der anderen. 
Wenn sich früher beispielswei­
se die Eltern an der staatlichen 
Kinderbetreuung mit monat­
lich 20 Rubeln beteiligten, 
sind dafür heute zwischen 800 
und 1000 Rubel zu zahlen -
undenkbar rur kinderreiche 
Fam ilien. Als Folge muß ein 
Elternteil Lugunsten der Kin­
derbetreuung auf seine Er­
werbstätigkeit verzichten. 
Meist geben die Mütter ihre 
Stelle auf. Das so notwendige 
zweite Einkommen geht verlo­
ren, die Armutsspirale dreht 
sich eine Windung weiter. 

Deutlich ist dem 2 1jährigen 
anzumerken, daß ihn das eben 
Erlebte noch beschäftigt. "Da 
hatte man das Gefühl, unsere 
Pakete kommen echt an", stellt 
er fest. und Bewegung, aber 
auch Erleichterung schwingen 
mit. Sechs Tage ist es schon 
her, daß sich der Magdeburger 
Elektromaschinenbauer zu­
sammen mit 47 weiteren Hel­
fern des Malteser-Hilfsdien­
stes aus dem ganzen Bundes­
gebiet von Deutschland aus 
auf den Weg machte. 21 Last­
wagen und kleinere Transport ­
fahrzeuge, beladen mit ein­
hundertzwanzig Tonnen le­
bensmitteln, Kleidung, medi­
zinischen Geräten und Medi­
kamenten, hatten sie im Kon­
voi in die Ukraine zu bringen. 
Drei Tage brauchten sie flir die 
anstrengende Zweitausendki­
lometerstrecke über Frankfurt 
an der Oder, Warschau und 
Brest nach Korosten. Am 
frühen Morgen kamen sie im 
dortigen Altenheim an, das der 
ganzen Mannschaft als Unter­
kunft dient. Drei weitere Tage 
dauerte es dann noch, bis alle Dankbare EI11I)fanger der Hilfe: Eine alte Frau kämpft mit den Triinen. 

Auf einer anderen Fahrt in 
die Stadt stehen Malteserhel­
fer nachmittags vor Jewgenja 
P., einer ungefahr 50jährigen 
ehemaligen Krankenhaustech­
nikerin. Sie steht im verschli s­
senen Morgenmamel in der 
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Ein behindertes Kind im lIeim \on I)Ugl1tseho"kll rreut sich über die Auch Rolistiihle haben die Malteser mitgebracht , die Helrer erkliiren 
mitgebrachten Leckereien. der Behinderten das Cerüt 

Tür, die Haare fallen ihr grau­
strähnig bi, auf die Schultern. 
Dankbar nimmt sie das Paket. 
küßt in Verbeugungen den 
Helfern d,e Hände, billet sie 
herein. Schuhe, Papier, Klei ­
dung. sogar Speisere'te liegen 
auf dem Boden, auf tühlen 
und Tischen. Ein strenger Ge­
ruch durch/ieht die enge Woh­
nung. An der Wand "eht ein 
Klavier mit ge~chnittten Ver­
licrungen aus hellem Hol/ . 
.. Es i't aus Deutschland", sagt 
Jewgen!" 'toI7. Dan~bare Pa­
tienten schenkten cs ihr vor 
fünf/ehn Jahren. In der Z"i­
schen/eit hatte sie mehrere 
Her/infar~te , kann keiner ge­
regelten Arbeit mehr nachge­
hen. Doch weniger ab um sich 
selbst ,orgt sie sich um ihre 
Tochter, d,e hat in einer An 
einfachem Hausanlug das Ge­
spräch verfolgt. Kaum einer 
würde SIe für älter als 20 Jahre 
halten. aber sie ist schon 30. 
Sie habe eine Habkrankheil. 
klagt die MUlIer. und sei be­
reits von mehreren Är/ten be­
handelt worden, ohne Ergeb­
nis. 

Die Strahlung und 
ihre Folgen 

Daß die Äffte in der Gegend 
um Tschernobyl immer häufi­
ger auf Krankheiten 'toßen, 
die sie aus ihrerbisherigen Pra­
xis nicht kennen. beMiitigt spä­
ter Taljana Bcrczanec. verant­
wortlich im ukrainischen .So­
liall1lini~teriul11 für die Be­
treuung der alleinstehenden al­
ten und behinderten Men­
schen. Sie i't von Kiew nach 
Koroslen gekommen. um Or­
ganisation'hilfe bei der Venei­
lung der H,lf'güter /u leisten. 

icht nur Leukämie und 
Schilddrüsenkrankheiten wür­
den vcr\liirkt auftreten. son­
dern auch ver-,chiedene Er­
krankungen der Atemwegsor­
gane und des Verdauungs­
trakh, berichtet sie. Genaue 
Zahlen kann sie nicht nennen. 
Es sei aberauffallend. daßjet/t 
viel mehr Kmder Brillen 
bräuchten 1.I1s früher, und auch 

ascnblutcn komme häufiger 
bei ihnen vor. Tatjanas großer 
Wun\ch ist es. daß Är/te aus 
dem Westen in die Region 

72 1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/92 1 

kommen, die diese Krankhei­
ten zu diagnm,ti/ieren verste­
hen und die einheimi~chen 

Kollegen in der Behandlung 
anlernen können. 

Die Menschen in Korosten 
wis\en um die Strahlung und 
ihre Folgen. Und das, obwohl 
die offiziellen Stellen ,ich mit 
Informationcn eher bedeckt 
halten. Der Parka eine, Helfers 
liegt auf dem Boden. Eine Frau 
nimmt ihn auf. sagt warnend 
.. Radiation" und gibt dem Hel­
fer /u ve"tehen, daß da, nicht 
gut sei. Dann klopft sie den 
Staub ab. Eine Ärztin des un­
mJ\lelbar am Altenheim gele­
genen Krankenhauses berich­
tet vom Abend des 26. April 
1986: Mit ihrem Sohn lief sie 
wie viele andere auch auf den 
Balkon, um am ö'tlichen Ho­
ri/ont den ungewöhnlichen 
Feuer\chein 7U sehen. Im lau­
fe der Nacht hönen sie die Feu­
erwehr von Koroslcn aus­
rücken. Am nächsten Tag 
merklen sie. daß ihre Haut im 
Gesich! spannte und aufge­
quollen war. Zunäch't hielt sie 
e, für Ausschlag. Erst nach 

dre, Tagen erfuhren sie von der 
StrahlenkawSlrophe. Vor we­
nigen Wochen stellte die Ärz­
tin erste Veränderungen im 
Blutbild ihre, inzwischen 
10jährigen Sohnes fe,1. 

Vor dem Unglück lebten 
einhundCJ11aU'~end Menschen 
in Korosten . Heute sind es 
noch siebLigtausend. ein Drit­
tel von ihnen sind Rentner. Vor 
allem die Jüngeren haben die 
Region verlassen. Ul1lerstüt­
lung bei der msiedlung er­
halten sie von der ukrainischen 
Regierung, aber trotzdem kön­
nen es sich VIele nicht leisten 
wegzuziehen. Zu wenvoll ist 
es, überhaupt eine Verdienst­
möglichkeit IU haben . Da muß 
sogar die Angst vor der un­
sichtbaren Strahlung IU rück­
'tehen. Ohnmacht ist bei den 
Men,ehen spürbar und Apa­
thie. Aber ein in jüngster Zeit 
in der Region entstandenes 
Gedicht zeigt. daß e, möglich 
ist. selbst in dieser Situation 
noch einen Sinn zu sehcn. Das 
Gedicht rühmt die Strahlento­
ten von Tschernobyl. Es dankt 
ihnen für ihr Opfer, das die 



Menschen aufrüllelte und ih­
nen vor Augen führte, welche 
Gefahren die Nutlung der 
Kernenergie in sich birgt. 

,.In der 30-Kilometer-Zone 
rund um Tschernobyl wurden 
alle Menschen evakuien", 
schilden Jewgenij Belajew 
eine der Maßnahmen der 
ukrainischen Regierung nach 
dem Unglück. Er ist Abtei­
lungsleiter im Sozialministeri­
um der Ukraine und Vorge­
setzter von Taljana Berezanec. 
Das übrige von der Slrahlung 
betroffene Gebiet im orden 
der Ukraine wurde zu einer 
Sonderregion erklän, in der 
Ausnahmeregelungen gelten. 
So wird hier beispielsweise auf 
alle Gehälter ein Aufschlag 
von 50 Prozent gezahlt. Zu­
dem haben alle Erwerbstätigen 
Anspruch aufmindestens zehn 
zusätzliche Urlaubstage im 
Jahr und können fünf Jahre 

früher in Rente gehen. Finan­
ziert werden diese Leistungen 
durch eine Sondersteuer von 
12 Prozent auf alle Gehälter in 
der übrigen Ukraine. 

Alte Menschen auf 
Hilfe angewiesen 

Gefragt nach dem, was die­
se Region am dringendsten 
brauche, setzt Belajew den 
winschaftlichen Aufschwung 
an die erste Stelle. Dann könn­
ten auch Sozialarbeiter und 
POegekräfte in ausreichender 
Zahl eingestellt werden. In 
Korosten sind über 600 allein­
stehende alte Menschen regi­
strien, die sich selbst nicht 
mehr versorgen können und 
voll auf staatliche Hilfe ange­
wiesen sind. Daß diese Maß­
nahmen völlig unzureichend 
sind, erleben die Malteser 

Bittere Armut in Korosten, Ein blicke wie dieser waren leider keine Sel­
tenheit. 

selbst bei der Veneilung ihrer 
Familienpakete. Da ist der ha­
gere alte Mann mit den 
halbblinden Augen, der meh­
rere Minuten braucht, um mit 
einem Beil von innen den Rie­
gel an dem Verschlag zu öff­
nen, der als Eingang zu seiner 
Hülle dient. Oder die vom Al­
ter gebeugte Frau mit dem 
schwarzen Kopfwch, bei der 
sich der Ruß über die ärmliche 
Habe gelegt hat und der leere 
Kanon von dem Paket der 
Malteser vom lewen Jahr 
noch draußen vor der Breller­
tUr steht. ,.Von unserem Paket 
lebt sie jetzt die nächsten zwei 
Wochen", sagt einer. Und 
dann? Keiner der Helfer hälle 
ein schlechtes Gewissen, wenn 
er in jede dieser Hünen zwei 
Pakete stall eines gebracht hät-
te. 

Am schlimmsten ist es im 
Altenheim selbst. Von den 167 
Bewohnern sind nur noch rund 
30 ohne Hilfe gehfahig. Sie 
müssen die anderen mitversor­
gen, denn POegekräfte sind 
viel zu wenige da. Neue Bett­
wäsche gibt es nur alle drei 
Jahre. Bis dah in wird gewa­
schen, was von den Tüchern 
noch übrig ist. Viele der Alten 
liegen ohne Belluch auf völlig 
verdreckten Matratzen. Man­
ehe der Alten, die auf den Zim­
mern bleiben, sind barfuß. 
Eine kriecht auf allen Vieren. 
Viele der Alten haben keine 
Zähne mehr. Die Malteser ver­
teilen Frischeiwaffeln. Auf der 
Fahn haben sie noch im Scherz 
gefragt, wofür die wohl gut 
sein sollten. Jetzt wissen sie es. 

Wiedersehen In 
Pugatschowka 

Am vorletzten Tag vor ihrer 
Heimfahn bringen die Mal­
teser Kleidung, Spielsachen 
und Lebensmillel in ein Heim 
für geistig behindene Kinder 
in Pugatschowka, einem klei­
nen Dorf nahe Korosten. Eini­
ge von ihnen kennen es bereits 
von der ersten Malteser-Missi­
on in diese Region im Januar 
1991. Die Kleidung der Kinder 
ist einfach, verwa~chen und 
zusammengewürfelt, die Aus­
stattung der Aufenthaltsräume 
spartanisch. Aber es ist sauber 
und aufgeräumt. Besonders 

gilt das für die Schlafzimmer, 
die die Pflegerinnen stolz den 
Helfern präsentieren. Sie ge­
ben sich sichtlich Mühe. Und 
das nicht nur, wenn sich ein 
Hilfsdienst aus dem Westen 
ansagt. "lm vergangenen Jahr 
haben sie erst kurz vorher er­
fahren, daß wir kommen", er­
innen sich Konvoiführer Gerd 
Scholz, der bereits den letzt­
jährigen Großtranspon leitete, 
.,und trotzdem sah es nicht an­
ders aus." 72 Mitarbeiter sor­
gen indem Heim für die 115 
Kinder. Die Pflegekräftearbei­
ten in vier Schichten. 

Scholz erkennt nicht nur ei­
nige der Kinder wieder, son­
dern auch Schuhe, Jacken und 
Pullover, die sie selbst im letz­
ten Jahr mitbrachten. Minde­
stens zehn Puzzles haben das 
eine Jahr überstanden. Mit ih­
nen spielen die geistig lei­
stungsfahigeren Kinder. "Die 
Situation hier hat sich nicht 
versch lechten", zieht der 
Dienststellenleiter des Mal­
teser-Hilfsdienstes in Schwer­
te ein erstes Fazit. Das kann er 
von anderen Einrichtungen. 
die er wiedergesehen hat, nicht 
sagen. 

Wird es nochmals einen 
Transpon geben? Daß er drin­
gend notwendig wäre, steht 
außer Frage. "Entscheidend ist 
nicht, wieviele Tonnen an 
Hilfsgütern wir bringen, son­
dern daß die Menschen hier er­
fahren, daß sie nicht alleinge­
lassen sind", betont Scholz. Er 
nimmt eine detaillierte Be­
darfsliste des Altenheims und 
des Krankenhauses mit nach 
Deutschland. Die Malteser aus 
der Diözese Paderborn wollen 
eine Patenschaft über diese 
bei den Einrichtungen über­
nehmen - und wiederkommen. 
Vielleicht noch im Sommer 
dieses Jahres. 

Christoph Zeller 
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Deuucher Feuerwehnerbancl 01 
Vorsitzender des 

Landesfeuerwehrverbandes 
Niedersachsen bestätigt 

Anläßlich des IOOjährigen 
Jubiläum, der Freiwilligen 
Feuerwehr Diepholz hielt 
der Landesfeuerwehrverband 

iedersachsen seine 81. Ver­
bandwersammlung in der 
Krei'stadl Diepholl ab. Nahe­
IU 400 Delegiene aus allen 
Landeslei len und über 100 Eh­
rengä\tc wohnten der Ver­
sammlung bei. Im Millelpunkl 
stand der umfangreiche Jah­
res- und Rechen\Chaftsberichl 
des VoC\illenden, Be7irks­
brandmci\ICr Friu Meyer. 

Meyer "!Ilcllle in seinem Be­
richl die große Fülle der Akli­
viüilen dar. Das Berichtsjahr 

war geprägl vom Leilmollo 
" Brand;chulzer liehung - Auf­
gabe für alle!", das landesweil 
ein enorme!) Echo fand; Die 
Aufgabenslellungcn Lur 
BrandschulLCrllchung und die 
vom Lande~feuerwehrver­
band herausgegebenen Infor­
m3tionsmatcrialien und Lehr­
malerialien fanden großen An­
klang. 

Viel Arbeil wurde in den 
sechs Fachaw.,schüssen. den 
,ieben Arbeitskreisen und den 
Iwei Fachgrup'pcn geieislet. 
Vor allem die Offenllichkeits­
arbeit nahm breiten Raum ein. 
Ab ArbeilSergebnis wurde 

FEUERWEHR 
GESTERN - HEUTE - MORGEN 

125 J h Laut ' . ........ , a re •. d •• ' .... v. 
17. - 20. Juni 1993 

741 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/92 1 

eine neue Broschüre .,Wir über 
uns" anläßlich der Verbands­
ver\amrnlung herausgegeben. 
die über das vielftiltige und 
breitgeftichene Spektrum der 
Feuerwehraufgaben infor­
miert. 

Einen Mittelpunkt der Ver­
sammlung bildete der Punkt 
"Wahlen". Nach dreijähriger 
Amtveit stand Vorsitzender 
Fritt Meyer Lur Wiederwahl. 
Bei drei Stil1lmenthahungen 
wurde er für weitere drei Jah­
re im Amt bestätigt. 

Die bisherigen Vorstands­
mitglieder Ernst Jago und Her­
mann Alhuscn sowie der au,-

Anmeldungen 
zur 

INTERSCHUTZ 
1994 

in Hannover 

ge\Chiedene Landesjugend­
feuerwehrwan Ernst Müller 
wurden auf einstimmigen Be­
schluß der Verbandsve"amm­
lung zu Ehrenmitgliedern er­
nannt. 

Anläßlich der Verbandsver­
sammlung wurde d" Pro­
gramm, da\ Motiv und das 
Motto des 12Sjährigen Ju­
biläums vorgestellt, das 
der Landesfeuerwehrverband 
Nlcdersachsen im Jahre 1993 
begehen ~ann. Es soll ein 
großes L.1ndesfe>t der Feuer­
wehren werden und wird vom 
17. bis 20. Juni 1993 in Han­
nover stall fi nden. 

Dic INTERSCHUTZ 1994 - DER ROTE HAIIN -, die 
internationale Messe für Brand ... chuIZ. KaL.1strophenschutz. 
Rellungsdienst, findel in der Zeil vom 3. bis 8. Juni 1994 
in Hannover ,lall. Der Anmelde,chlußtermin für industrielle 
und ideelle Aussteller ist der 30, September 1993, Die,er 
Termin hai folgende Bedeutung: Von die,em Zeitpunkt an 
wird die Belegungsplanung durchgefühn, d. h. I lallen und 
Freigelände werden aufgeteilt und die elllieinen Sl,inde ent­
sprechend dcr Wünsche der Aussteller festgelegt. Das 
bedeutet selbstverständlich nicht. daß nach dem 30. Septem­
ber 1993 eine Anmeldung nicht mehr möglich ist. Dies ist 
selbstverständlich der Fall, nur wird es danach immer schwe­
rer, den individuellen Wünschen in der Slandol1wahl gerecht 
tU werden. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Bund und Länder stehen 
in der Verantwortung 
Michael Groß taufte sieben neue Rettungsboote 

Scharf krilisiene der Präsi­
dent der DLRG, Hans-Joa­
chim Banholdt, Bundesre­
gierung und Landesregierung 
in Mecklenburg-Vorpommern. 
Reim Ncu3ufbau des Wasser­
rettungsdienstes in den neuen 
Ländern habe man die DLRG 
allein "im Regen stehen las­
sen", sagte Banholdt im Rah­
men einer Bilanzpressekonfe­
renz in Graal-Müritz (Ro­
stock). 

Er bemängelte, daß aus dem 
Haushalt des Bundesgesund­
heitsministeriums keine Mittel 
geflossen seien. Die Sachhil­
fen des Verteidigungsministe­
riums, die nach unemäglich 
langen Wanezeiten bewilligt 
wurden, seien ein Tropfen auf 
den heißen Stein. Auch das 
Land Mecklenburg-Vorpom­
mem tue sich sehr schwer, 
wenn es um konkrete Hilfen 
für den Sofonausbau des Was­
serrenu ngsdienstes gehe. 

Wenn die DLRG nicht mit 
allen ihr zur Verfügung ste-

henden Mineln und Möglich­
keiten eingesprungen wäre, 
gäbe es bis heute keinen orga­
nisierten Wasserrettungsdienst 
an der Küste. Man müsse sich 
fragen, an welcher Stelle der 
Prioritätenliste die Sicherheit 
der Bürger gefühn werde. Bar­
tholdt fordene jetzt schnelles 
Handeln. Das Prinzip der Sub­
sidiarität dürfe nicht so weit 
gehen, daß sich Bund und Län­
der ganz aus der Verantwor­
tung stehlen. 

Eine positive Bilanz zog der 
DLRG-Präsident für das Jahr 
1991. Erstmalig in der fast 
80jährigen Geschichte habe 
die Organisation über eine hal­
be Million Mitglieder erreicht 
(+ 2,5 %). Erfreulich sei, daß 
die DLRG keine Nachwuchs­
sorgen, wie zahlreiche Spon­
vereine, habe. Ihre Mitglieder 
hätten - alle auf ehrenamtli ­
cher Basis - nahezu 2,5 Mil­
lionen freiwillige unentgeltli­
che Wachstunden an Küsten, 

BILANZ 1950-1991 

Schwimmprüfungen 

Rettungsschwimmprüfungen 

Erste Hilfe an Land 

Rettungen vor dem Ertrinkungstod 

Binnenseen und in Frei- und 
Hallenbädern geleistet. 

1991 haben die .,Engel am 
Wasser" 487 Menschen vor 
dem Tod durch Enrinken ge­
rettet. 39mal mußten sie dabei 
das eigene Leben aufs Spiel 
setzen. 

343000 Menschen haben 
im vergangenen Jahr bei der 
DLRG Schwimmen und Ret­
tungsschwi mmen gelernt . 
Auch die Ausbildung werde 
ausschließlich durch ehren­
amtliche Mitglieder geleistet, 
hob Banholdt hervor. 

Michael Groß, seit zwei Jah­
ren Pate des Wasserrettungs­
preises N IV EA-Delphin, will 
sein ehrenamtliches Engage­
ment für die DLRG künftig 
verstärken: ,.Ich kann mir 
vorstellen, daß noch viel 
mehr Menschen Rettungs­
schwimmer werden und dan.n 
in der Lage sind, im OIfall 
zu helfen. Dafür will ich 
werben", sagte der dreimalige 

Rettungen unter Lebensgefahr (inGe",mt".tuog"ohlenlhoh.nJ 

Schwimm- und Rettungsschwimmprüfungen 

Schwimmolympiasieger in der 
Pressekonferenz. 

DLRG-Präsident Banholdt 
dankte der Beiersdorf AG für 
die Unterstützung der DLRG 
bt:im Aufbau des Wasserret­
tungsdienstes in den neuen 
Bundesländern. Insgesamt sei­
en 25 Wachstationen moderni­
sien und besser ausgestanet 
worden, und durch die DLRG­
Nivea-Slrandfesttourneen von 
1989 bis 1991 habe das Unter­
nehmen der DLRG bereits 
sechs neue Motorrenungsboo­
te spenden können, zog Hans­
Jürgen Prick, Marketingleiter 
der Beiersdorf AG, eine posi­
tive Bilanz des sozialen Enga· 
gements. 

Nach der Pressekonferenz 
taufte Michael Groß sieben 
weitere neue Rettungsboote 
vor der Wachstation in Graal­
Müritz, von denen sechs in den 
neuen Bundesländern zum 
Einsatz kommen. 

17.782.167 

3.369.730 

1.264.767 

53.884 

7.940 

21 .157.894 
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Bald amUlches Kennzeichen für Bootsanhänger? 

Bi,her war es recht einfach: 
Am Heck des Trailers wird ein 
Papp,child montiert, auf dem 
das KCn1l1eichen des Zugfahr­
tcugs aufgemalt ist. und schon 
kann ,he Reise losgehen. Wenn 
es nach dem Willen der Bun­
desregierung geht. wird es in 
naherZukunft bald anders aus­
sehen. Im Zuge der EG-weiten 
l-IamlOnisierung der straßen­
verkehrsrechllichen Vo"chrif­
ten be'lehl u. a. die Absichl, 
den § 18 Abs. 4 der Slraßen­
verkeh fSI U lassung~ordnung 

(SIVZO) IU erweilern - mil 
folgenden Konsequen7en : 

• Ab Januar 1993 müssen be­
reil' im Verkehr befindliche 
Trai ler ein eigenes amtlichc~ 
Kenn/eichen führen. 

• Die Anmeldung zur erslen 
Hauptul11ersuchung (TÜV) 

hat spälestens im Oktober 
1994 LU erfolgen. 
Die amtliche Begründung 

hierfür laUlet: 
,.Sportanhänger werden oft 

wenig gefahren und schlecht 
gewartel und SIelien ein Si­
cherheitsrisiko dar. So ist es 
lur Zeit möglich, daß bei­
!)pielswei~e lulassungsfreie 
SauelanhHnger mit einem 
luläs;igen Gesamtgewicht 
von 2 000 kg am Straßen­
verkehr teilnehmen, ohne je­
mah eine § 29-Untersuchung 
tU erhalten (Hauptunter­
suchung. Zwischenuntersu­
chung oder Bremsensonderun­
tersuchung). Dies ist aus Grün­
den der Verkehrssicherheit 
nicht länger hinnehmbar." 

Der Bunde,rat hat dem Ge­
sClIcsvorhabcn bereits luge­
stimmt. 
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Neues beim 
UKW-Funk 

Seit dem 1. September 
1991 i,t die gebühren­
pnichtige Abnahme von 
UKW-Funkanlagen des 
See- und Rheinfunkdien­
,tes entfallen. Wa, bleibt, 
"t die Pnicht 7ur Anmel­
dung der Geräte, die nach 
wie vor den technischen 
Aunagen der Telekom ent­
"'Iprechen müssen. Diese 
behält sich stichprobenarti­
ge Überprüfungen an Bord 
vor. 

Andererseits wird es 
künftig beim Rheinfunk 
'trenger lugehen. Wegen 
der dort herrschenden 
mangelhaften Funkdis-
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7iplin wird ein automati­
sches Senderkennungs,y­
stem (ATIS = Automatic 
Transceiver Idenlification 
System) eingeführt, da, 
eine Identifi/ierung jeder 
mit die~em SyMcrn aus­
gerüsteten Sendeanlage er­
möglicht. 

Alle fest installierten 
neuen UKW-Funkgeräte 
müssen ab Oktober dieses 
Jahres mit ATIS ausgerü­
stet sein. Die Nachrü;tung 
älterer Geräte muß bis spä­
te,ten, Oktober 1996 erfol­
gen. Bel Handfunkgeräten 
sind frühere Fristen festge­
'eilt (Neugertite bereits seit 
Oktober 199 1, Altgeräte bis 
,pätestens Oktober 1994). 



ARKAT VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 
DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN/-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.v. 

Katastrophenschutz ins Blickfeld 
beruflicher Planungen gerückt 

• Die vielerorts rückläufigen 
Yerpllichtungszahlen für den 
Dienst im Katastrophenschutz 
haben in vielen Teilen der Bun­
desrepublik Deutschland Trä­
ger und Katastrophenschutz­
behörden zu verstärkten An-

Der von den Einheilen und 
Einrichtungen mit Unterstüt­
zung der Stadt Braunschweig­
Feuerwehr, Abteilung Kata­
strophenschutz - konzipierte 

Messestand fand am Eröff­
nungstag auch das besondere 
Interesse des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft , 
Prof. Dr. Rainer Ort leb, der 

sich von Branddirektor Dip!.­
Phys. Hans-Joachim Gress­
mann vor Ort informieren ließ. 

Die Wirtschaft verlangt von 
ihrem Führungsnachwuchs 

strengungen animiert, um en- ~I/~ _____ )' ./ 
gagierte Helferinnen und Hel- -"V _ K 
fer für die vielfaItigen Aufga- --...... -----~c:::::::::-~\::=:~--..".---:X~f----,~~ 
ben im Katastrophenschutz zu ~ ~ __ 
gewinnen. ... 

So hat jüngst die Stadt 
Braunschweig an läßlich der 
Ausstellung "Harz und Heide" 
(23. bis 31. Mai 1992) unter 
dem MOllO "Wir helfen und 
schützen -eine Aufgabe für je­
den" über die interessanten 
Mitwirkungsmöglichkeiren in 
den einzelnen Fachdiensten 
des Katastrophenschutzes in­
formiert. Im Rahmen einer 
Sonderschau der Industrie­
und Handelskammer Braun­
schweig zum Thema "Berufs­
bildung im Betrieb - Deine AUraktive Schautafeln und aufschJuUrciche Exponate kennzeichnen den Messestand des Katastrophen­
Chance zum Erfolg" empfah- schutzes_ ---------------------------------,--------------------len sich Feuerwehr, Techni-
sches Hilfswerk, Deutsches 
Rotes Kreuz und die kommu­
nalen Einheiten der Stadt (Re­
gieeinheiten) als attraktive Al­
ternative für wehrpflichtige 
Auszubildende, Schüler und 
Studenten. 

Öffentliche und private Trä­
ger im Katastrophenschutz der 
Stadt . Braunschweig infor­
mierten dabei gemeinsam über 
die vielseitigen Grund-, Fach­
und Führungsausbildungsan­
gebote in den Einheiten und 
Einrichtungen des Katastro­
phenschutzes einschließlich 
aller Möglichkeiten, sich in 
einzelnen Fachgebieten höher 
zu qualifizieren und damit 
Fähigkeiten zu erwerben, die 
gegebenenfalls auch beruflich 
verbesserte Perspektiven bie-
ten. 

Hoher Besuch am Stand des Katastrophenschutzes (von links): Braunschweigs Oberbürgermeister Werner 
Steffens, IJranddirektor Dipl. -Phys. Hans-Joachim Gressmann, Bundesminister Prof. Dr. Rainer Ortleb, 3. 
Bürgermeister Or. Kurt Lüpkc. 

1 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 7-8/92 177 



Oben und unten: Helfer der Feuernehr, der SEG-Bergung des TI-IW-OV ßr:lUnschweig und der SEG-Sa­
nitätsdienst (Regie) bei einer gemcinsumen Einsutlübung im freigeliinde. 

Stadtamtmal1n Hans-Joachim Hupe, Leiter der Abteilung Katastro­
phenschul.l der Feuen\ehr Braunschneig, präsenliert die gemeinsam 
von lilien Kat3strophenschutzorganisationen erstellte Informations­
broschüre. 
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zunehmend Engagement für 
das Gemeinwohl ("soziale 
Kompetenz") und bringt ge­
sellschaftliche Bezüge wieder 
mehr in Personalentscheidun­
gen ein. Der Dienst im Kata­
strophenschutz bietet jungen 
Leuten in dieser Hinsicht zum 
einen interessante Aufgaben­
felder, gestattet jedoch auch, 
den geplanten Ausbildungs­
lInd Berufsweg ohne t.citl ichc 
Unterbrechung zu gestalten, 
da die abzuleistenden Dienste 
in der Regel außerhalb der üb­
lichen Arbeitszeiten, d. h. an 
Abenden oder Wochenenden, 
teilweise bereits flexibilisiert, 
erbracht werden können. 

Beruniche Planung heißt für 
junge Menschen, sich gleich­
zeitig über die Art und Weise 
der Ableistung der nach dem 
Grundgesetz vorgesehenen 
Dienstleistungspnicht klar zu 
werden. Die Bereitschaft der 

Bürgerinnen und Bürger zur 
Sicherheit, lum Schut? von 
Leben und Umwelt aktiv bei­
zutragen, kennzeichnet dabei 
in besonderer Weise den Be­
zug zu unserem demokrati­
schen Staatswesen und ist 
Gradmesser für das Verhältnis 
von Staat und Gesellschaft. 

In formative Schautafeln, 
eine in Design und lnhalt an­
sprechende Broschüre sowie 
praktische Vorführungen im 
Freigelände trugen ZU einer 
insgesamt gelungenen Präsen­
tation des BraJnschweiger Ka­
tastrophenschutzes bei. Der 
Schutz von Leben und Umwelt 
kann heute nicht allein eine 
Aufgabedes Staates sein. Jähr­
lich entlasten die in den ver­
schiedenen Organisationen 
und Verbänden engagierten 
freiwilligen und ehrenamtli ­
chen Helferinnen und Helfer 
den Staatshaushalt um mehre­
re hundert Millionen DM. 

Trotz aller Bemühungen, 
den wachsenden Gefahrenpo­
tentialen für Mensch und Um­
welt vorzubeugen, kommt es 
immer wieder zu Unglücksfal­
len, bei denen der Verlust von 
Menschenleben zu beklagen 
ist oder hohe Sachwerte ver­
nichtet werden. Durch die fort­
.schreitende Technisierung, die 
Zusammenballung der Bevöl­
kerung in den Städten, Ver­
kehr, umweltgefahrdende 
Stoffe und Energien sowie die 
sich verändernden klimati­
schen Gegebenheiten sind die 
denkbaren Auswirkungen von 
Schadensereignissen immer 
größer geworden. Die Kata­
strophenschutzorganisationen 
können jedoch nur dann wir­
kungsvoll helfen, wenn genü­
gend Bürgerinnen und Bürger 
zur ehrenamtlichen Mitarbeit 
bereit sind. 

Staat und Politik sind des­
halb aufgefordert , die Attrakti­
vitlit der Katastrophenschutz­
dienste deutlich zu steigern 
und sich in konzeptionellen 
Überlegungen nicht weiter nur 
auf die gegenwärtig praktizier­
te Zahlenakrobatik LU be­
schränken. 

Klaus-Dieter Kühn 



Zeitgemäße 
Brandschutzausbildung 

Bei der Unterweisung von Perso­
nen im Umgang mit Feuerlöschern 
entstehen oftmals Probleme in der 
praktischen Ausbildung am offenen 
Feuer. Sowohl bei Feststoff- als auch 
bei Flüssigkeitsbränden führen die 
Rauchentwicklung und der Lösch­
pulvergebrauch häufig zu Protesten 
von Anwohnern. Die Ausbildungsteil­
nehmer müssen deshalb kosten- und 
zeitintensiv auf weit abseits liegende 
Übungsflächen gebracht werden. 

Die Dienststelle Darmstadt des 
Bundesverbandes für den Selbst­
schutz hat nun für diese Ausbildung 
eine realistische Löschmöglichkeit 
geschaffen. Erforderliches Zubehör 
sind eine handelsübliche Propangas­
flasche, ein Druckminderer, drei Me­
ter Gasschlauch und ein zwei Meter 
langes Aluminiumrohr. Eine Brand­
wanne und ein Holzstapel komplet­
tieren die Ausrüstung. 

Unter den auf der Brandwanne 
aufgebauten Holzstapel wird das 
Aluminiumrohr plaziert. Die daraus 
austretenden Gasflammen sind das 
Löschziel. Mit dem Übungswasserlö­
scher müssen diese zum Verlöschen 
gebracht werden. Das vorher ange­
feuchtete Holz gerät nicht in Brand. 
Die Löschtechnik ist die gleiche wie 

bei einem Feststoffbrand. Rauch ent­
steht dabei nicht. Beliebig viele Teil­
nehmer können unter gleichen Be­
dingungen üben. Hat einer keinen 
Löscherfolg, kann der Ausbilder an 
der Gasflasche die Flammen einfach 
abdrehen. Als Rückstand verbleibt in 
der Brandwanne lediglich Wasser. 

Die BVS-Dienststelle hat in über 50 
Ausbildungsgängen zum Brand­
schutz dieses Verfahren erprobt. Ob 
Behörden-Parkdeck oder Innenhof 
der Städtischen Kliniken Darmstadt -
überall ließ sich die praxisnahe Aus­
bildung anwenden. 

Selbst bei Ausstellungen und 
Straßenaktionen kann so publikums­
wirksam Brandbekämpfung demon­
striert werden. Anerkennung wurde 
schon von den Feuerwehren und 
dem Brandschutzamt ausgespro­
chen. Weitere Städte interessieren 
sich für das Verfahren. Die Stadt 
Frankfurt am Main besteht zukünftig 
auf diese umweltschonende Brand­

. schutzausbildung. 

ZahnreUung staU Zahnersatz 

Es ist bekannt, daß die Möglichkeit 
besteht, ausgeschlagene Zähne 
außerhalb des Mundes über einen 

längeren Zeitraum aufzubewahren 
und somit die Chance zu erhalten, 
den extrahierten Zahn zu reimplan­
tieren. Trotz fortgeschrittener Implan­
tationstechnik ist dennoch die erfolg­
reiche Reimplantation die Ausnah­
me. Der Grund hierfür liegt vor allem 
in der Zeitspanne, die zwischen Ver­
letzungen und Erstbehandlung ver­
streicht, denn erfolgversprechend ist 
eine Wiedereinpflanzung des Zahnes 
nur dann, wenn dieser möglichst 
schnell nach dem Unfall , auf gar kei­
nen Fall länger als maximal 30 Minu­
ten, in ein Zellnährmedium gegeben 
wird, das die Austrocknung der Zei­
len auf der Zahnwurzeloberfläche 
verhindert und zugleich auch bakte­
rien- und pilzwachstumshemmend 
wirkt. 

Nun sind aber derartige Nährmedi­
en in der Regel am Unfallort nicht ver­
fügbar, da sie nur über eine sehr be­
schränkte Haltbarkeit verfügen. Die­
ses Problem löst das Prinzip von 
Dentosafe. Die Zahnrettungsbox 
Dentos'afe besteht aus einem Glas­
behälter mit Schraubverschluß, in 
den eine patentierte Verschlußkappe 
eingelassen ist. Dort befindet sich 
luftdicht eingeschlossen eine mit 
Fungiziden und Bakterioziden ange­
reicherte physiologische Nährsub­
stanz als Trockenmasse. Im Glas­
behälter ist steriles destilliertes Was­
ser als Lösungsmittel, ebenfalls luft­
dicht versiegelt. Durch diese ge­
trennte Lagerung der Komponenten 
wird erreicht, daß die Rettungsbox 
über Jahre einsatzbereit und mobil 
zur Verfügung steht, d. h. die Nähr­
substanz wird aktuell erst direkt vor 
der Verwendung frisch angemischt. 

(Foto: Binz, Lorch) 
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Was jeder vom 
Brandschutz 
wissen muß 

2. Auflage 
Von Siegfried Volz 

Verlag W. Kohlhammer, 
7000 Stuttgart 80 

Jährlich sterben in der Bundesre­
publik über 1 000 Menschen bei Brän­
den, etwa 10000 Menschen tragen 
Verletzungen durch Brände davon. 
Die brandbedingte jährliche Scha­
denssumme beträgt ca. 6 Milliarden 
DM. Daher muß jeder einzelne wis­
sen, was zur Brandverhütung zu tun 
ist, wie Brände zu bekämpfen sind 
und wie man sich selbst oder andere 
in Sicherheit ~ringt. 

Dieses Buch will dazu beitragen, 
Wissenslücken auf diesen Gebieten 
zu schließen. In leicht lesbarer Form 
werden erforderliche Maßnahmen für 
die Verhütung von Bränden und ge­
eignete Regeln für das Verhalten im 
Brandfall genannt. Die zweite, über­
arbeitete Auflage berücksichtigt dar­
über hinaus Aspekte des Umwelt­
schutzes, den baulichen Brand­
schutz sowie Kraftfahrzeugbrände. 

Tagebuch der 
Telekommunikation 

von 1600 bis zur 
Gegenwart 

Von Sigfrid von Weiher und 
Bernhard Wagner 

VDE-Verlag GmbH, 1000 Berlin 12 

Die moderne Telekommunikation 
ist im auslaufenden 20. Jahrhundert 
ein nicht mehr wegzudenkender Fak­
tor von Technik und Kultur geworden. 
Ihre Vielgestaltigkeit führt zum Tele­
fon, zur Radartechnik, zum Rund­
funk, Bildfunk, Fernsehen, Satelliten­
funk, zum Fernschreiber, Videorecor­
der, Telefax und Bildschirmtext - um 
nur einmal die wichtigsten techni­
schen Geräte aufzuzeigen. 

In kurzen, aussagekräftigen Tage­
buchtexten werden alle wesentlichen 
Entwicklungsschritte der Telekom-
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munikation seit 1600 bis in unsere 
Gegenwart behandelt. Mit ca. 140 
Fotos bebildert, wird der fast vier 
Jahrhunderte lange Weg der Nach­
richtentechnik veranschaulicht. Wo­
bei das Buch, zunächst in 50-, ab 
1850 in 25-Jahres-Abschnitte geglie­
dert, die maßgeblichen Fortschritte 
jeder Periode behandelt. Ein Perso­
nenregister sowie ein Schrifttum­
Nachweis runden das Tagebuch ab. 

Der Weg zum erfolg­
reichen Ausbilder 

3. Auflage 
Von W. Blrkholz und G. Dobler 
Verlagsgesellschaft Stumpf & 

Kossendey mbH, 2905 Edewecht 

Dieses Lehrbuch wendet sich an 
alle Ausbilder, Fachreferenten, Do­
zenten und solche, die es noch wer­
den wollen. Es handelt sich hier nicht 
um ein fachbezogenes Ausbildungs­
buch, sondern aufgrund der allge­
mein gehaltenen Ausführungen und 
den nachfolgenden beispielhaften 
Ausarbeitungen wird jeder für seinen 
Ausbildungsbereich wissenswerte 
Informationen und praktische Tips er­
halten, die er in seine Ausbildungs­
tätigkeit mit einfließen lassen kann. 

Mit 42 Illustrationen und 53 gra­
phischen Darstellungen wird erreicht, 
daß der theoretische Lehrstoff so an­
schaulich wie möglich präsentiert 
werden kann. 

Nutzfahrzeuge­
Katalog '921'93 

Heinrich Vogel Fachzeitschriften 
GmbH, 8000 München 80 

Der Nutzfahrzeuge-Katalog bietet 
auf 336 Seiten eine umfassende 
Marktübersicht der gängigen Lkw, 
Busse und Anhänger inklusive der 
letzten IM-Neuheiten. Für jeden, der 
sich beruflich oder privat mit Nutz­
fahrzeugen beschäftigt; bietet der 
Katalog einen hohen praktischen 
Nutzwert. Tips und Tricks aus der Er-

fahrung der Redaktion werden un­
mittelbar an den Leser weitergege­
ben. 

Eine umfassende Marktübersicht, 
in der die einzelnen Modelle nicht 
nach Herstellern, sondern nach Pro­
duktgruppen geordnet sind, ermög­
licht einen direkten Vergleich aller 
wichtigen Fahrzeuge der verschiede­
nen Hersteller. Service-Tips zu Fähr­
verbindungen, Kombiverkehrssyste­
men und Informationen zu den gel­
tenden gesetzlichen Bestimmungen 
machen den Nutzfahrzeuge-Katalog 
zu einem aktuellen Standardwerk. 

Photographische 
Anatomie des 

Menschen 
5. Auflage 

Von eh. Yokochl, J. W. Rohen und 
E. L Welnreb 

F. K. Schattauer Verlag GmbH, 
7000 Stuttgart1 0 

Die neue Auflage des vorliegenden 
Atlasses enthält einen Großteil des 
Bildmaterials aus dem photographi­
schen Atlas von J. W. Rohen und eh. 
Yokochi, das hier speziell für die Be­
dürfnisse der paramedizinischen Be­
rufe zusammengestellt worden ist. 
Durch zusätzliche Schemazeichnun­
gen wurde versucht, die systemati­
schen Zusammenhänge so zu erläu­
tern, daß die zwangsläufig kompli­
ziert erscheinenden Makrophotos 
besser verständlich werden. 

Die Photographie des tatsächli­
chen anatomischen Präparates hat 
den unschätzbaren Vorteil, daß sie 
die Wirklichkeit des Objektes, auch in 
seinen natürlichen Proportionen und 
räumlichen Dimensionen, exakt ab­
bildet, so daß sich der Leser ein kla­
res Bild von den wirklichen anatomi­
schen Verhältnissen machen kann. 



Wollgang Jendsch 

MIMIMAGAZIN 

8001s- bzw. Ponlonanhänger 
(THW) 

Die Pontongruppen des Techni· 
schen Hilfswerkes retten Menschen 
und Tiere und bergen Sachen aus 
Wassergefahren, transportieren die­
se sowie eigene Rettungskräfte und 
-Einrichtungen über Flüsse und Ge­
wässer. Dazu werden Pontons und 
Boote eingesetzt. Zum Transport der 
Pontons bzw. der Mehrzweckboote 
werden spezielle Anhänger (siehe 
9/91) eingesetzt. Die Ausführungen 
dieser Hänger sind unterschiedlich, 
hier soll eine unter anderem vom 
Hochwasseralarmzug Rheinland­
Pfalz genutzte STAN-Version vorge­
stellt werden. Lackiert sind die An­
hängerfahrzeuge in THW-Blau (RAL 
5002). 

Das Modell 

Zur Herstellung des Modells wird 
ein mittelschwerer, zweiachsiger 
Lkw-Anhänger der Firmen Brekina 
oder Herpa verwendet. Die Pritsche 
wird nicht benötigt , wohl aber der 
Pritschenaufsatz (Rahmen) auf dem 
Fahrgestell. Nicht verwendet werden 
auch die Radabdeckungen vorn und 
hinten; während vorn diese Ab­
deckung ganz entfällt, wird sie hinten 
durch eine halbe, zum Heck gerich­
tete Preiser-Radabdeckung (z. B. 
1264) ersetzt. 

Auf den Rahmen des Anhängers 
wird ein zweiter Rahmen gesetzt, der 
Aufsatz und Halterung für die Boote 
bietet. Hier kann man auf Einzelteile 
aus der Modell-Lkw-Produktion 
zurückgreifen oder ein solches in Ei­
genarbeit (Profile) fertigen. Der An­
hänger verfügt nun über eine Länge 
von 69 Millimetern (ohne Deichsel) 
sowie eine Breite von 26 Millimetern. 
Der Radstand beträgt 47 Millimeter. 

In Eigenarbeit hergestellt werden 
muß der unter dem Rahmen befindli­
che Stau kasten. Auf Fahrzeugbreite 
ausgelegt verfügt er über eine Länge 
von 26 Millimetern (zwei gleichgroße 
Klappen; die vordere wird von unten 
her um drei Millimeter abgeschrägt) 
und über eine Höhe von acht Milli­
metern. Griffe werden durch kleine 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Vorbild des 
Bootsanhängers 

(Hochwas­
seralarmzug 

Rheinland-Pfalz). 

Plastikplättchen angedeutet. Die An­
hänger-Deichsel wird mit Luft- und 
Bremsschläuchen versehen (hier 
können Preiser-Feuerwehrschläuche 
verwendet werden: mattschwarz mit 
roter und gelber Endung). 

Zur Farbgebung: Fahrgestell , Rah­
men, Radkappen und Radabdeckun-

Das HO-Modell 
(unbeladen): 

deullich sichtbar 
die Rahmen und 

der Stau kasten 
des Fahrzeugs. 

Bootsanhänger 
mit Beladung und 

Zugfahrzeug . 

gen, Deichsel und Stoßstange in 
Mattschwarz (Außenteile in Glänzend 
möglich) , der Halterahmen für die 
Boote und der Staukasten werden in 
Blau lackiert. Abgesetzt in Rot bzw. 
Orange werden die Heckleuchten. 
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Amslerdam: Sehauplalz lür "Eur,pa "J~' 

.. Die dritte in der Reihe der "Europa­
Ubungen" fand - wiederum mit Unterstüt­
zung der EG-Kommission - Mitte Mai in 
Amsterdam statt: Im Mittelpunkt stand als 
realistisches Katastrophenszenario ein 
Flugzeugabsturz auf eine OlraHinerie. 500 
Einsatzkräfte aus zehn Ländern, darunter 
65 Akteure aus Deutschland, demon­
strierten mit modernstem technischen 
Gerät die ganze Bandbreite der Hilfe im Ka­
tastrophenfall. 

Beobachtet wurde die Übung von Ex­
perten aus zwanzig Staaten, darunter allen 
EG- und EFTA-Ländern sowie aus Polen 
und Rumänien. Der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Eduard Lintner, meinte vor Ort, die 
Übung habe der europäischen Zusam-
menarbeit im Bereich der gegenseitigen Hilfeleistung bei Katastrophen "neue Im­
pulse" geben können. Lintner ließ sich an den mit deutschen Helfern besetzten "Scha­
denssteIlen" eingehend über die praktische Arbeit unterrichten. 

Zukünftig sollte, so auch die ebenfalls anwesende niederländische Innenministe­
rin len Dales, die EG mehr zusammenhängende Ubungen als abschnittsweise De­
monstrationen vorsehen, damit eine direkte Zusammenarbeit besser erprobt werden 
kann . 


